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Hessischer Landkreistag  
  
  
Wir sind der kommunale Spitzenverband aller 21 Landkreise im Bundesland Hessen.  
  
Wir vertreten mit den Landkreisen  
  

 4,7 Mio. Einwohner und damit 77 % der Bevölkerung in Hessen  
 auf rund 97 % der Fläche des Bundeslandes Hessen und  
 leistungsstarke Verwaltungen mit 22.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die mit dem 

Haushaltsvolumen von über 7 Mrd. Euro im Jahr mit die maßgeblichen Gestalter in der Fläche 
und in den ländlichen Räumen darstellen.  

 
Die hessischen Landkreise erbringen mit  
  

 den Regel-, Eingliederungs- und kommunalen Leistungen der Jobcenter für SGB II-
Empfänger sowie der Übernahme der Wohnkosten,   

 den Leistungen der Sozialämter im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt, der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung, der Hilfe zur Pflege sowie den Leistungen für 
Asylbewerber,   

 den Leistungen für behinderte Menschen im Rahmen der Eingliederungshilfe,   
 dem Wohngeld, dem Schüler-, Studenten- und Meister-BAföG,   
 den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe,   
 den Integrationsleistungen für allein über 100.000 Flüchtlinge in den Jahren 2015/2016  
 und der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements als tragende Säule des gesellschaftli-

chen Zusammenhalts  
 
wichtige Sozialleistungen und geben dafür pro Jahr mehr als 4 Mrd. Euro aus.   
  
Die hessischen Landkreise sichern die öffentliche Daseinsvorsorge und wichtige Infrastrukturen vor 
Ort und sorgen für attraktive Lebens- und Arbeitsbedingungen für Bürger und Unternehmen in der 
Fläche. So sind sie   
  

 Träger von Krankenhäusern (rd. 2/3 der Landkreise),  
 Träger von 23 der 33 Sparkassen in Hessen,   
 Entsorgungsträger in der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung,  
 verantwortlich für den Erhalt und den Ausbau der ca. 5.000 Kilometer Kreisstraßen, was ei-

nem Anteil von 30% des überörtlichen Straßennetzes entspricht,   
 Träger des öffentlichen Personennahverkehrs und  
 Eigentümer hochleistungsfähiger Breitbandnetze.  

 
Sie unterstützen die Bruttowertschöpfung in den ländlichen Räumen vor allem in Handwerk, Mittel-
stand und Industrie.   
  
Die hessischen Landkreise sind zentrale Akteure im Bildungsbereich als  

 
 in der Summe größter Schulträger in Hessen,   
 maßgebliche Gestalter der Schulentwicklungsplanung,  
 Verantwortliche für die Schulbeförderung,  
 Träger von Volkshochschulen sowie Kreismusikschulen und  
 Träger / Förderer einer Reihe von kulturellen und sportlichen Einrichtungen. 
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V o r w o r t  
 
Zur Mitgliederversammlung/Jahrestagung 2022 legt die Geschäftsstelle des Hessischen Landkreista-
ges den in der Satzung vorgesehenen Geschäftsbericht vor, der den Zeitraum von November 2021 bis 
November 2022 umfasst. Der Geschäftsbericht ist nach Aufgabenfeldern sowie Sachthemen gegliedert 
und stellt die Aktivitäten der Gremien und der Geschäftsstelle des Hessischen Landkreistages - des 
kommunalen Spitzenverbandes der 21 Landkreise in Hessen - dar. Weiterhin gibt er einen Überblick 
über die Positionen des Hessischen Landkreistages zu kreisrelevanten Themen auf europäischer, bun-
desweiter, landesweiter und kommunaler Ebene. 
 
Ganz besonders war der Berichtszeitraum weiterhin durch die Corona-Pandemie sowie ab Februar 
2022 durch den russischen Angriffskrieg auf die Ukraine - und die sich daraus ergebenden besonderen 
Herausforderungen für die Landkreise - geprägt. 
 
So kamen auf die Landkreise als maßgebende Akteure bei der Bekämpfung des Coronavirus im zu-
rückliegenden Jahr weiterhin zahlreiche besondere Aufgaben zu (Auswahl): 
 

 Erlass von Allgemeinverfügungen für besondere Situationen 
 Umsetzung und Durchsetzung der Corona-Beschränkungen von Land und Bund  
 Information und Beratung der Bevölkerung 
 Absonderung von erkrankten Personen und Verdachtspersonen 
 Sicherstellung des Transportes mit dem Rettungsdienst in geeignete Kliniken 
 Sicherstellung von Betten- und Beatmungskapazitäten in den Kreiskliniken 
 Unterstützung der niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte 
 Beschaffung und Verteilung von Schutzausrüstung 
 Unterstützung bei der Umsetzung der Maßnahmen in Schulen und Kitas 
 Beratung und Unterstützung von Unternehmen in finanzieller Not 
 Aufspannen eines Schutzschirmes für soziale Einrichtungen 
 Unterstützung beim Betrieb von Testzentren 
 Aufbau und Betrieb von Impfzentren 
 Impfen durch den ÖGD 

 
Als wichtige Akteure bei der Bewältigung der Folgen des Ukraine-Krieges haben die Landkreise nun-
mehr auch folgende besondere Aufgaben übernommen (Auswahl): 
 

 Aufnahme und Unterbringung von aus der Ukraine geflüchteten Menschen 
 Registrierung und aufenthaltsrechtliche Einordnung von aus der Ukraine  

geflüchteten Menschen 
 Bereitstellung von Impf- und Testangeboten für aus der Ukraine geflüchtete Menschen 
 Vorbereitung und Einsatz der Katastrophenschutz-Strukturen für Hilfeleistungen 
 Reaktivierung der Strukturen der zivilen Verteidigung 
 Vorbereitung des Rettungsdienstes und der (Kreis)-Kliniken auf die Aufnahme von Kriegsver-

letzten 
 Gewährung der Cybersicherheit der Verwaltungen 
 Vorbereitung der eigenen Einrichtungen etc. auf eine mögliche Energie- und Gasmangellage 
 Vorbereitung auf die Unterstützung der Bevölkerung bei einer möglichen  

Energie- bzw. Gasmangellage (z. B. im Kontext KatS) 
 
Die Unterstützung der 21 Landkreise bei der Bewältigung dieser Aufgaben und deren Koordination 
untereinander stand besonders im Vordergrund der Arbeit des Hessischen Landkreistages. Darüber 
hinaus wurde aber auch weiterhin das gesamte Spektrum der Landkreisaufgaben durch die HLT-
Referate "Finanzen, "Wirtschaft, Umwelt und Verkehr", "Schule und Kultur", "Recht, Verfassung und 
Europa", "Soziales" und "Gesundheit" bearbeitet – sowie diesbezügliche Abstimmungen und Positio-
nierungen vorgenommen. 
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Wie immer Stand im Fokus der Verbandsarbeit auch der Stand und die Perspektiven der Kreisfinan-
zen. Im Berichtszeitraum waren die kommunalen Finanzen in Hessen nicht nur durch die Nachwir-
kungen der Corona-Pandemie sondern zusätzlich durch den russischen Angriffskrieg auf die Ukraine, 
die hieraus resultierende Aufnahme und Unterbringung von Flüchtlingen und die hohe Inflation belas-
tet: Im Sozialbereich und beim Energiebezug vervielfachten sich die zu leistenden Aufwendungen und 
Auszahlungen mitunter. Und auch im investiven Bereich bereiten das hohe Preisniveau bei Baumate-
rialien und im Baugewerbe weiter Sorge. Im Zuge der Gespräche zum Landeshaushalt 2023/2024 hat 
der Hessische Landkreistag daher gemeinsam mit den Schwesterverbänden erstmals ein gemeinsames 
Positions- und Forderungspapier Finanzen aufgelegt, in welchem die drängendsten finanziellen Frage-
stellungen zusammengefasst wurden. Im weiteren Verfahren verstärkte das Land den KFA 2023 zwar 
mit einem Betrag von 314 Mio. Euro, indem es die Hälfte des den Kommunen im Jahr 2024 ohnehin 
zustehenden Betrages aus der sogenannten „KFA-Revision“ vorzog. Angesichts der großen finanziel-
len Belastungen für die Mitgliedskreise verspricht dieser Schritt jedoch allenfalls eine gewisse Linde-
rung, ohne die Probleme wirklich zu lösen. 
 
Die inhaltliche und politische Arbeit des Hessischen Landkreistages wurde wiederum durch eine in-
tensive Öffentlichkeitsarbeit flankiert. Fest etabliert sind der Internetauftritt (www.hlt.de) sowie der 
fünf Mal im Jahr erscheinende Newsletter „Landkreistag Kompakt“. Die Mitglieder konnten zudem 
im Jahr 2021 mit insgesamt über 1.500 HLT-Rundschreiben informiert werden. Zudem gab es über 
gesonderte Email-Verteiler insbesondere an die Landrätinnen und Landräte jeweils aktuelle Informati-
onen zu den Themen "Coronavirus" und "Ukraine" Der internen Kommunikation diente schließlich 
auch der Bereich des Intranets mit der Gremien- und Rundschreibendatenbank. 
 
Zwei besonders traurige Anlässe gab es im ersten Halbjahr des Jahres 2022 unmittelbar in der Mit-
gliedschaft des Hessischen Landkreistages: Der viel zu frühe Tod von Frau Landrätin Kirsten Fründt 
(Landkreis Marburg-Biedenkopf) sowie von Herrn Ehrenpräsidenten Landrat a.D. Erich Pipa. Der 
Hessische Landkreistag wird beiden ein ehrendes Andenken bewahren. 
 
Die Geschäftsführung bedankt sich auch in diesem Jahr bei den 21 hessischen Landkreisen sowie ins-
besondere den in den Gremien des Hessischen Landkreistages mitwirkenden Landrätinnen und Land-
räten, Kreisbeigeordneten, Kreistagsvorsitzenden und den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Kreisverwaltungen für das Engagement im und für den Hessischen Landkreistag. Dieses leistet ei-
nen wesentlichen Beitrag dazu, dass die Geschäftsstelle und der Verband erfolgreich arbeiten können. 
Ein großes Dankeschön gilt zudem unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle für 
deren enormen Einsatz und die fachkundige Unterstützung.  
 
 
Wir empfehlen den Geschäftsbericht 2021/2022 Ihrer Lektüre.  
 
 
Wiesbaden, im November 2022 
 
 
 
 
 
 

Prof. Dr. Jan Hilligardt  
Geschäftsführender Direktor 

Dr. Michael Koch 
Direktor 

 
 
 
  



6 

 
 
 



7 

 

1. Finanzen 
 
 
Kommunalfinanzen in der Corona - Pan-
demie  
 
Wie in den Vorjahren standen die Kommunal-
finanzen im Berichtszeitraum unter dem Ein-
druck der wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie und ab Februar 2022 des 
Kriegs in der Ukraine. 
 
Das Urteil vom 27.10.2021, in dem der 
Staatsgerichtshof des Landes Hessen das Ge-
setz über das Sondervermögen „Hessens gute 
Zukunft sichern“ („Gute-Zukunft-Sicherungs-
gesetz“) als mit der Verfassung des Landes 
Hessen unvereinbar erklärt, stellte im Be-
richtsjahr die wichtigste und folgenreichste 
Änderung im Bereich der Kommunalfinanzen 
während der Corona-Pandemie dar. Daran an-
knüpfend erklärte der Staatsgerichtshof des 
Weiteren einzelne Bestimmungen im Haus-
haltsgesetz 2020 in der Fassung des 2. Nach-
tragshaushaltsgesetzes vom 04.07.2020 für 
verfassungswidrig. Hinsichtlich der Bildung 
eines Sondervermögens hebt der Staatsge-
richtshof in dem vorgenannten Urteil das 
Budgetrecht des Parlaments und die daraus zu 
beachtenden Bedingungen besonders heraus, 
vor allem hinsichtlich Zwecksetzung, Konkre-
tisierung, Mittelbestimmtheit und -bindung. 
Dass sich keine Rückabwicklungspflichten 
aus dem genannten Urteil ergeben und bereits 
bewilligte Maßnahmen und eingegangene 
Verpflichtungen von der Unvereinbarungser-
klärung unberührt bleiben, ist aus Sicht der 
Kommunen jedoch positiv zu bewerten. 
 
In der Stellungnahme des HLT zum Landes-
haushalt 2022 wurde auf das genannte Urteil 
des Staatsgerichtshofs Bezug genommen. 
Diesbezüglich forderte der HLT, dass es bei 
der in der Übereinkunft zwischen Landesre-
gierung und Kommunalen Spitzenverbänden 
(KSpV) vom 06.11.2020 (Übereinkunft) ver-
einbarten Mittelbereitstellung und –verwend-
ung bleibt und die Landesregierung und Re-
gierungsfraktionen alternative Formen der 
entsprechenden haushalterischen Umsetzung 
finden müssten. Dieser Forderung entspre-
chend wurde im Rahmen der Verabschiedung 
des Landeshaushaltes 2022 eine Lösung über 
entsprechende Änderungsanträge seitens der 
Regierungskoalition herbeigeführt. 

Hinsichtlich der im erwähnten Sondervermö-
gen vereinbarten Festschreibung und jährlichen 
Steigerung der Finanzausgleichsmasse siehe 
Abschnitt „Entwicklung KFA-Festsetzung 
2022“.  
 
Darüber hinaus wurde hinsichtlich der Corona-
Pandemie im Berichtsjahr der Testzeitraum 
bzw. die entsprechende hälftige Kostenüber-
nahme durch das Land für die Testungen von 
Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflegestellen zunächst bis zum Ende 
des ersten Schulhalbjahres 2021/22 und an-
schließend bis zum 22.04.2022 verlängert.  
 
Zudem widmete sich die Geschäftsstelle den 
Hinweisen des Hessischen Kultusministeriums 
und des Hessischen Ministeriums für Soziales 
und Integration (HMSI) auf das Förderpro-
gramm von Bund und Land für die Anschaf-
fung von mobilen Luftreinigungsgeräten durch 
öffentliche und freie Träger für Schulen und 
Kindertageseinrichtungen. Mit Hilfe des vor-
genannten Förderprogramms wurde die Lücke 
für Träger von Schulen und Kindertagesein-
richtungen geschlossen, die nicht bereits durch 
die Teilnahme an dem im Jahr 2020 aufgeleg-
ten Landesförderprogramm für „Schutzmaß-
nahmen an Schulen und Kitas“ mobile Luftrei-
nigungsgeräte beschafft haben. 
 
 
Haushalts- und Finanzsituation der hessi-
schen Landkreise  
 
Die Auswertung der Ergebnisse der durch die 
Geschäftsstelle in den Monaten April und Mai 
2022 durchgeführten Umfrage zur Haushaltssi-
tuation verdeutlicht die Prägung der Kreishaus-
halte durch steigende soziale Ausgaben sowie 
die finanziellen Auswirkungen der Corona-
Pandemie wie in den Vorjahren und die zusätz-
liche Belastung durch die seit längerer Zeit zu 
beobachtenden Preissteigerungen im Bausektor.  
 
 Das Gesamtergebnis der hessischen Landkrei-
se insgesamt ergab per 31.12.2021 einen 
Überschuss von 126,7 Mio. Euro. Im Ver-
gleich zum Vorjahr ist bei diesem Posten ein 
deutlicher Rückgang von 238,1 Mio. Euro 
festzustellen. Die zu beobachtende rückläufige 
Entwicklung setzt sich im Jahr 2022 fort. In 
der Summe für alle Mitgliedskreise wird ein 
negatives Gesamtergebnis von -66,6 Mio. Eu-
ro erwartet. 
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 Auch im Jahr 2021 wiesen die Landkreise 
wie in den Vorjahren in der Summe einen po-
sitiven Finanzhaushalt aus, welcher 41,3 Mio. 
Euro betrug. Demgegenüber sind die Erwar-
tungen für das Jahr 2022 ganz anders. 16 
Landkreise gehen nicht davon aus, einen aus-
geglichenen Finanzhaushalt nach § 92 Abs. 5 
Nr. 2 HGO zu erreichen. Insgesamt planen 
die 21 Mitgliedskreise bei dieser Position ei-
nen negativen Betrag von -186,5 Mio. Euro.   

 
 Per 31.12.2021 betrugen die Liquiditätskredi-
te 2,4 Mio. Euro und betrafen lediglich einen 
Landkreis, per 31.12.2020 wurden bei diesem 
Posten 47,6 Mio. Euro ausgewiesen. Die 
Kreditermächtigung für das Jahr 2021 wurde 
in der Summe mit 280,0 Mio. Euro beziffert 
und für das Jahr 2022 enthalten die Haus-
haltssatzungen Ermächtigungen für die Auf-
nahme von Liquiditätskrediten in Höhe von 
insgesamt 305,2 Mio. Euro. 

 
 Für die Produktbereiche 05 und 06 stieg der 
Anteil des Zuschussbedarfs/-betrags an den 
allgemeinen Deckungsmitteln von 69,47 % 
im Jahr 2020 auf 73,53 % im Jahr 2021 und 
für das Jahr 2022 ist eine weitere Steigerung 
auf 78,26 % geplant. 

 
Den beschriebenen rückläufigen Ergebnissen 
in der Gesamtergebnis- und der Gesamtfi-
nanzrechnung liegen verschiedene Ursachen 
zugrunde. Im Sozialbereich werden die Kreis-
haushalte auf vielfältige Weise belastet, z. B. 
durch die gestiegene LWV-Umlage oder Stei-
gerungen im Bereich der Jugend- bzw. Ein-
gliederungshilfen. Darüber hinaus wirkt sich 
weiterhin die Corona-Pandemie mit gestiege-
nen Personal- und Sachkosten im Gesund-
heitsdienst aus. Zusätzlich werden die Kreis-
haushalte bereits seit längerer Zeit in Zusam-
menhang mit kommunalen Krankenhäusern 
aufgrund der unzureichenden dualen Finanzie-
rung nicht nur über die Krankenhausumlage 
belastet, sondern z. T. auch aus Krankenhaus-
trägerschaften, d. h. in diesem Zusammenhang 
z. B. durch Verlustausgleiche.  
 
Nach Durchführung der fraglichen Haushalts-
umfrage im Frühjahr des Berichtszeitraums 
mit den vorstehend skizzierten Ergebnissen 
verschärfte sich die Haushaltslage der hessi-
schen Kreise im weiteren Jahresverlauf deut-
lich. Weiter steigende Belastungen im Sozial-
bereich u.a. aufgrund der Aufnahme und Un-
terbringung von Flüchtlingen aus der Ukraine, 

explodierende Energiepreise und hohe Inflati-
onsraten lassen es zum Zeitpunkt der Berichts-
legung kaum möglich erscheinen, dass im 
kommenden Haushaltsjahr 2023 der Haushalt-
sausgleich für die Kreise möglich sein wird.  
 

 
Kreisumlage: Entwicklung der Hebesätze 
und Rechtsprechung 
 
Die im Abschnitt „Haushalts- und Finanzsitua-
tion der hessischen Landkreise“ beschriebene 
Entwicklung führt, abweichend zu den Vorjah-
ren, im Jahr 2022 zu einer geringfügigen Erhö-
hung des durchschnittlichen hessenweiten 
Kreisumlagehebesatzes. In diesem Zusammen-
hang betrug der Hebesatz im Jahr 2021 
32,11 % und im laufenden Haushaltsjahr 2022 
sehen die Planungen der Landkreise eine Stei-
gerung auf 32,47 % vor. Im Gegensatz dazu 
wird bei der stets kostendeckend zu erheben-
den Schulumlage wie im Vorjahr eine rückläu-
fige Entwicklung angenommen. Im Jahr 2022 
wird im landesweiten Durchschnitt ein ent-
sprechender Hebesatz von 17,97 % erwartet, 
nach 18,04 % im Jahr 2021. Bezüglich der 
Summe der beiden vorgenannten Hebesätze 
gehen die Landkreise nunmehr von einer Stei-
gerung von 50,15 % im Jahr 2021 auf 50,44 % 
im laufenden Haushaltsjahr aus.  
 
Weiterhin informierte die Geschäftsstelle die 
Mitglieder im Berichtsjahr mit Hilfe des Rund-
schreibendienstes über das Urteil des  
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 
27.09.2021 sowie über den Beschluss des 
BVerwG vom 29.11.2021 bezüglich der zum 
zweiten Mal zugelassenen Revision im Klage-
verfahren Perlin gegen den Landkreis Nord-
westmecklenburg, in denen jeweils das Thema 
Kreisumlagebemessung und förmliche Anhö-
rungspflichten verhandelt wurde und aus denen 
ersichtlich ist, dass die bereits seit mehreren 
Jahren andauernde Diskussion zu der genann-
ten Problematik noch nicht abgeschlossen ist.  
 
 
Landeshaushalt 
 
Landeshaushalt 2022  
 
Seitens des HLT wurde zu dem Gesetzentwurf 
über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Landes Hessen für das Haushaltsjahr 2022 
(Haushaltsgesetz 2022) im Vorfeld der Anhö-
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rung im Haushaltsausschuss des hessischen 
Landtags schriftlich unter anderen zu folgen-
den Themen Stellung genommen: 
 
Hinsichtlich des Urteils des Staatsgerichtsho-
fes des Landes Hessen vom 27.10.2021 über 
das Gesetz über das Sondervermögen „Hes-
sens gute Zukunft sichern“ und die Entwick-
lung des KFA in diesem Zusammenhang wird 
in der vorgenannten Stellungnahme die 
Sichtweise des HLT dargelegt (siehe Ab-
schnitt „Kommunalfinanzen in der Corona-
Krise“). 
 
Bezüglich der Umsetzung des Bundesteilha-
begesetzes legte der HLT wie im Vorjahr dar, 
dass die Umsetzung des Lebensabschnittsmo-
dells seit dem Jahr 2020 zu einer deutlichen 
Entlastung des Landeswohlfahrtsverbandes 
Hessen (LWV) geführt hat sowie zu einer ent-
sprechenden Belastung der Landkreise und 
kreisfreien Städte. Darüber hinaus erwartet 
der HLT im Jahr 2022 allein für die Landkrei-
se einen zusätzlichen Anstieg der LWV-
Umlage von rd. 100 Mio. Euro. Der HLT for-
derte deshalb erneut die vollständige Erstat-
tung des auf kommunaler Ebene entstehenden 
Mehraufwands durch die Umsetzung des 
BTHG ab dem Jahr 2020 durch das Land Hes-
sen.  
 
In Zusammenhang mit den Investitionsmitteln 
für Krankenhäuser wurde seitens des HLT die 
Mittelbereitstellung im Jahr 2021 von 160 
Mio. Euro begrüßt, welche auf der Vereinba-
rung in der Übereinkunft basiert. Die Einma-
ligkeit der Zuwendung wird jedoch nicht als 
ausreichend erachtet und wie bereits an ande-
rer Stelle vorgetragen, wird in Anlehnung an 
die Forderung der Krankenhausgesellschaft 
eine jährliche Erhöhung der Investitionsmittel 
als zwingend erforderlich angesehen. 
 
Der HLT wies hinsichtlich des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) auf die Not-
wendigkeit einer dauerhaft und strukturell 
auskömmlichen Finanzierung hin, welche 
auch weiterhin und über die Mittelbereitstel-
lung aufgrund der Übereinkunft hinaus einen 
Ausgleich für die noch spürbaren Folgen der 
Corona-Krise beinhalten muss. 
 
 
 
 

Positionspapier Finanzen der KSpV zum Lan-
deshaushalt 2023/24 
 
Im Vorgriff auf die Beratungen zum Doppel-
haushalt 2023/24 des Landes haben die drei 
KSpV ein gemeinsames „Positions- und Forde-
rungspapier Finanzen“ aufgelegt, in welchem 
die drängendsten finanziellen Fragestellungen 
und Anliegen aus Sicht der kommunalen Fami-
lie in Hessen zusammengefasst und adressiert 
werden. 
 
Die Höhe des KFA des Jahres 2023 ist auf-
grund der Übereinkunft zwischen Landesregie-
rung und KSpV zum Umgang mit Kommu-
nalmitteln des Sondervermögens „Hessens gu-
te Zukunft sichern“ vom 06.11.2020 festge-
schrieben. Allerdings haben sich seitdem er-
hebliche finanzielle Belastungen für die hessi-
schen Kommunen ergeben, die seinerzeit noch 
nicht absehbar waren. Zudem verschafften 
Steuereinnahmen, die sich deutlich günstiger 
entwickeln als in den ersten Monaten der 
Corona-Pandemie eingeschätzt, zusätzliche fi-
nanzielle Spielräume für das Land. 
 
Zu diesen finanziellen Belastungen, die in dem 
gemeinsamen Forderungspapier geltend ge-
macht werden, gehört der Bereich des LWV. 
Hier führen steigende Fallzahlen, Fachkräfte-
mangel und Inflation zu erheblichen Kosten-
steigerungen und einem Anstieg der LWV-
Umlage. Gleiches gilt für den ÖPNV, der im 
Lichte der Energie- und Mobilitätswende deut-
lich gestiegenen Anforderungen begegnet. Die 
hessischen Kommunen leisten hier über die lo-
kalen Verkehre, den Querverbund und den 
KFA bereits beträchtliche finanzielle Anstren-
gungen. Wenn es nun darum geht, Mittelbedar-
fe der Verkehrsverbünde zu stillen, die insbe-
sondere aus übergeordneten gesetzlichen Vor-
gaben resultieren, sehen die KSpV insbesonde-
re das Land in der Pflicht. 
 
Weiterhin wird in dem gemeinsamen Forde-
rungspapier für die hessischen Krankenhäuser 
im Einklang mit der Hessischen Krankenhaus-
gesellschaft eine deutliche Erhöhung der In-
vestitionszuweisung des Landes geltend ge-
macht. Bei dem aktuellen Thema Asyl und 
Flüchtlinge arbeiten die KSpV überdies heraus, 
dass der Wegfall der bis Ende des Jahres 2021 
befristeten vollen Übernahme der flüchtlings-
bedingten SGB II-Unterkunftskosten (KdU) 
die Haushalte von kreisfreien Städten und 
Landkreisen wesentlich belastet. Hinzu treten 
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die Aufwandsbelastungen durch Asylbewer-
ber, für die keine LAG-Pauschalen mehr ge-
währt werden, die sich aber unverändert im 
Leistungsbezug befinden. 
 
Hinsichtlich des Digitalpakts Schule weist das 
Forderungspapier kritisch darauf hin, dass es 
sich hierbei lediglich eine auf fünf Jahre be-
grenzte Projektförderung des Bundes handelt. 
Für die Zeit danach wird eine gesetzlich nor-
mierte Beteiligung des Landes an den Kosten 
der Digitalisierung der Schulen erwartet. Wei-
terer Bedarf für ein zusätzliches finanzielles 
Engagement des Landes ist zudem im Bereich 
der Investitionsförderung bei den Kinderta-
gesstätten, bei der Sicherstellung der aus-
kömmlichen Finanzausstattung der Jugendäm-
ter und bei den Investitionsmitteln für Alten-
pflegeeinrichtungen zu verorten. Und auch 
hinsichtlich des Ausbaus der ganztägigen Bil-
dungs- und Betreuungsangebote dürfen die 
hessischen Kommunen nicht alleine gelassen 
werden. 
 
Erstmals haben die drei KSpV mit diesem 
Forderungspapier rechtzeitig zu den Haus-
haltsberatungen des Landes eine gemeinsame 
Positionierung vorgelegt, welche die Basis für 
konstruktive Gespräche bilden kann. 
 
 
Der Kommunale Finanzausgleich (KFA) 
 
Entwicklung KFA-Festsetzung 2022 
 
Das Urteil des Staatsgerichtshofs des Landes 
Hessen vom 27.10.2022, in dem das Gesetz 
über das Sondervermögen „Hessens gute Zu-
kunft sichern“ vom 06.11.2020 als mit der 
Verfassung des Landes Hessen unvereinbar 
erklärt wurde (siehe Abschnitt „Kommunalfi-
nanzen in der Corona-Krise“), verändert die in 
der Übereinkunft vereinbarte Festschreibung 
und jährliche Steigerung der Finanzaus-
gleichsmasse nicht. Diesbezüglich erfolgte im 
Jahr 2021 eine Festschreibung im Hessischen 
Finanzausgleichsgesetz (HFAG), welche von 
dem eingangs erwähnten Urteil nicht betrof-
fen ist. Mithin erhöht sich die Finanzaus-
gleichsmasse im Jahr 2022 auf 6.223 Mio. Eu-
ro nach 6.111 Mio. Euro im Jahr 2021. 
 
Mit dem Anschreiben des Hessischen Minis-
teriums der Finanzen (HMdF) vom 
11.02.2022 an die Kommunen erfolgte die 

vorläufige Festsetzung des KFA 2022. Die 
Schlüsselzuweisungen betragen demnach 4,07 
Mrd. Euro, nach 3,98 Mrd. Euro bei der vor-
läufigen Festsetzung des KFA 2021. Bei allen 
drei kommunalen Gruppen ist eine Erhöhung 
des jeweiligen Betrags im Vorjahresvergleich 
festzustellen. Diesbezüglich ist zu berücksich-
tigen, dass bei den Landkreisen die Teilschlüs-
selmasse im KFA 2022 um 35 Mio. Euro redu-
ziert wurde, da in der Übereinkunft die Rück-
zahlung der sogenannten Kreditierung in den 
Jahren 2021 und 2022 durch die zuvor begüns-
tigten kommunalen Gruppen entsprechend ge-
regelt wurde. 
 
 
Ausblick auf den KFA 2023 
 
Herr Staatsminister Boddenberg gab im Rah-
men des sogenannten Chefgesprächs am 
05.07.2022 einen Ausblick auf den KFA des 
Jahres 2023. Demnach würde die Finanzaus-
gleichsmasse für das Jahr 2023 6.335 Mio. Eu-
ro entsprechend der Festlegung in der Über-
einkunft bzw. der Festschreibung in 
§ 70b Abs. 2 HFAG betragen.  
 
Die vorgenannte Übereinkunft enthält für das 
Ausgleichsjahr 2024 eine sogenannte Revisi-
onsklausel gem. § 70b Abs. 4 HFAG, die vor-
sieht, dass der Festbetrag für das Ausgleichs-
jahr 2024 gem. § 70b Abs. 2 HFAG rechtzeitig 
vor Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs 
hinsichtlich der Entwicklung der Steuerein-
nahmen des Landes überprüft wird. Im Rah-
men des eingangs genannten Chefgesprächs 
wurde landesseitig dargelegt, dass diesbezüg-
lich eine Steigerung um 628 Mio. Euro auf 
nunmehr 7.075 Mio. Euro für den KFA 2024 
zu erwarten ist. Im Nachgang des Chefge-
sprächs hat das HMdF mit Zustimmung der 
KSpV vorgeschlagen, 50 % des Revisionsbe-
trages 2024 auf den KFA 2023 vorzuziehen. 
Der in § 70 Abs. 2 HFAG festgeschriebene 
Festbetrag erhöht sich somit um 314 Mio. Euro 
für das Ausgleichsjahr 2023 auf nunmehr 
6.649 Mio. Euro.  
 
Anschließend stellte das HMdF aktualisierte 
KFA-Tabellen für das Ausgleichsjahr 2023 zur 
Verfügung, die die vorgenannte Handhabung 
des Revisionsbetrages beinhalten. Demnach 
ergibt sich im KFA 2023 für die Landkreise 
eine Steigerung bei den Schlüsselzuweisungen 
von 123,2 Mio. Euro gegenüber der vorläufi-
gen Festsetzung des KFA des laufenden Haus-
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haltsjahres 2022, bei den kreisangehörigen 
Gemeinden wird diesbezüglich ebenfalls eine 
Steigerung erwartet. Demgegenüber wäre bei 
den kreisfreien Städten ein Rückgang der 
Schlüsselzuweisungen im KFA 2023 zu ver-
zeichnen. Diese Entwicklung ist auch mit der 
Beendigung der Rückzahlung der sogenannten 
Kreditierung im Jahr 2022 zu erklären (siehe 
Abschnitt „Entwicklung KFA-Festsetzung 
2022“). Darüber hinaus berücksichtigen die 
genannten aktualisierten KFA-Tabellen für 
das Jahr 2023 laut Auskunft des HMdF u. a. 
die Drittelfinanzierung der Mehrbedarfe der 
Verkehrsverbünde mit 56 Mio. Euro bezogen 
auf den KFA, das Land und die Regionalisie-
rungsmittel sowie die Fachkräfteoffensive in 
der Kinderbetreuung von 4.350 Mio. Euro.  
 
 
Evaluierung des KFA 
 
Im Berichtsjahr wurde die Arbeit in der AG 
KFA-Evaluierung im HMdF, die für die Evalu-
ierung auf Fachebene hauptsächlich zuständig 
ist, nach über zweijähriger insbesondere 
coronabedingter Unterbrechung am 21.04.2022 
wiederaufgenommen.  
 
Bezüglich des zeitlichen Ablaufs informierte 
das HMdF darüber, dass die KFA-Evaluation 
in der laufenden Legislaturperiode, entgegen 
den Festlegungen im Koalitionsvertrag, nicht 
mehr abgeschlossen werden kann. Es ist nun-
mehr vorgesehen, dass das neue Finanzaus-
gleichsgesetz als Ergebnis des Evaluierungs-
prozesses am 01.01.2025 in Kraft tritt. Eine 
entsprechende Verabredung mit den KSpV 
enthält bereits die Übereinkunft. Unter Berück-
sichtigung des Gesetzgebungsprozesses muss 
demnach die Arbeit am evaluierten KFA im 
Sommer 2024 abgeschlossen sein. 
 
Darüber hinaus wurde bekannt gegeben, dass 
ein aus fünf Personen bestehendes unabhängi-
ges Expertengremium mit ausschließlich bera-
tender Funktion zur Begleitung des Evaluie-
rungsprozesses neu eingerichtet werden soll. 
Die Bildung des genannten Gremiums wird auf 
Vorschlag der Fraktionen des Hessischen 
Landtags erfolgen und die abschließende Er-
nennung nimmt der Finanzminister vor. 
 
 
 
 

Folgende Themenschwerpunkte der Evaluation 
sind vorgesehen: 
 
A. Vertikal 

 Ermittlung des KFA-Gesamtvolumens 
 Ermittlung der Teilschlüsselmassen 
 Finanzzuweisungen an den LWV 
 Gemeindefinanzbericht nach §74 HFAG 
 Ermittlung der finanziellen Mindestaus-
stattung 

B. Horizontal 
 Einwohnergewichtungen  
 Ergänzungsansätze 
 Ermäßigungssatz für die Kreisumlage der 
Sonderstatusstädte 

 Nivellierungshebesätze 
 Solidaritätsumlage 
 Übergangregelungen 
 Interkommunale Gewerbegebiete 
 Referenzzeitraum zur Berechnung der 
Steuerkraftmesszahl 

 Optimierung des Verwaltungsverfahrens 
C. Besondere Finanzzuweisungen / Investiti-

onszuweisungen 
 z.B.: Zuweisungen für Theater, Bibliothe-
ken, Museen und Musikschulen, Heilkur-
orteförderung 

 Verfahren / festsetzende Behörden 
D. Landesausgleichsstock 
E. Evaluationszyklen. 
 
Die vorgenannte Aufzählung des HMdF ist 
nicht abschließend und es besteht die Möglich-
keit die genannten Themenschwerpunkte zu 
verändern oder zu ergänzen. 
 
Seitens des HMdIS wurden bereits die Themen 
Kreis- und Schulumlage und hier insbesondere 
das Erhebungsverfahren und die Genehmi-
gungspflicht für Hebesatzerhöhungen für den 
Evaluierungsprozess angemeldet. 
 
In einer weiteren Sitzung der vorgenannten Ar-
beitsgruppe am 08.06.2022 wurde die jeweilige 
Entwicklung der Landesfinanzen bzw. der 
Kommunalfinanzen incl. des KFA sowie die 
Vergabe von Gutachten im Rahmen der Evalua-
tion erörtert. 
 
Seitens des HLT wird die Evaluierung des KFA 
weiterhin von der verbandsinternen AG „Evalu-
ation KFA 2016“ begleitet, welche am 
25.05.2022 tagte. 
 
 



12 

UAG Pflichtaufgabenkatalog 
 
Den für die Ermittlung des Kommunalen Fi-
nanzbedarfs innerhalb des KFA dienende 
Pflichtaufgabenkatalog überarbeitete das 
HMdF im Berichtsjahr entsprechend der Vor-
jahre. 
 
Wie in den Vorjahren hatten die Mitglieds-
kreise die Möglichkeit, den aktualisierten 
Pflichtaufgabenkatalog 2021 mit der Gele-
genheit zur Stellungnahme zu überprüfen. Im 
Berichtsjahr waren den Rückmeldungen we-
sentliche Änderungsvorschläge und grund-
sätzliche Bedenken nicht zu entnehmen. 
 
 
Haushaltsmodernisierungsgesetz 
 
Das Haushaltsmodernisierungsgesetz wurde 
im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen vom 14.04.2022 veröffentlicht. Der 
HLT hatte hinsichtlich der öffentlichen münd-
lichen Anhörung zu dem entsprechenden Ge-
setzentwurf die Gelegenheit zur Stellungnah-
me und auf Basis einer Mitgliederbefragung 
und einer entsprechenden Prüfung erhob die 
Geschäftsstelle keine Einwände. 
 
 
Krankenhausfinanzierung 
 
Im Berichtszeitraum thematisierte der Finanz-
ausschuss des HLT zunächst verbandsintern 
die Finanzierung der kommunalen Kranken-
häuser.  
 
Die Corona-Pandemie bewirkte eine ver-
schärfte finanzielle Situation der kommunalen 
Krankenhäuser. Die in diesem Zusammen-
hang durch Belegungsrückgänge und Ein-
schränkungen des Regelbetriebs bei den 
kommunalen Krankenhäusern verursachten 
Defizite konnten durch entsprechende Aus-
gleichszahlungen des Bundes nicht vollstän-
dig gedeckt werden. Zudem ist die vorgesehe-
ne duale Finanzierung seit Jahren unzu-
reichend. Letztere beinhaltet die bundesein-
heitlich geregelte Finanzierung der Betriebs-
kosten durch die Krankenkassen sowie die Fi-
nanzierung der Investitionskosten durch die 
Bundesländer.  
 
Aus den genannten Gründen resultiert bereits 
seit einem längeren Zeitraum eine zunehmen-

de Belastung aller Kreishaushalte über die 
Krankenhausumlage. Zusätzlich haben die 
Landkreise, die Krankenhausträger sind, erheb-
liche zusätzliche Aufwendungen, z. B. für den 
Verlustausgleich oder die Eigenkapitalstärkung 
der kommunalen Krankenhäuser.  
 
In diesem Zusammenhang forderte die Hessi-
sche Krankenhausgesellschaft mit einem an 
das HMdIS gerichteten Schreiben vom 
10.02.2022 eine Erhöhung der Investitionsmit-
tel für die hessischen Krankenhäuser um min-
destens 150 Mio. Euro p. a. aus originären 
Landesmitteln.  
 
Der HLT unterstützt die vorgenannte Forde-
rung gemäß eines Beschlusses des Präsidiums 
des HLT. Eine entsprechende Veröffentlichung 
erfolgte mit der Pressemitteilung vom 
11.02.2022, in der seitens des HLT zusätzlich 
auf die bestehende finanzielle Belastung der 
Kommunen im Rahmen der Krankenhausum-
lage und des KFA hingewiesen wurde.   
 
Eine von der Geschäftsstelle durchgeführte 
Umfrage bei den Mitgliedskreisen hinsichtlich 
Art und Höhe der Belastungen der Kreishaus-
halte aus Krankenhausträgerschaften belegte 
die in der entsprechenden HLT-Positionierung 
erhobene Forderung. 
 
 
Aktuelle finanzielle Fragestellungen in Zu-
sammenhang mit dem Krieg in der Ukraine 
 
Vor dem Hintergrund des russischen Angriffs 
auf die Ukraine und der sich daraus ergeben-
den Folgen für Deutschland wurde in der 
Bund-Länder-Runde am 07.04.2022 zur finan-
ziellen Entlastung der Länder und Kommunen 
beschlossen, dass vorübergehend Schutzbe-
rechtigte seit dem 01.06.2022 Leistungen aus 
dem SGB II bzw. dem SGB XII erhalten und 
nicht mehr nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz.  
 
Über eine Erhöhung des Umsatzsteueranteils 
der Länder stellt der Bund diesbezüglich pau-
schal für das Jahr 2022 einen Betrag von 2.000 
Mio. Euro für die flüchtlingsbedingten Mehr-
kosten der Länder und Kommunen zur Verfü-
gung, welcher sich wie folgt zusammensetzt: 
 
 500 Mio. Euro zur Unterstützung der Kom-
munen bei den Kosten der Unterkunft 
(KdU). 
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 500 Mio. Euro zur Abgeltung der bislang im 
Zusammenhang mit der Aufnahme der Ver-
triebenen entstandenen Kosten. 

 1.000 Mio. Euro als Beteiligung an den üb-
rigen flüchtlingsbedingten Kosten (etwa im 
Bildungs-, Gesundheits- und Bildungsbe-
reich).  

 
Eine Erhöhung der KdU-Quote ist demnach 
nicht vorgesehen. Zur dauerhaften Beteiligung 
des Bundes an den flüchtlingsbezogenen Kos-
ten sowie den Aufwendungen für Integration 
der Länder und Kommunen soll noch in die-
sem Jahr eine Verständigung mit den Ländern 
erzielt werden. 
 
Hinsichtlich der Verteilung der vorgenannten 
vom Bund bereitgestellten Mittel in Hessen 
erhielt die Geschäftsstelle auf Arbeitsebene 
seitens des HMdF die Information, dass nach 
dem Königsteiner Schlüssel auf Hessen rund 
150 Mio. Euro entfallen würden. Diesbezüg-
lich entschied das HMdF, lediglich den hessi-
schen Anteil an den 500 Mio. Euro zur Unter-
stützung bei den KdU, welcher rund 37 Mio. 
Euro beträgt, an die hessischen Kommunen 
weiterzuleiten. Das HMdF sieht weiterhin vor, 
die weiteren Bundesmittel zur Abdeckung der 
Landesbelastungen, z. B. Erstaufnahme bzw. 
LAG-Pauschale im Landeshaushalt zu belas-
sen. Diesbezüglich setzte sich die Geschäfts-
stelle in den Gesprächen zum Landeshaushalt 
2023 intensiv dafür ein, den gesamten hessi-
schen Anteil an den Bundesmitteln an die hes-
sischen Kommunen weiterzuleiten. Dieses 
Anliegen lehnte das HMdF entschieden ab. 
Darüber hinaus ergab die Nachfrage der Ge-
schäftsstelle bei dem HMdF hinsichtlich der 
Weiterleitung der vorgenannten 37 Mio. Euro 
an die hessischen Kommunen, dass dies im 
September und Oktober 2022 im Rahmen der 
Ermächtigungen des Haushaltsgesetzes 2022 
vorgesehen sei. Zum Zeitpunkt der Berichts-
legung waren die Kriterien für den Vertei-
lungsschlüssel für die Auszahlung der ge-
nannten 37 Mio. Euro noch nicht bekannt.  
 
Zudem führte die Geschäftsstelle bei den Mit-
gliedskreisen eine Umfrage durch, um heraus-
zuarbeiten, in welchen Landkreisen aufgrund 
der Herausforderungen zur Unterbringung, 
Betreuung und Versorgung von Flüchtlingen 
insbesondere aus der Ukraine ein Nachtrags-
haushalt 2022 voraussichtlich notwendig wer-
den wird bzw. bereits in Vorbereitung bzw. 
Planung ist. Die Auswertung der erwähnten 

Umfrage ergab, dass die überwiegende Anzahl 
der Landkreise nicht von der Notwendigkeit 
eines entsprechenden Nachtragshaushaltes 
ausgeht. Dies meist jedoch unter dem Vorbe-
halt, dass alle Erstattungen und Unterstützun-
gen durch Bund und Land wie angekündigt 
fließen. 
 
 
Jahresgespräch und Berichte überörtliche 
Prüfung – Unterausschuss für Finanz-
controlling und Verwaltungssteuerung 
(UFV) 
 
Wie im Vorjahr fand das turnusgemäße Jah-
resgespräch zwischen der Überörtlichen Prü-
fung Kommunaler Körperschaften beim Hessi-
schen Rechnungshof (ÜPKK) und den KSpV 
im Berichtsjahr in digitaler Form statt. 
 
Gesprächsgegenstand war der 37. Zusammen-
fassende Bericht (Kommunalbericht 2022) und 
der 38. Zusammenfassende Bericht (Kommu-
nalbericht 2023), welche die Prüfergebnisse 
der Jahre 2021 und 2022 enthalten. Darüber 
hinaus wurde der Sachstand der Kommunalbe-
ratung und die Anregungen der KSpV zu Ver-
einfachungen der derzeitigen Förderpraxis im 
Bereich der Kommunalinvestitionsprogramme 
thematisiert.  
 
Die Geschäftsstelle nahm im Berichtsjahr zu-
sätzlich an dem Gespräch des Unterausschus-
ses für Finanzcontrolling und Verwaltungs-
steuerung des Hessischen Landtages teil, in 
dem der 36. Zusammenfassende Bericht (Kom-
munalbericht 2021) thematisiert wurde. 
 
Diesbezüglich hatte der HLT die Gelegenheit 
zur Stellungnahme. Die Geschäftsstelle gab ei-
ne Stellungnahme auf der Basis einer Mitglie-
derbefragung ab, in der insbesondere Bezug 
auf den Hinweis der ÜPKK genommen wird, 
nach dem die örtlichen Rechnungsprüfungsäm-
ter „gemäß § 131 Absatz 1 Ziffer 4 HGO im 
Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben, die 
Umsetzung der Feststellungen von allgemeiner 
Bedeutung aus den Kommunalberichten gemäß 
§ 6 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung 
der ÜPKK zu berücksichtigen haben“ (soge-
nannte „Nachschauprüfung“). In diesem Zu-
sammenhang wies die Geschäftsstelle darauf 
hin, dass die Stellungnahme des HLT aus dem 
Jahr 2020 zu den Änderungen des Gemeinde-
wirtschaftsrechts (Sechster Teil HGO) unver-
ändert aktuell ist. In der besagten Stellung-
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nahme aus dem Jahr 2020 wurde die Übertra-
gung der sogenannten „Nachschauprüfung“ 
von der ÜPKK auf die örtliche Rechnungsprü-
fung und deren stärkere Verzahnung mit der 
ÜPKK abgelehnt. In einer anschließenden 
Stellungnahme der ÜPKK bezüglich der er-
wähnten Übertragung der sogenannten „Nach-
schauprüfung“ äußerte diese, dass die Pra-
xisumsetzung zu dem genannten Thema durch 
die Vertreter der überörtlichen und örtlichen 
Rechnungsprüfung derzeit gemeinsam ge-
schärft werde. Mittelfristig werde eine digitale 
Lösung zur beiderseitigen Arbeitserleichte-
rung erwartet.  
 
 
Kommunalinvestitionsprogramme 
 
Im Berichtsjahr setzte die AG Investitionsför-
derung beim HMdF ihre Arbeit weiterhin fort, 
in welcher insbesondere das Investitionspro-
gramm HESSENKASSE, die Kommunalin-
vestitionsprogramme KIP I und KIP II sowie 
der Hessische Investitionsfonds (HIF) thema-
tisiert werden. Weiterhin wurde im Berichts-
jahr über das Sonderinvestitionsprogramm des 
Landes Hessen (SIP) beraten. 
 
 
Investitionsprogramm HESSENKASSE 
 
Mit einem Schreiben vom 08.07.2022 wand-
ten sich die drei KSpV an Herrn Staatssekre-
tär Dr. Worms, um eine Verlängerung der 
Umsetzungsfristen im Investitionsprogramm 
der HESSENKASSE um möglichst drei Jahre 
zu erreichen. In dem genannten Schreiben 
wurde Bezug auf die Laufzeitverlängerung in 
den Bundes- und Landesprogrammen der 
Kommunalinvestitionsprogramme KIP I und 
KIP II aufgrund der coronabedingten Verzö-
gerungen bei der Umsetzung von Baumaß-
nahmen genommen (siehe Abschnitt „Kom-
munalinvestitionsprogramme KIP I und KIP 
II“). Darüber hinaus wird die Verschärfung 
der wirtschaftlichen Situation durch den Krieg 
in der Ukraine als weitere Begründung für die 
genannte Initiative angeführt. Daraufhin kün-
digte Herr Staatsminister Boddenberg diesbe-
züglich mit einem Schreiben vom 08.07.2022 
an, den Regierungsfraktionen eine Änderung 
des Hessenkassegesetzes zur Umsetzung einer 
Laufzeitverlängerung um zwei Jahre vorzu-
schlagen. Zum Zeitpunkt der Berichtslegung 

war jedoch noch keine entsprechende Geset-
zesinitiative auf den Weg gebracht. 
 
Zudem traten im Berichtsjahr die Anpassung der 
Förderrichtlinien zum Investitionsprogramm der 
HESSENKASSE und der „Erlass zum Umgang 
mit von den Kommunen verspätet eingereichten 
Verwendungsnachweisen in den Kommunalin-
vestitionsprogrammen KIP I und KIP II sowie 
im Investitionsprogramm HESSENKASSE“ in 
Kraft.  
  
  
Kommunalinvestitionsprogramme (KIP I und 
KIP II)  
 
Im Berichtszeitraum wurden die Umsetzungs-
fristen im jeweiligen Bundesprogramm der 
Kommunalinvestitionsprogramme KIP I und 
KIP II um zwei Jahre verlängert. Mit den ent-
sprechenden Änderungen im Kommunalinvesti-
tionsförderungsgesetz (KInvFG) wurde auf die 
Auswirkungen der Flutkatastrophe im Juli 2021 
und die coronabedingten Verzögerungen bei der 
Umsetzung der entsprechenden Förderpro-
gramme reagiert. 
 
Anschließend erfolgte mit dem „Gesetz zur An-
passung von Fristen der Kommunalförderung 
aufgrund der Corona-Pandemie-Bedingungen 
und zur Änderung anderer Rechtsvorschriften“ 
eine entsprechende Verlängerung der jeweiligen 
Landesprogramme der Kommunalinvestitions-
programme KIP I und KIP II. 
 
Der HLT hatte diesbezüglich die Gelegenheit 
zur Stellungnahme und die Geschäftsstelle mel-
dete gegenüber dem entsprechenden Gesetzent-
wurf keine Vorbehalte an, da die erwähnte 
Laufzeitverlängerung im KIP I und KIP II mit 
der langjährigen Verbandsposition des HLT 
übereinstimmt. 
 
Zudem traten im Berichtsjahr die Anpassung der 
Förderrichtlinien KIP I und KIP II an den  
geänderten Rechtsrahmen des KInvFG und  
des Kommunalinvestitionsprogrammgesetzes 
(KIPG) in Kraft.  
 
Die geänderten Förderrichtlinien KIP I und KIP 
II enthalten insbesondere die Anpassungen an 
die verlängerten Laufzeiten um weitere zwei 
Jahre sowie Anpassungen an veränderte Aus-
zahlungstermine.  
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Zusätzlich trat im Berichtszeitraum der Erlass 
zum Umgang mit von den Kommunen verspä-
tet eingereichten Verwendungsnachweisen in 
den Kommunalinvestitionsprogrammen KIP I 
und KIP II sowie im Investitionsprogramm 
HESSENKASSE in Kraft.  
 
 
Sonderinvestitionsprogramm des Landes Hes-
sen (SIP)  
 
Um gegenüber den Ländern keine Rückforde-
rungsansprüche mehr geltend machen zu müs-
sen, hatte der Bund das Zukunftsinvestitions-
fördergesetz (ZuInvG) am 10.12.2020 aufge-
hoben. Darüber hinaus war das Ziel des ge-
nannten Gesetzes, die Konjunkturbelebung der 
Länder und Kommunen durch Investitionen, er-
reicht worden. 
 
Auch das hessische Sonderinvestitionspro-
grammgesetz (SIPG) wurde im Berichtszeit-
raum aufgehoben.  
 
 
Hessischer Investitionsfonds (HIF) 
 
Die Geschäftsstelle führte im Berichtsjahr eine 
Mitgliederbefragung in Zusammenhang mit 
den Entwürfen der Ausführungsbestimmungen 
zum Hessischen Investitionsfondsgesetz (Inv-
FondsG) (Ausführungsbestimmungen) und des 
Fördermerkblattes zum HIF (Fördermerkblatt) 
durch, welche zuvor seitens des HMdF mit der 
Gelegenheit zur Stellungnahme zur Verfügung 
gestellt wurden. 
 
In Zusammenhang mit den erwähnten Ausfüh-
rungsbestimmungen wurden die Mitgliedskrei-
se auf Grundlage der entsprechenden Hinweise 
des HMdF darüber informiert, dass es sich bei 
diesen um eine Modernisierung und Aktualisie-
rung der bisher geltenden Ausführungsbestim-
mungen zum InvFondsG handelt, welche die 
Grundlagen des Förderverfahrens regeln.  
 
Die genannten Ausführungsbestimmungen 
werden durch das erwähnte Fördermerkblatt 
ergänzt, das der Unterstützung der Kommunen 
bei der Antragstellung für ein Darlehen aus 
dem HIF dient. Eine jährliche Aktualisierung 
der Förderbedingungen zu den HIF - Förder-
produkten der Abteilungen A, B und C ist im 
Fördermerkblatt vorgesehen.  
 

Das Antrags- und Bewilligungsverfahren im 
Rahmen des HIF soll zukünftig in digitaler 
Form über ein elektronisches Kundenportal der 
WIBank erfolgen.  
 
Eine Nachfrage der Geschäftsstelle beim HMdF 
ergab, dass von der ursprünglich im Jahr 2020 
vorgesehenen Änderung des InvFondsG derzeit 
abgesehen wird. Hintergrund ist die aktuell fest-
zustellende Beendigung der seit vielen Jahren 
andauernden Niedrigzinsphase. Diese bewirkt 
nunmehr, im Gegensatz zu den Vorjahren, eine 
stark ansteigende Nachfrage nach Förderdarle-
hen der Abteilung B, da deren Konditionen ge-
mäß InvFondsG in der derzeit gültigen Fassung 
vor dem Hintergrund höherer Zinsen attraktiver 
werden. Mit Hilfe des besagten Fördermerkblat-
tes würden, ergänzend zu dem vorgenannten In-
vFondsG, Verfahrensänderungen bezüglich des 
HIF und eine flexiblere Handhabung der Abtei-
lung C ermöglicht. 
 
Zusätzlich legte die Geschäftsstelle den Mit-
gliedskreisen dar, dass die besagten Entwürfe 
nicht alle Vereinbarungen enthalten, die seiner-
zeit vor dem Hintergrund einer Niedrigzinspha-
se in der Unterarbeitsgruppe HIF erarbeitet 
wurden und im entsprechenden „Fachkonzept 
zur Evaluierung des HIF sowie zur Neugestal-
tung des Förderangebots und zur Digitalisierung 
des Antrags-, Bewilligungs- und Verwendungs-
nachweisverfahrens“ festgehalten wurden.  
 
Auf der Grundlage der erwähnten Mitglieder-
befragung übersandte die Geschäftsstelle eine 
entsprechende Stellungnahme an das Land, 
welche u. a. Anregungen im Bereich der Dar-
lehen der Abteilung B zum Entfall der Höchst-
grenze und zur Vergütung von nach Fälligkeit 
nicht in Anspruch genommener Darlehensbe-
träge enthält.  
 
 
Handhabung der kommunalen Finanzauf-
sicht  
 
Am 27.09.2021 wurde der Erlass „Kommunale 
Finanzplanung und Haushalts- und Wirt-
schaftsführung bis 2025“ (Finanzplanungser-
lass) vom HMdIS in der finalen Fassung her-
ausgegeben und am 18.10.2021 im Staatsan-
zeiger für das Land Hessen veröffentlicht. 
 
Vor dem Hintergrund der schneller als erwartet 
eintretenden wirtschaftlichen Erholung im Zu-
sammenhang mit der Corona-Pandemie, die 
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die Aussicht auf steigende Steuereinnahmen 
bietet, wurde die allgemeine Lage der Kom-
munalfinanzen in dem Erlass positiv bewertet. 
Zudem wurde darauf hingewiesen, dass die 
coronabedingten Auswirkungen auf die 
Kommunalhaushalte durch Unterstützung von 
Bund und Land abgemildert werden konnten.  
 
Speziell die Situation der Kreisfinanzen wur-
de überaus positiv eingeschätzt, da das Land 
nennenswerte Überschüssen und Rücklagen in 
den Kreishaushalten der letzten Jahre feststell-
te und von einer Steigerung der Kreisumlage-
grundlagen im Jahr 2022 ausgeht. Daraus re-
sultiert die Forderung an die Landkreise, den 
kreisangehörigen Raum bei der Erfüllung sei-
ner Aufgaben zu unterstützen und die beste-
henden Kreisumlagehebesätze anzupassen. 
Auch im Finanzplanungserlass 2022 setzt sich 
somit die bereits in Vorjahren zu beobachten-
de Verschärfung in Zusammenhang mit der 
Ermittlung der Kreisumlagehebesätze fort. 
 
Die Geschäftsstelle kritisierte in diesem Zu-
sammenhang, dass das HdMIS die deutlich 
steigenden Ausgaben der Landkreise nicht 
ausreichend würdigt, insbesondere im Sozial-
bereich, z. B. steigende LWV-Umlagen oder 
flüchtlingsbedingte Unterkunftskosten. Im 
Gegensatz zum Land sieht die Geschäftsstelle 
deshalb kein Senkungspotential für den hes-
senweiten Kreisumlagehebesatz (siehe Ab-
schnitt „Haushalts- und Finanzsituation der 
hessischen Landkreise“). 
 
 
Entwicklungen im Bereich des kommuna-
len Haushaltsrechts 
 
Erlass zu haushaltsrechtlichen Regelungen im 
Zusammenhang mit Impfzentren  
 
Eine entsprechende Anfrage der Geschäfts-
stelle ergab, dass für das seit dem 01.10.2021 
vorzuhaltende Impfangebot durch die Ge-
sundheitsämter auch der Erlass des HMdIS 
vom 29.01.2021 „zu besonderen haushalts-
rechtlichen Regelungen im Zusammenhang 
mit der Errichtung und dem Betrieb von 
Impfzentren zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie“ gilt. Hintergrund der genannten 
Nachfrage ist die Regelung der erwähnten 
Verpflichtung der Gesundheitsämter nach 
Schließung der Impfzentren am 30.09.2021 
im Erlass vom 24.09.2021 des HMSI.  

Erlass zur weiteren Behandlung für den Be-
trieb der Impfzentren zur Bekämpfung der 
Corona-Pandemie beschaffter Vermögensge-
genständen im kommunalen Finanzwesen  
 
Bei dem „Erlass zur weiteren Behandlung für 
den Betrieb der Impfzentren zur Bekämpfung 
der Corona-Pandemie beschaffter Vermögens-
gegenständen im kommunalen Finanzwesen“ 
vom 18.11.2021 handelt es sich um die Fort-
schreibung des „Erlasses zu haushaltsrechtli-
chen Fragestellungen im Zusammenhang mit 
dem Betrieb von Impfzentren in Hessen vom 
29. Januar 2021“ seitens des HMdIS (siehe 
Abschnitt „Erlass zu haushaltsrechtlichen Re-
gelungen im Zusammenhang mit Impfzen-
tren“). 
 
Die erwähnte Fortschreibung des genannten 
Erlasses wurde erforderlich, da den Kommu-
nen seitens des Landes im Zusammenhang mit 
der besagten Schließung der Impfzentren die 
im Rahmen des Einsatzbefehls zur Einrichtung 
der Impfzentren vom 23.11.2020 erworbenen 
Vermögensgegenstände unentgeltlich überlas-
sen wurden. 
 
 
Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öf-
fentlichen Hand durch § 2b UStG 
 
Im Berichtsjahr informierte die Geschäftsstelle 
die Mitgliedskreise über den regelmäßig statt-
findenden Austausch zwischen dem HMdF 
und den KSpV zur Umsatzbesteuerung der öf-
fentlichen Hand. In diesem Zusammenhang 
wurden auch Anwendungsfälle im Rahmen des 
§ 2b UStG insbesondere bezüglich der Inter-
kommunalen Zusammenarbeit (IKZ) themati-
siert. In diesem Zusammenhang wurden die 
Mitglieder wie bereits in Vorjahren nach Fall-
gestaltungen befragt, welche vor dem Hinter-
grund des § 2b UStG als kritisch zu identifizie-
ren bzw. nach wie vor offen einzustufen sind, 
damit die Geschäftsstelle diese zur entspre-
chenden Klärung an das Land melden kann. 
Auf die erwähnte Abfrage erfolgten keine 
Rückmeldungen der Mitgliedskreise. Jedoch 
waren der Geschäftsstelle Aktivitäten der Mit-
gliedskreise in Zusammenhang mit aktuellen 
Anwendungsfragen zu § 2b UStG bekannt. 
 
Deshalb fasste der Finanzausschuss in seiner 
Sitzung am 01.02.2022 den Beschluss, dass die 
Mitgliedskreise noch einmal eine Prüfung im 
eigenen Zuständigkeitsbereich auf bislang un-
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geklärte Fallgestaltungen im Zusammenhang 
mit § 2b UStG vornehmen, insbesondere zu 
Fallgestaltungen aus dem IKZ und entspre-
chende Rückmeldungen an die Geschäftsstelle 
adressieren. 
 
Zusätzlich fand auf Initiative der Geschäfts-
stelle Mitte Februar 2022 ein Gespräch im 
IKZ-Referat des HMdIS statt, da in den ein-
gangs erwähnten Fachgesprächen herausgear-
beitet wurde, dass relevante Fallgestaltungen 
im Rahmen des § 2b UStG besonders im Be-
reich der IKZ aus Sicht der Landkreise noch 
nicht vollständig geklärt sind. 
 
 
Grundsteuer  
 
Das mit dem entsprechenden Gesetzentwurf 
der Landesregierung übereinstimmende Hes-
sische Grundsteuergesetz (HGrStG) wurde im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen vom 23.12.2021 veröffentlicht.  
 
In Zusammenhang mit der öffentlichen münd-
lichen Anhörung zu dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung für ein Hessisches Grund-
steuergesetz und dem Gesetzentwurf der Frak-
tion der Freien Demokraten für ein Hessisches 
Grundsteuergesetz hatte der HLT die Mög-
lichkeit zur Stellungnahme.  
 
In Zusammenhang mit dem erwähnten Ge-
setzentwurf der Landesregierung erhob die 
Geschäftsstelle keine Einwände. Bezüglich 
des genannten Gesetzentwurfs der Freien 
Demokraten wurde in der vorgenannten Stel-
lungnahme auf die unverändert geltende und 
bereits am 14.07.2021 im Rahmen einer 
schriftlichen Anhörung an den Haushaltsaus-
schuss des Hessischen Landtags übermittelten 
Stellungnahme verwiesen. Das Flächen-
Faktor-Modell der hessischen Landesregie-
rung wurde demnach im Vergleich zum besa-
gen FDP-Gesetzentwurf seitens des Hessi-
schen Landkreistages wegen der gedämpften 
Berücksichtigung von Lageunterschieden 
(durch einen Lagefaktor) und der Möglichkeit 
zur Einführung einer Grundsteuer C als aus-
gewogener und deutlicher im kommunalen In-
teresse liegend bewertet. 
 
 
 
 
 

Finanzierung der Hessischen Naturparke  
 
Im Berichtsjahr wurde seitens des Landes dar-
gelegt, dass vorgesehen sei, die bisherige insti-
tutionelle Förderung der Hessischen Naturpar-
ke in eine Projektförderung bzw. Festbetrags-
finanzierung überzuleiten und zukünftig über 
einen Flächenschlüssel zu verteilen. Mit dieser 
Systemänderung sollen Vereinfachungen, z. B. 
der Wegfall der bisherigen Überleitungstabelle 
mit Verwendungsnachweis und Prüfung bis 
hin zur eigenverantwortlichen Mittelbewirt-
schaftung erreicht werden. 
 
Hinsichtlich der vorgenannten Änderung der 
Finanzierung der Hessischen Naturparke fan-
den im Berichtsjahr Sitzungen mit Herrn 
Staatssekretär Conz aus dem Hessischen Mi-
nisterium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, den Verbands-
vorstehern der Hessischen Naturparke und 
Vertretern des HLT statt, in denen die erwähn-
te Thematik behandelt wurde. Die Vertreter 
der Naturparke erklärten sich hinsichtlich der 
vorgenannte Thematik aufgeschlossen. Dies-
bezüglich wurde die Erwartung formuliert, die 
entsprechenden Details in der erwähnten Run-
de abzustimmen, beispielsweise hinsichtlich 
des zukünftig vorgesehenen Verteilungsschlüs-
sels der Förderung. Seitens des Landes wurde 
in diesem Zusammenhang eine Dynamisierung 
der Festbetragsfinanzierung über einen Zeit-
raum von zehn Jahren in Aussicht gestellt. Zu-
dem strebt das Land an, durch die Neuregelung 
keinen Naturpark schlechter zu stellen als bis-
her. Weiterhin ist vorgesehen, dass die KSpV 
den Prozess der Neuregelung der Finanzierung 
der Hessischen Naturparke begleiten. 
 
 
Anmeldung konnexitätsrelevanter Vorgänge 
nach Art. 137 Abs. 6 Hessische Verfassung 
 
Wie in den Vorjahren wurden die von den 
KSpV als konnexitätsrelevant eingestuften 
Sachverhalte nach Art. 137 Abs. 6 der Hessi-
schen Verfassung unter Federführung der Ge-
schäftsstelle in einem gemeinsamen Schreiben 
an das HMdF angezeigt. Erstmals nach der 
Corona-Pandemie fand das turnusgemäß jähr-
lich stattfindende Abstimmungsgespräch am 
08.10.2021 unter der Leitung von Herrn 
Staatssekretär Dr. Worms statt. 
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Derzeit wird auf Arbeitsebene über einen 
Entwurf für ein „Gesetz zur Umsetzung des 
Konnexitätsprinzips nach Artikel 137 Abs. 6 
der Verfassung des Landes Hessen (UKon-
nexG)“ beraten, welches das Konnexitätsver-
fahren in Hessen neu regeln soll. 
 
 
2. Recht und Verfassung  
 
 
Nach zwei Jahren, in denen zahlreiche Frage-
stellungen rund um die Bekämpfung der 
Corona-Pandemie einen der Themenschwer-
punkte im Referat Recht, Verfassung und Eu-
ropa bildeten, gingen diese in den letzten Mo-
naten zurück. Bedingt durch die Auswirkun-
gen der Ukraine-Krise waren Fragen zur Auf-
nahme und Unterbringung der vor dem Krieg 
flüchtenden Menschen erneut Gegenstand vie-
ler Prüfungen, Initiativen und Stellungnahmen 
im Referat. Hinzu kamen Fragestellungen, die 
mittelbar auf den Angriffskrieg Russlands auf 
die Ukraine zurückgehen, insbesondere im 
Bereich des Zivil- und Katastrophenschutzes. 
 
Die Tätigkeiten des Referates Recht und Ver-
fassung, die das federführende Referat Ge-
sundheit im Bereich Corona ergänzt haben, 
erstreckten sich beispielsweise auf Fragen zur 
Testnachweispflicht, etwa im Rahmen der 
Kinderbetreuung, zur Testung generell sowie 
zu ihrer Finanzierung. Außerdem konnte mit 
dem Hessischen Ministerium des Innern und 
für Sport z. B. die Zuständigkeit für die 
Schließung von Teilen der Kreisverwaltung 
geklärt und hierzu Umfragen bei den Kreis-
verwaltungen durchgeführt werden. Die Erhe-
bungen erstreckten sich insbesondere auf die 
vor Ort ergriffenen Maßnahmen sowohl im 
Verhältnis zu den Bediensteten als auch den 
Besucherinnen und Besuchern. Auch konnte 
die Geschäftsstelle die Kommunikation der 
Landkreise mit dem Landeskommando Hes-
sen der Bundeswehr bündeln und koordinie-
ren.  
 
 
Gedenkveranstaltung für die Opfer des Na-
tionalsozialismus 
 
Die landesweite Gedenkveranstaltung für die 
Opfer des Nationalsozialismus wurde in die-
sem Jahr am Abend des 27.01.2022 coronabe-
dingt als Streamingveranstaltung aus dem 

Plenarsaal des Main-Taunus-Kreises übertra-
gen. Ausrichter war im Wechsel der kommu-
nalen Spitzenverbände und des Landeswohl-
fahrtsverbandes mit dem Land Hessen in die-
sem Jahr der Hessische Landkreistag. Nach ei-
ner Begrüßung durch den Präsidenten des Hes-
sischen Landkreistages und den Gedenkworten 
des Hessischen Ministerpräsidenten folgte ein 
Schlusswort des Präsidenten des Hessischen 
Landtages. In diesem Jahr standen neben Ver-
tretern der Politik vor allem junge Menschen 
im Mittelpunkt, die sich eingehend mit dem 
Nationalsozialismus und dem Gedenken an die 
Opfer von Gewaltherrschaft befasst haben. So 
hat sich das Projekt „Schule ohne Rassismus“ 
der Albert-Einstein-Schule in Schwalbach am 
Taunus gemeinsam mit ihrem Lehrer mit dem 
Schicksal der Sinti und Roma auseinanderge-
setzt. Die entsprechenden Gedanken und Über-
legungen ihres Projektes bildeten den Hauptteil 
der Gedenkveranstaltung. Auch die musikali-
sche Umrahmung wurde durch junge Men-
schen des Kammerensembles der Eichen-
dorffschule, Kelkheim (Taunus), gestaltet. Alle 
Beteiligten waren sich einig, dass diese Veran-
staltung erneut ein starkes Zeichen gegen Ras-
sismus, gegen Antisemitismus und für 
Menschlichkeit war. 
 
 
Vielfältige Herausforderungen der Land-
kreise bei der Bewältigung der Folgen des 
Ukraine-Krieges 
 
„Die 21 hessischen Landkreise sind entsetzt 
über den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine. Unser Mitgefühl und unsere Solidari-
tät gilt der ukrainischen Bevölkerung, die Op-
fer des russischen Überfalls ist. Es ist für uns 
daher auch nur selbstverständlich, dass wir das 
Land Hessen bei der Aufnahme der Menschen 
engagiert unterstützen werden, die durch die 
russische Invasion zur Flucht gezwungen wer-
den. Dies wird Herausforderungen mit sich 
bringen. Aber die Aufnahme flüchtender Men-
schen ist die konkreteste Form der Unterstüt-
zung, die die hessischen Landkreise aktuell 
leisten können.” Mit dieser öffentlichen Erklä-
rung hat der Hessische Landkreistag unmittel-
bar nach Kriegsbeginn seine Haltung unterstri-
chen.  
 
Die Landkreise nehmen rund um die Bewälti-
gung der Folgen des Ukraine-Krieges zahlrei-
che Aufgaben wahr. Neben der Aufnahme und 
Unterbringung Geflüchteter sind dies bei-
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spielsweise die Registrierung und aufenthalts-
rechtliche Einordnung der Flüchtlinge, Vorbe-
reitung und Einsatz des Katastrophenschutzes 
für Hilfeleistungen, die Reaktivierung der 
Strukturen der Zivilen Verteidigung sowie die 
Aufgaben im Bereich Rettungsdienst und 
Kreiskliniken, insbesondere bei der Aufnahme 
von Kriegsverletzten. Hierzu sowie zu zahl-
reichen anderen Themenbereichen fanden und 
finden regelmäßig Austausch und Beratungen 
in den Gremien und Arbeitsgemeinschaften 
des Verbandes statt. 
 
 
Situation in den kommunalisierten Abtei-
lungen 
 
Auch in den zurückliegenden Monaten stand 
die Frage der auskömmlichen Finanzierung 
der kommunalisierten ehemals staatlichen Ab-
teilungen, insbesondere im Veterinärwesen 
und bei der Lebensmittelüberwachung, wie-
derholt im Fokus der Gremienberatungen. An-
lass waren insbesondere seitens der Landespo-
litik vorgetragene vermeintliche Vollzugsde-
fizite, ein Gutachten des Hessischen Landes-
rechnungshofes sowie Rückmeldungen aus 
den Landkreisen zu zusätzlichen, aber nicht 
ausreichend finanzierten Aufgaben (zu den 
Bereichen Veterinär- und Lebensmittelüber-
wachung siehe die Ausführungen im Ab-
schnitt Wirtschaft, Planung, Bauen und Um-
welt).  
 
All dies erforderte eine grundsätzliche Positi-
onierung des Verbandes. Das Präsidium hat in 
seiner Sitzung am 30.06.2022 deshalb erneut 
seine Einschätzung bestätigt, dass sich die 
Kommunalisierung der ehemals staatlichen 
Abteilungen in 2005 vollumfänglich bewährt 
hat und hat jeder auch nur teilweisen Rück-
abwicklung dieser Reform eine klare Absage 
erteilt. Es hat darüber hinaus seine Erwartung 
bekräftigt, dass das Land Hessen eine aus-
kömmliche Erstattung der Budgets gewährt 
und hierbei auch die seit der Kommunalisie-
rung durch das Setzen zusätzlicher Standards 
und gesetzliche Verschärfungen eingetretenen 
Mehrbelastungen erstattet werden müssen.  
 
 
 
 
 
 

Änderung des Landtagswahlgesetzes 
 
Zu Beginn des Jahres 2022 befanden sich zwei 
Gesetzentwürfe zur Änderung des Landtags-
wahlgesetzes im Anhörungsverfahren des 
Landtages. Hintergrund war die wegen Verlet-
zung der Gleichheit des Stimmengewichts als 
verfassungswidrig bewertete Überschreitung 
der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der 
Wahlkreise um mehr als 25 % in drei Land-
tagswahlkreisen. Nach Beratung und Be-
schlussfassung in den Verbandsgremien be-
kräftigte der Hessische Landkreistag in der 
Verbandsstellungnahme seine bereits in frühe-
ren Verfahren erhobene Forderung, dass die 
Wahlkreise möglichst mit den Grenzen der po-
litischen Landkreise übereinstimmen sollten. 
Da dies nach dem Mehrheitsgesetzentwurf von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
immer weniger der Fall zu sein droht, wurde 
ebenfalls thematisiert, in wie weit dieses Vor-
gehen noch mit dem vom Gesetzgeber nor-
mierten Zweck des Landtagswahlgesetzes, – 
dass die Wahlkreise nach Möglichkeit jeweils 
ein zusammenhängendes Gebiet bilden sowie 
die Grenzen der Landkreise und der Gemein-
den berücksichtigen sollen – Rechnung trägt. 
Insbesondere die weitgehende Übereinstim-
mung der Wahlkreise mit den politischen 
Landkreisen ist für die Landkreise nach ihren 
Erfahrungen sehr sinnvoll und dringend gebo-
ten, da nur dadurch eine einheitliche Repräsen-
tation und damit Interessensvertretung der 
Bürgerinnen und Bürger eines Wahlkreises in 
– je nach Größe – einem oder mehreren Wahl-
kreisen gewährleistet wird. Vor diesem Hinter-
grund sah der Verband die mit den Gesetzent-
würfen fortgeschriebene Herauslösung weite-
rer Gebiete von immer mehr Landkreisen und 
deren Zuordnung zu dem Wahlkreis eines an-
deren Landkreises sehr kritisch. Darüber hin-
aus wurde auch die Annahme der Mehrheits-
fraktionen, mit den vorgesehenen neuen Wahl-
kreiszuschnitten eine Beständigkeit bis 2040 
gewährleisten zu können, aufgrund der aktuel-
len Entwicklungen insbesondere in den ländli-
chen Räumen in Frage gestellt.  
 
Im Märzplenum hat der Landtag den Gesetz-
entwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und FDP angenommen, so-
dass es zu den kritisierten Änderungen in den 
Landtagswahlkreisen gekommen ist.  
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Kommunalrecht 
 
Auch die Rechtsfragen im Bereich des Kom-
munalverfassungsrechts bildeten erneut einen 
Schwerpunkt des Referats.  
 
 
Mögliche Kreisfreiheit der Sonderstatusstadt 
Hanau  
 
Nachdem die Verhandlungen wegen der 
Corona-Pandemie längere Zeit ruhen mussten, 
konnten diese vor Ort im Laufe des Jahres 
2022 abgeschlossen worden. Mit Regelungen 
zur Gebührenstabilität sowie zur Nachsorge 
der beim Main-Kinzig-Kreis verbleibenden 
Deponien konnten Fragen im Bereich der Ab-
fallwirtschaft geklärt werden. Auch die Aus-
wirkungen durch mögliche Personalüberhänge 
bei der Kreisverwaltung sowie Fragen zum 
Kommunalen Jobcenter konnten im Konsens 
vereinbart werden. Die politisch Handelnden 
in Stadt und Kreis gehen von einem Austritt 
Hanaus aus dem Main-Kinzig-Kreis zum 
01.01.2026 aus. Aktuell werde ein Auskrei-
sungsvertrag ausgearbeitet, der im Anschluss 
an das Regierungspräsidium Darmstadt als 
Aufsichtsbehörde sowie das HMdIS gehen 
soll. Die kommunalen Gremien sehen einen 
entsprechenden Beschluss zum Jahreswechsel 
vor.  
 
Für den HLT als Verband werden die Aus-
wirkungen der Auskreisung Hanaus innerhalb 
des Kommunalen Finanzausgleichs und dabei 
vor allem auf die Ebene der Landkreise zu be-
obachten sein.  
 
 
Digitalisierung der Gremienarbeit 
 
Auch nach Wegfall der vom Gesetzgeber für 
den Kreistag geschaffenen Option der Tagung 
in Form des Finanz- bzw. Eilentscheidungs-
ausschusses nach § 30a HKO zum 30.09.2021 
haben sich die Landkreise und die Geschäfts-
stelle mit Fragen der Ausweitung der digitalen 
Tagungsmöglichkeiten für kommunale Gre-
mien befasst und hierbei die Vor- und Nach-
teile der einzelnen Tagungsformen behandelt. 
Nach wie vor bleiben die Forderungen nach 
einer potentiellen Öffnung der kommunalen 
Gremien mit dem Ziel von zumindest hybri-
den, ggfs. aber auch vollständig digitalen Sit-
zungsformaten aufrechterhalten. Bedauerli-

cherweise ist die Landesregierung hier aktuell 
wenig reformbereit. Der Landkreistag wird 
versuchen, gemeinsam mit den Schwesterver-
bänden eine abgestimmte Position zu erarbei-
ten und diese im Vorfeld der Landtagswahl 
entsprechend zu positionieren.  
 
 
Konferenz der Kreistagsvorsitzenden  
 
Die Konferenz der Kreistagsvorsitzenden hat 
sich im Berichtszeitraum ebenfalls mit den 
verschiedenen Herausforderungen für die par-
lamentarische Arbeit durch die Corona-
Pandemie befasst. So wurden die rechtlichen 
Möglichkeiten der Anordnung einer Masken-
pflicht zu verschiedenen Zeitpunkten der Pan-
demie ebenso erörtert wie weitere Fragen der 
Hygieneanforderungen bei Sitzungen kommu-
naler Gremien.  
 
Wie bereits im letzten Geschäftsbericht ange-
deutet, haben sich die Damen und Herren 
Kreistagsvorsitzenden auch in den zurücklie-
genden zwölf Monaten zu der Erfüllung des 
gesetzgeberischen Auftrags zu einer stärkeren 
Vereinbarkeit von Familie und Mandatsaus-
übung ausgetauscht und Lösungsansätze bera-
ten. Bei der Frühjahrstagung 2022 hat die Kon-
ferenz der Kreistagsvorsitzenden insbesondere 
auch vor dem Hintergrund der Werbung neuer 
Kandidatinnen und Kandidaten für künftige 
Wahlen in einem einstimmigen Beschluss den 
hessischen Kreistagen empfohlen, ihre Ge-
schäftsordnungen mit dem Ziel zu überarbei-
ten, eine stärkere Beteiligung junger Menschen 
zu erreichen. Hierbei seien insbesondere An-
gebote der Kinderbetreuung aufzunehmen 
bzw. zu erweitern. In den Beratungen wurde 
seitens der Geschäftsstelle ergänzend auf die 
bereits nach geltendem Recht vorgesehenen 
Erstattungsansprüche für Kosten hingewiesen, 
die wegen der Inanspruchnahme einer Ersatz-
kraft zur Betreuung von Kindern, Alten, Kran-
ken und Behinderten entstehen.  
 
Darüber hinaus hat sich die Konferenz der 
Kreistagsvorsitzenden mit weiteren Themen 
befasst, die von aktueller Relevanz für ihre Ar-
beit vor Ort standen. So waren beispielsweise 
die Zulässigkeit von Ton- und Filmaufnahmen 
durch die Medien, die Nutzung von Fan-Pages 
bei Facebook sowie Geschäftsordnungs- und 
Verfahrensfragen Gegenstand der Beratungen. 
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Dienstrecht 
 
Drittes Dienstrechtsänderungsgesetz 
 
Der bereits im letzten Geschäftsbericht be-
handelte Gesetzentwurf zum Dritten Dienst-
rechtsänderungsgesetz wurde im November 
2021 vom Landtag verabschiedet und ist mit 
Ausnahme einiger weniger Vorschriften we-
nige Tage später in Kraft getreten. Das Gesetz 
umfasst u.a. die Einrichtung eines neuen 
Laufbahnzweigs „Digitale Verwaltung“. Des 
Weiteren soll ein leichterer Zugang zum Un-
fallausgleich für Beamtinnen und Beamte, die 
regelmäßig gefährliche Dienstaufgaben erfül-
len, wie etwa Angehörige der Feuerwehr, ge-
währleistet werden. Darüber hinaus werden 
Beihilfeverbesserungen für Familien, Ehe- 
und Lebenspartnerinnen und -partner sowie 
für Anwärterinnen und Anwärter vollzogen. 
Ferner wurde die Personalratstätigkeit durch 
Video- und Telefonkonferenzen ermöglicht 
und finanzielle Regelungen zur Rufbereit-
schaft geschaffen, die den gestiegenen Anfor-
derungen im öffentlichen Dienst Rechnung 
tragen sollen.  
 
Die vom Hessischen Landkreistag im Anhö-
rungsverfahren vorgetragenen Bedenken hin-
sichtlich der Anerkennung von Dienstzeiten 
bei einer Wertminderung im Versorgungs-
recht sowie zum Bemessungssatz bei der Bei-
hilfefähigkeit für Anwärterinnen und Anwär-
ter wurden im Verfahren nicht nachvollzogen. 
Hier bleiben die praktischen Auswirkungen in 
der Zukunft zu verfolgen, um ggfs. Nachbes-
serungen anzuregen.  
 
 
Besoldungs- und Versorgungsanpassungsge-
setz 2022 / 2023 und Gewährung einer 
Corona-Sonderzahlung 
 
Ende 2021 wurde der Gesetzentwurf für das 
Besoldungs- und Versorgungsanpassungsge-
setz 2022 / 2023 und zur Gewährung einer 
Corona-Sonderzahlung beschlossen. Das Ge-
setz ist weitgehend am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft getreten. Die Geltung erstreckt 
sich auf die gesamte Beamtenschaft in Hessen 
und folglich auch auf die in den Landkreis-
verwaltungen. 
 
 

Das Gesetz setzt eine Anpassung der Besol-
dung von Beamtinnen und Beamten, Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsemp-
fänger an die allgemeinen wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnisse um. Die Anpassung 
orientiert sich an dem Tarifabschluss des Lan-
des. Die Besoldung von Beamtinnen und Be-
amten, sowie Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfängern wurde nach dem Ge-
setz zum 01.08.2022 linear um 2,2 % und zum 
01.08.2023 um weitere 1,89 % erhöht. Anwär-
terinnen und Anwärter hatten ebenso an der li-
nearen Erhöhung teil.  
 
Außerdem umfasst das Gesetz eine sog. 
Corona-Sonderzahlung entsprechend der Rege-
lungen für die Tarifbeschäftigten für den ge-
nannten Personenkreis in Höhe von bis zu 
1.000 Euro. Für Empfängerinnen und Empfän-
ger von Anwärterbezügen gelten diese Voraus-
setzungen entsprechend. Die Sonderzahlungen 
betragen bei diesen bis zu 500 Euro. Die 
Corona-Sonderzahlungen wurden Anfang 2022 
ausgezahlt.  
 
 
Recht auf mobiles Arbeiten 
 
Der Verband hatte im Rahmen eines Anhö-
rungsverfahrens Gelegenheit, sich zu einem 
„Recht auf mobiles Arbeiten“ zu positionieren. 
In der entsprechenden Stellungnahme wurde 
die Intention der antragstellenden Fraktion ge-
teilt, dass die Möglichkeiten des mobilen Ar-
beitens zur Gewährleistung einer möglichst 
flexiblen und sowohl den Bedürfnissen der 
Bediensteten als auch der Dienststellen Rech-
nung tragende Optionen sind. Kommuniziert 
wurde auch, dass die Landkreise ebenfalls da-
von ausgehen, dass das Instrument des mobilen 
Arbeitens zur Attraktivitätssteigerung im öf-
fentlichen Dienst beiträgt. Der gesetzlichen 
Verankerung eines Anspruches der Beschäftig-
ten auf mobiles Arbeiten konnte hingegen 
nicht gefolgt werden. Dies könnte dazu führen, 
die Gestaltungsmöglichkeiten der Verwaltun-
gen vor Ort, das Instrument den Gegebenheiten 
entsprechend einsetzen zu können, zu stark 
eingeschränkt wird. Weitergehende Vorgaben 
wurden als nicht sinnvoll erachtet und deshalb 
abgelehnt. Der entsprechende Gesetzentwurf 
fand im Landtag im Februar 2022 keine Mehr-
heit, sodass es bei der bisherigen Rechtslage 
geblieben ist.  
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Flexibilisierung der Regelung zum Urlaubs-
verfall 
 
Im Frühjahr 2022 hat das Hessische Ministe-
rium des Innern und für Sport einen Verord-
nungsentwurf zur Fristverlängerung des Ur-
laubsanspruchs für das Jahr 2021 vorgelegt. 
Kern der beabsichtigten Regelung war eine 
erneute zeitlich befristete Abweichung von 
der Regelung zum Urlaubsverfall in der Hes-
sischen Urlaubsverordnung für das Jahr 2021 
vor dem Hintergrund, dass aufgrund der an-
dauernden Corona-Pandemie eine erhöhte Ar-
beitsbelastung in Teilen der Landes- und 
Kommunalverwaltungen eine rechtzeitige Be-
antragung und Gewährung des Jahresurlaubes 
verhindere.  
 
Dem Vorhaben konnte der Hessische Land-
kreistag zustimmen, insbesondere auch hin-
sichtlich der enthaltenen Ausweitung des An-
wendungsbereichs über Beamtinnen und Be-
amten in Leitungspositionen hinaus. Damit 
wird nach Meinung der Landkreise ein positi-
ves Signal für deren überdurchschnittliches 
Engagement gegeben. Die geänderte Urlaubs-
verordnung wurde veröffentlicht und ist am 
09.07.2022 in Kraft getreten.  
 
 
Gleichberechtigung sowie Schutz vor Gewalt 
 
Die Umsetzung der Istanbul-Konvention ist 
bereits seit einigen Jahren Beratungsgegen-
stand der Verbandsgremien sowie der Ar-
beitsgemeinschaft der Kreisfrauenbeauftrag-
ten. Letztere hat hierzu ein Umsetzungspapier 
formuliert, dem sich der Rechts- und Europa-
ausschuss bereits Ende 2020 angeschlossen 
hatte. Die entsprechenden Forderungen wur-
den mit dem Land kommuniziert und der Mi-
nister hat in einem Antwortschreiben auf die 
zahlreichen Initiativen und Programme insbe-
sondere im Bereich Schutz vor Gewalt hinge-
wiesen. Hierüber hat bereits der letzte Ge-
schäftsbericht informiert. Nach coronabeding-
ten Verzögerungen konnte die Arbeitsgemein-
schaft der Landkreisfrauenbeauftragten in ih-
rer Sitzung im Mai 2022 mit Vertreterinnen 
sowohl aus dem Bereich Prävention und 
Schutz vor Gewalt des HMSI als auch der 
Landeskoordinierungsstelle gegen häusliche 
Gewalt in Hessen beim Hessischen Ministeri-
um der Justiz führen.  
 

Im Rahmen des Austauschs mit dem Land und 
bei den internen Beratungen innerhalb der AG 
wurde deutlich, dass aus fachlicher Sicht die 
Kreisfrauenbeauftragten klarere Aussagen vom 
Land zu den Vorgaben der Istanbul-Kon-
vention erwarten. Eine entsprechende Vorlage 
soll in einer UAG entworfen und nach Be-
schlussfassung der Arbeitsgemeinschaft dem 
zuständigen Fachausschuss des HLT zur politi-
schen Entscheidung vorgelegt werden.  
 
 
Fachkräfteausbildung für die Verwaltung 
 
Über die bereits seit mehreren Jahren andau-
ernde Diskussion über die zukünftige Ausbil-
dung und insbesondere den Übergang der Hes-
sischen Hochschule für Polizei und Verwal-
tung in die neue Hessische Hochschule für öf-
fentliches Management und Sicherheit wurde 
bereits in den letzten Geschäftsberichten be-
richtet. Auch die inhaltliche Positionierung des 
Hessischen Landkreistages, namentlich die Be-
tonung der Bedeutung des Ausbildungs- und 
Praxisbezuges des Studiums auch der neuen 
Hochschule sowie die Forderung nach einer 
angemessenen Mitwirkung der kommunalen 
Spitzenverbände im Kuratorium, wurde ausge-
führt. Der Landtag hat den entsprechenden Ge-
setzentwurf zur Gründung der Hessischen 
Hochschule für öffentliches Management und 
Sicherheit im Oktober 2021 beschlossen, das 
Gesetz ist zum Jahresbeginn 2022 in Kraft ge-
treten.  
 
Im Februar 2022 hat das Hessische Ministeri-
um des Innern und für Sport auf Grundlage des 
neuen Gesetzes die Neufassungen der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den gehobe-
nen Dienst in der allgemeinen Verwaltung für 
den Studiengang Bachelor of Arts – Public 
Administration sowie die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den Laufbahnzweig Digi-
tale Verwaltung im gehobenen allgemeinen 
Verwaltungsdienst für den Studiengang Ba-
chelor of Arts – Digitale Verwaltung, im An-
hörungsverfahren vorgelegt. Seitens der Fach-
ebene der hessischen Landkreise konnte den 
vorgesehenen Anpassungen der Verordnungen 
an die neue Rechtslage zugestimmt werden. 
Vor dem Hintergrund der zunehmenden Be-
deutung des Themas Nachhaltigkeit wurde die 
Prüfung angeregt, diese als Grundsatz in die 
beiden Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
aufzunehmen. Das Anhörungsverfahren ist ak-
tuell noch nicht abgeschlossen und der Aus-
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gang des Verfahrens bleibt hier deshalb ab-
zuwarten.  
 
 
Flüchtlinge und Integration 
 
In diesem Berichtszeitraum standen der Be-
reich der Aufnahme, Unterbringung und Ver-
sorgung ausländischer Flüchtlinge sowie die 
Integration weiterhin unter den Auswirkungen 
der Corona-Pandemie. Neue Strukturen wie 
der regelmäßige fachliche Austausch in Vi-
deokonferenzen haben sich inzwischen etab-
liert. So konnte es auch gelingen, dass die Ar-
beit mit den Arbeitsgemeinschaften und Ar-
beitskreisen weiter uneingeschränkt ausgebaut 
und der Austausch der Informationen dadurch 
gewährleistet wurde.  
 
Wichtiges Anliegen der Landkreise war es 
weiterhin der Eindämmung der Corona-
Pandemie frühestmöglich zu begegnen und ein 
massenhaftes Ausbruchsgeschehen in den Ge-
meinschaftsunterkünften zu verhindern. Zudem 
prägte der völkerrechtswidrige russische An-
griffskrieg in der Ukraine das Migrationsge-
schehen. Die Unterbringung und Versorgung 
der Menschen aus der Ukraine war eine der 
Aufgabenschwerpunkte der Landkreise und 
insbesondere der Fachabteilungen Asyl und 
der Ausländerämter.  
 
 
Migrationsgeschehen und Fluchtgeschehen 
aus der Ukraine  
 
In dem Berichtszeitraum hat sich die globale 
Migrationslage verschärft. Dabei waren seit 
dem Sommer 2021 durchgängig hohe Anlan-
dungszahlen von Geflüchteten in Spanien und 
in Italien zu verzeichnen, die erheblich über 
den vergleichbaren Zahlen im gleichen Zeit-
raum des Vorjahres lagen. Auch über Belarus 
und Lettland/Polen wurden immer mehr Einrei-
sen verzeichnet. Die aktuelle Lage in Afghanis-
tan und die Auswirkungen auf das Fluchtge-
schehen insbesondere der afghanischen Orts-
kräfte hat auch zu einer Zunahme der Zuwei-
sungszahlen geführt.  
 
Seit Juni 2021 wurden die afghanische Orts-
kräfte mit ihren Familien direkt in die Gebiets-
körperschaften zugewiesen, weitere afghani-
sche Staatsangehörige werden unter Berück-
sichtigung familiärer Bindungen auf die Bun-
desländer verteilt und zudem direkt zugewie-

sen. Der Hessische Landkreistag hat sich für ei-
ne geordnete Zuweisung über die Hessische 
Erstaufnahmeeinrichtung stark gemacht. Nur so 
sei eine Planbarkeit und eine gute Vorbereitung 
für die neu ankommenden Flüchtlinge zu ge-
währleisten. 
 
Die erhöhten Zahlen haben sich auch auf die 
Zuweisungen in die Gebietskörperschaften nie-
derschlagen. Somit war es ein großes Thema, 
dass die Kommunen entsprechende Vorberei-
tungen treffen sollten, um sich auf die veränder-
te Situation einzustellen. Diesen Prozess hat der 
HLT zudem begleitet. Es wurden zudem weitere 
Unterbringungsmöglichkeiten für die Standorte 
der HEAE geschaffen, wie zum Beispiel die 
Anmietung der Jugendherberge Limburg zur vo-
rübergehenden Unterbringung von Asylsuchen-
den. 
 
Infolge des völkerrechtswidrigen russischen 
Angriffskrieges in der Ukraine sind bis Mitte 
Juli 2022 laut Melderegister über 80.000 Men-
schen aus der Ukraine in Hessen angekommen. 
Dies bedeutet für die Landkreise eine enorme 
Kraftanstrengung, um für die Menschen Unter-
bringungskapazitäten zu schaffen sowie die Be-
treuung und Ausstattung sicherzustellen. In ei-
nigen Landkreisen wurden Notunterkünfte in 
Turnhallen oder Schulen zur Verfügung gestellt, 
um entsprechende Plätze vorzuhalten. Um die 
zahlreichen Fragen zu klären, die mit dem Zu-
strom an Geflüchteten aus der Ukraine aufge-
kommen sind, wie die Frage nach der „Bleibe“ 
vor Ort, die Frage nach der finanziellen Unter-
stützung und die Klärung des Aufenthaltstitels 
und die Versorgung von Menschen mit beson-
deren Bedarfen wurden in enger Abstimmungen 
zwischen dem Land, dem Bund und den kom-
munalen Spitzenverbänden wöchentliche Vide-
okonferenzen durchgeführt. 
 
 
Dialog zur Umsetzung des Landesaufnahme-
gesetzes  
 
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum 
2. Änderungsgesetzes zum Landesaufnahme-
gesetz hatte sich aus Sicht des Hessischen Mi-
nisterium für Soziales und Integration weiterer 
Gesprächsbedarf hinsichtlich der Unterbrin-
gung geflüchteter Personen in den Gebietskör-
perschaften gezeigt. Der bereits 2020 begon-
nene Dialog zwischen dem Ministerium, den 
kommunalen Spitzenverbände sowie den Ver-
treterinnen und Vertreter der Sozialverbände 
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über die Unterbringung der geflüchteten Men-
schen wurde auch im Berichtszeitraum fortge-
setzt. 
 
Zu folgenden Unterarbeitsgruppen wurde mit 
den kommunalen Spitzenverbänden und Ver-
tretungen aus den Landkreisen getagt: „Un-
terbringung in kommunalen Unterkünften“, 
„Gewaltschutz in kommunalen Unterkünften“ 
und „Soziale Betreuung in kommunalen Un-
terkünften“. Dabei wurden auch Vertreter und 
Vertreterinnen von Landkreisen mit zu dem 
fachlichen Austausch hinzugezogen.  
 
Die Teilnehmenden waren sich zudem dar-
über einig, dass das Infektionsgeschehen im 
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie in 
allen Arbeitsgruppen immer noch das vorherr-
schende Thema sei. Entsprechend wurden 
auch die aktuellen Fragestellungen, ob die 
Bewohner in den Gemeinschaftsunterkünften 
ausreichend über das Infektionsgeschehen 
sowie die entsprechenden Maßnahmen und 
Impfungen zum Schutz vor Covid-19 infor-
miert sind, und ob ausreichend Masken und 
Testungen für die geflüchteten Menschen 
vorgehalten werden, in den Besprechungen 
immer wieder neu aufgerufen.  
 
Das Thema Gewalt in Gemeinschaftsunter-
künften rückte vermehrt in den Blickwinkel, 
insbesondere seit dem Vorfall eines tödlichen 
Messerangriffs im Januar 2021 in einer Un-
terkunft in Großkrotzenburg. Es hatte an Be-
deutung zugenommen, was u.a. auch auf 
Suchtproblematiken inkl. Beschaffungskrimi-
nalität oder unbehandelte psychische Erkran-
kungen der Geflüchteten zurückzuführen ist. 
Die AG Gewaltschutz hatte sich dazu im Be-
richtszeitraum konstituiert und mit entspre-
chenden Umfragen über Gewaltpräventions-
konzepte der Landkreise das Thema ausführ-
lich beraten. Dazu gab es auch Best Practice 
Beispiele aus den Reihen der teilnehmenden 
Landkreise. 
 
 
Satzungsermächtigung und Gebührensatzung  
 
Das aktuelle Landesaufnahmegesetzes bein-
haltet eine Satzungsermächtigung die den 
Landkreisen ermöglicht, kostendeckende Ge-
bühren für die Gemeinschaftsunterkünfte für 
Flüchtlinge zu erheben. Mit der aktuellen 
Fortentwicklung des Landesaufnahmegeset-
zes wurde auf Wunsch des Hessischen Minis-

ters für Soziales und Integration zudem die 
Verpflichtung zur Aufnahme einer Härtefall-
regelung aufgenommen. Der HLT führte dazu 
im Berichtszeitraum Umfragen über die Ent-
wicklung der Gebührenhöhe durch und stellt 
diese Übersicht den Landkreisen zur Verfü-
gung.  
 
  
Zukunft des Integrationsgeldes 
 
Der Hessische Landkreistag hat die Höhe der 
Beteiligung des Bundes an den flüchtlingsbe-
dingten Kosten im Zusammenhang mit der 
Zahlung der neu eingeführten Integrationspau-
schale des Landes gemäß dem Landesaufnah-
megesetz in einem Schreiben an den Hessi-
schen Sozialminister thematisiert, da bis zum 
Ende des Jahre 2021 die befristete Beteiligung 
des Bundes an den flüchtlingsbedingten SGB 
II Unterkunftskosten auszulaufen drohte. Da-
bei hat der HLT auf die gemeinsame Verabre-
dung zwischen den kommunalen Spitzenver-
bänden und dem Land Hessen vom 21.01.2020 
hingewiesen. Hier wurde bezüglich der Erstat-
tung des Integrationsgeldes unter den ergän-
zenden Rahmenbedingungen festgehalten, dass 
die Regelung zum Integrationsgeld für die 
Dauer der KdU-Erstattung des Bundes gilt. 
Sobald der Bund diese Erstattung nicht mehr 
vollständig übernehme, erfolge eine neue Be-
wertung.  
 
Nachdem nun im Berichtszeitraum die Bun-
desregelung nicht mehr verlängert wurde, be-
kommen die Forderungen der kommunalen 
Spitzenverbände nach einer Kompensation der 
Kosten wieder eine neue Aktualität.  
 
Zu der Neubewertung der derzeitigen finanzi-
ellen Situation der Landkreise gehören auch 
die Auswirkungen des Ukraine-Krieges und 
seine Folgen für die Geflüchteten und die 
Landkreise. Diese Kosten der Landkreise sind 
mit dem Integrationsgeld nicht mehr aus-
kömmlich finanziert. Die kommunalen Spit-
zenverbände haben begonnen, dazu wieder Ge-
spräche mit dem Land aufzunehmen.  
 
 
Arbeitskreis Asyl  
 
Der Arbeitskreis Asyl des HLT mit seinen 
Facharbeitsgruppen hat im Berichtszeitraum 
mehrfach getagt, um die Fragestellungen in 
dem Bereich Asyl und Flüchtlinge mit der 
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notwendigen fachlichen Tiefe zu beraten. Die 
Sitzungen haben dazu digital über das Konfe-
renzsystem des Hessischen Landkreistages 
stattgefunden.  
 
Im Vordergrund standen die Maßnahmen zur 
Eindämmung der Corona-Pandemie. Insbe-
sondere fand ein intensiver Austausch über 
die Umsetzung von Quarantänemaßnahmen 
sowie die Verteilung der Schutzmasken statt. 
Aktuelles Thema war insbesondere im Jahr 
2021 die Steigerung der Impfquote, die bei 
den Flüchtlingen in den Gemeinschaftsunter-
künften bei ca. 30 Prozent lag. Ein Dauer-
thema war und ist weiterhin die Frage des 
Wohnraums für die Menschen, die eine An-
erkennung ihres Asylstatus erhalten haben 
und auszugsverpflichtet sind. Insbesondere in 
den Ballungsraumkreisen ist dies ein ver-
schärftes Problem, da es kaum bezahlbaren 
Wohnraum gibt.  
 
Mit dem Zeitpunkt des russischen Angriffs-
krieges auf die Ukraine hatte für die Land-
kreise zunächst das Thema der Unterbrin-
gung der Menschen aus der Ukraine eine ho-
he Priorität. Dabei ging es zunächst um die 
Zugangszahlen der Menschen die aus der 
HEAE den Landkreisen zugewiesen werden, 
um eine gewisse Planbarkeit sicherzustellen. 
Zudem kristallisierte sich rasch heraus, dass 
eine Differenzierung aufgrund der unter-
schiedlichen Aufenthaltsstatus sinnvoll ist 
zwischen Menschen, die aus der Ukraine ge-
flüchtet waren und den „übrigen“ Flüchtlin-
gen, die aus anderen Ländern ihre Flucht an-
getreten haben. Als weiteres Phänomen 
mussten viele Landkreise die Zunahme an 
Wohnungsangeboten für Geflüchtete aus der 
Ukraine, vorwiegend Frauen und Kinder ka-
nalisieren. Vielfach wurden dazu gesonderte 
Hot-Lines eingerichtet. Zudem hat der HLT 
in den wöchentlichen Videositzungen mit 
dem Land sich stark für eine Durchführung 
der TBC-Untersuchungen in der Hessischen 
Erstaufnahmeeinrichtung eingesetzt, bevor 
sie den Landkreisen zugewiesen werden. Als 
besonderer Termin sei die Vorstellung der 
Arbeit des Vereins Fatra e.V. genannt. Dazu 
wurde die Beratungstätigkeit des Vereins und 
die Angebote der Beratungsstelle im Bereich 
der psychotherapeutischen Beratung für Ge-
flüchtete, traumatisierte Flüchtlinge mit Fol-
tererfahrung vorgestellt. 
 
 

Besuch in der Hessischen Erstaufnahmeein-
richtung 
 
Um einen Überblick über das Aufnahmegesche-
hen der ukrainischen Geflüchteten zu bekom-
men, hat der Hessische Landkreistag die Hessi-
sche Erstaufnahmeeinrichtung in Gießen be-
sucht. Dabei war besonders interessant die Re-
gistrierungsstraße für die Geflüchteten aus der 
Ukraine vor Ort zu erleben. Bestärkt wurde der 
HLT bei diesem Besuch mit seiner Forderung, 
dass die TBC Untersuchungen vor Ort in den 
dafür vorgesehenen Röntgenabteilungen durch-
geführt wird.  
 
 
Rechtskreiswechsel 
 
Der Rechtskreiswechsel für Geflüchtete aus der 
Ukraine aus dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) in die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II) mit Wirkung vom 01.06.2022 
war in den vergangenen Wochen Thema in re-
gelmäßigen Videokonferenzen mit dem Ar-
beitskreis Asyl, der Arbeitsgemeinschaft der 
Ausländerämter und dem Arbeitskreis der 
Kommunalen Jobcenter und den Kommunalträ-
gern in gemeinsamer Einrichtung. Teilgenom-
men haben dabei auch jeweils Vertreter der Mi-
nisterien sowie des Deutschen Landkreistages. 
Dabei haben sich die Beteiligten dafür einge-
setzt, einen möglichst reibungslosen Übergang 
der Regelsysteme zu ermöglichen. Früh hatte 
sich abgezeichnet, dass eine rechtzeitige erken-
nungsdienstliche Registrierung aller Flüchtlinge 
mit der PIK und die Ausstellung einer Fiktions-
bescheinigung zum Stichtag 01.06.2022, die als 
Voraussetzungen zur Beantragung von Regel-
leistungen nach dem SGB II und SGB XII gel-
ten, nicht gelingen wird. Dazu kam, dass die 
Bundesdruckerei offenbar nicht in der Lage war, 
die entsprechenden Vordrucke rechtzeitig zur 
Verfügung zu stellen. Der HLT hat sich deshalb 
in den Videokonferenzen unter anderem für eine 
Verschiebung des Stichtages auf den 1. Juli 
2022 ausgesprochen, um den Übergang besser 
vorbereiten zu können. Dem wurde leider nicht 
gefolgt.  
 
Eine entsprechende Erhebung des HLT hatte 
zum Stichtag 20.05.2022 ergeben, dass für den 
Rechtskreiswechsel 44.042 Personen in Frage 
kommen. Mehrheitlich wurde von den Land-
kreisen geäußert, dass in Anbetracht der seiner-
zeit sehr hohen Belastung der Behörden noch 
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nicht alle Anträge nach dem AsylblG bearbeitet 
werden konnten.  
 
 
Fachtagung Wohnraumversorgung für Ge-
flüchtete  
 
Der Hessische Landkreistag hat gemeinsam 
mit der Liga der Wohlfahrtspflege am 
22.06.2022 eine Fachtagung zur Versorgung 
mit Wohnraum für Geflüchtete veranstaltet. 
An die Geschäftsstelle ist seitens der Land-
kreise immer wieder das Problem des Über-
gangs zwischen dem Wohnen in einem 
Flüchtlingswohnheim hin zum Wohnen in ei-
ner Privatwohnung herangetragen worden. 
Viele Asylberechtigte, die zudem auszugsbe-
rechtigt sind, finden keinen eigenen Wohn-
raum und blockieren so die Unterkunftsplätze 
in den Gemeinschaftsunterkünften.  
 
Der HLT hat sich gemeinsam mit der Liga 
dem Thema angenommen und dazu im Main-
Taunus-Kreis eine Fachveranstaltung durch-
geführt. Dabei stellte eine Vertreterin des 
BAMF ihre Analyse zum Thema Wohnungs-
suche von Geflüchteten vor und gab auch 
Hinweise auf die aktuelle Situation von ukra-
inischen Geflüchteten. Es wurden zudem vier 
Best Practice Beispiele präsentiert, die unter-
schiedliche Ansätze bei der Wohnungssuche 
und Vermittlung vorstellten. An der Veran-
staltung haben rund 90 Besucherinnen und 
Besucher aus den Landkreisverwaltungen 
und aus den Verbänden der Liga der Freien 
Wohlfahrtspflege teilgenommen. 
 
 
Einbindung der Ausländerbehörden in die 
Verbandsarbeit   
 
Die Arbeitsgemeinschaft der hessischen Kreis-
ausländerbehörden hat im Berichtszeitraum 
ebenfalls digital getagt. Neben vielen fachli-
chen Fragen, die bei den Sitzungen erörtert 
wurden, prägte die Arbeit der Ausländerbehör-
den insbesondere die aufenthaltsrechtlichen 
Fragen im Zusammenhang mit dem Fluchtge-
schehen aus der Ukraine. Gemäß Erlass des In-
nenministeriums dürfe eine biometriebasierte 
Registrierung „insbesondere aus Sicherheits-
gründen und zur Vermeidung von Mehrfachre-
gistrierungen“ nicht verzichtet werden. Die Re-
gistrierung sei dabei in erster Linie durch die 
Ausländerbehörden unter Verwendung der vor-
handenen PIK-Stationen durchzuführen. Soweit 

keine PIK-Station zur Verfügung stehe, wird 
empfohlen, Kooperationen mit der Polizei zu 
bilden. Der Hessische Landkreistag hat sich an 
dieser Stelle für pragmatische Lösungen einge-
setzt, die eine Umsetzung in der Praxis leistbar 
gestalten und den Ukrainern auch zeitnah einen 
Aufenthaltsstatus und Leistungsbezug zusi-
chern.  
 
 
Bündnis für Fachkräftesicherung 
 
In dem Bemühen neue Fachkräfte zur Sicherung 
des Wirtschafts- und Technologiestandortes 
Hessen zu gewinnen, hat das „Neue Bündnis 
Fachkräftesicherung Hessen“ unter Federfüh-
rung des Hessischen Ministeriums für Soziales 
und Integration auch im Berichtsjahr seine Ar-
beit fortgesetzt und wird dabei von vier Fokus-
gruppen unterstützt. In das Bündnis sind alle re-
levanten Akteure aus Wirtschaft, Gewerkschaft, 
sozialen Verbände, Gesundheitssektor, Kirchen, 
Kommunen und der Hessische Landkreistag 
eingebunden.  
 
Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz und 
dem damit verbundenen beschleunigten Verfah-
ren sind auf die Ausländerbehörden zusätzliche 
Aufgaben im Zusammenhang mit den Änderun-
gen der ausländerrechtlichen Zuständigkeiten 
und der Bündelung von Aufgaben mit der Bun-
desagentur für Arbeit und den Arbeitgebern hin-
zugekommen. Der HLT hat sich in seiner Stel-
lungnahme zur Umsetzung des Fachkräfteein-
wanderungsgesetzes dafür ausgesprochen, dass 
diese Aufgaben dezentral bei den Ausländerbe-
hörden vor Ort angesiedelt werden. 
  
Die Fokusgruppe „Internationalisierung und 
Vielfalt“ hat dazu verschiedene Handlungsemp-
fehlungen auf den Weg gebracht, die die Um-
setzung der Fachkräftesicherung auf einen guten 
Weg bringen sollen. Den Entwurf der Hand-
lungsempfehlung zu der Rolle der Ausländerbe-
hörde wurde von HLT allerdings nicht unter-
stützt, da hier die Aufgaben und die Rolle der 
Ausländerbehörden aus Sicht des HLT nicht 
adäquat dargestellt wurden.  
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Brand- und Katastrophenschutz / Zivile 
Verteidigung 
 
Aktuelle Bedeutung des Katastrophenschutzes 
 
Vor dem Hintergrund der Hochwasserkata-
strophe im Ahrtal im Juli 2021 hat die Bedeu-
tung des Katastrophenschutzes auf allen Ebe-
nen stark zugenommen. Das Land hat den 
„Leitfaden zur Vorsorge und Bewältigung von 
Hochwasser- und Starkregenereignissen“ mit 
Datum vom 25.11.2021 aktualisiert vorgelegt. 
Für die Landkreisebene hebt er hervor, dass 
die Landrätin bzw. der Landrat als untere Ka-
tastrophenschutzbehörde nach Feststellung ei-
nes Katastrophenfalles die Leitung der Ab-
wehrmaßnahmen übernimmt und den Einsatz 
der erforderlichen Einheiten und Einrichtun-
gen anordnet. Die Gewährleistung einer wirk-
samen Katastrophenabwehr ist nach den Re-
gelungen des HBKG Aufgabe der unteren 
KatS-Behörden. Sie erfahren hierbei Unter-
stützung von den Regierungspräsidien sowie 
dem Hessischen Ministerium des Innern und 
für Sport. Für die Landkreisebene ergeben 
sich Zuständigkeiten für den überörtlichen 
Brandschutz, die überörtliche Allgemeine Hil-
fe sowie die Aufgaben der unteren Katastro-
phenschutzbehörde. Der Leitfaden führt als 
Vorsorgemaßnahmen Einzelheiten zur Errich-
tung einer Katastrophenschutzleitung, der 
Aufstellung von Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes sowie zu den Kata-
strophenschutzplänen aus. Er enthält außer-
dem Einzelheiten zur Einberufung des Kata-
strophenschutzstabes, der Alarmierung der 
Einsatzkräfte, der Feststellung des Katastro-
phenfalles, der Anforderung von Einheiten 
des Katastrophenschutzes sowie der Warnung 
der Bevölkerung bis hin zur Evakuierung.  
 
 
Einführung einer einheitlichen Stabssoftware 
für den Katastrophenschutz 
 
Die verbandsinternen Beratungen sowie die 
wechselseitige Korrespondenz mit dem Land 
zu der kommunalen Forderung einer Einfüh-
rung einer landeseinheitlichen Software zur 
Führungsunterstützung im Katastrophenschutz 
beschäftigen den Verband bereits seit mehre-
ren Jahren. Grund für die lange Dauer waren 
zuletzt die durch die Bekämpfung der Corona-
Pandemie verursachte Bindung der Fachkräfte 
und die damit verbundenen Verzögerungen 

bei den Beratungen und insbesondere den Ver-
handlungen mit dem Land.  
 
Die erneute Befassung im Fachausschuss des 
Hessischen Landkreistages sowie eine Abfrage 
bei den 21 hessischen Landkreisen hatte An-
fang 2022 ergeben, dass sich alle hessischen 
Landkreise zustimmend zu einer landeseinheit-
lichen Stabssoftware in dem Bereich geäußert 
und der Einführung auch in ihrem jeweiligen 
Landkreis erklären konnten. In dem entspre-
chenden Schreiben an das Hessische Ministe-
rium des Innern und für Sport wurde die Frage 
aus den Landkreisen vorgetragen, auf welcher 
Plattform die neue Software aufgesetzt werden 
soll. Außerdem wurde gefordert, dass die be-
reits in den Einsatzleitsystemen vor Ort vor-
handenen Daten ohne zusätzlichen Erfassungs-
aufwand auch zukünftig nutzbar sein müssten, 
da nur dann das neue System sinnvoll genutzt 
werden könne. Einer Doppelerfassung und  
-pflege von Daten wurde eine klare Absage er-
teilt.  
 
Aktuell warten die kommunalen Spitzenver-
bände auf Signale des Landes und insbesonde-
re die Aufnahme von Gesprächen auf Fach-
ebene zur weiteren Einführung der landesein-
heitlichen Stabssoftware zur Führungsunter-
stützung.  
 
 
Landesvorgaben und Kostensteigerungen im 
Katastrophenschutz 
 
Das Thema der als zu eng kritisierten Landes-
vorgaben und insbesondere die dadurch be-
dingten Kostensteigerungen im Katastrophen-
schutz auf Landkreisebene beschäftigt die 
Fachebene sowie die Verbandsgremien bereits 
seit einigen Jahren. Die in der AG der Kreis-
brandinspektoren erstellten und beschlossenen 
Hinweise und Forderungen wurden in dem Pa-
pier „Kosten- und Planungssicherheit im Kata-
strophenschutz“ dem Rechts- und Europaaus-
schuss zur endgültigen Beratung vorgelegt. 
Der Ausschuss hat dem Papier zugestimmt und 
die Geschäftsstelle damit beauftragt, die Forde-
rungen gegenüber dem Land zu vertreten. 
  
Die Geschäftsstelle hat daraufhin gemeinsam 
mit Fachleuten der Landkreise im Mai 2022 
Fragen und Lösungsvorstellungen zu den Auf-
gaben im Bereich der unteren Katastrophen-
schutzbehörden auf Basis des Papiers formu-
liert. So wurde hinsichtlich der baulichen An-
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lagen der Katastrophenschutzeinheiten Ver-
einfachungen im Überprüfungsverfahren 
durch die Unfallkasse Hessen vorgeschlagen 
und eine Aufnahme auch der unteren Kata-
strophenschutzbehörden in die Brandschutz-
förderrichtlinie gefordert. Um die Planungssi-
cherheit der unteren KatS-Behörden zu ver-
bessern, wurde eine mehrjährige Planung für 
die Beschaffungsmaßnahmen der Einsatzfahr-
zeuge durch das Land Hessen mit einer fünf-
jährigen Vorlaufzeit vorgeschlagen. Dadurch 
hätten die unteren KatS-Behörden den nötigen 
Vorlauf für die ggfs. erforderliche Errichtung 
bzw. Anpassung baulicher Anlagen. Ferner 
wurden Verbesserungen bei den Unterstel-
lungspauschalen für die KatS-Fahrzeuge so-
wie eine Gleichstellung der Helfer im Kata-
strophenschutz bei der Erstattung der Ausbil-
dungskosten angeregt.  
 
Ende August 2022 hat das Ministerium in ei-
nem längeren Antwortschreiben die aktuelle 
Rechtslage sowie die insbesondere auf Lan-
desebene bestehenden Förderregelungen aus-
geführt. Es hat hierbei die aus seiner Sicht im 
Vergleich der Bundesländer sehr gute Unter-
stützung im Bereich Katastrophenschutz her-
vorgehoben und Zuweisungen von KatS-
Fahrzeugen oder Sondereinsatzmitteln an die 
unteren KatS-Behörden ausgeschlossen. Hin-
sichtlich der den Landkreisen bei Erfüllung 
ihrer Aufgaben als Katastrophenschutzbehör-
den aus den bestehenden Vorschriften er-
wachsenden Aufgaben hat es auf die Kosten-
regelung im HBKG und damit auf den Fi-
nanzausgleich verwiesen. Die Verlängerung 
der Prüfintervalle bei baulichen Anlagen des 
Katastrophenschutzes von fünf auf zehn Jahre 
hat es ebenso als nicht sinnvoll abgelehnt wie 
eine weitergehende Förderung des Landes in 
diesem Bereich. Dem Wunsch nach einer 
mehrjährigen Planung für Beschaffungsmaß-
nahmen des Landes zur Gewährleistung der 
Planungssicherheit der unteren KatS-Be-
hörden will das Land unter Hinweis auf die 
Jährlichkeit des Landeshaushaltes sowie die 
Notwendigkeit der kurzfristigen Reaktion auf 
spezifische Gefährdungslagen ebenfalls nicht 
entsprechen. Auch hinsichtlich der weiteren 
Anregungen und Forderungen des Landkreis-
tages hat das Ministerium unter dem Hinweis 
auf die aktuelle Rechtslage und die bestehen-
de Praxis eine Absage erteilt. Bei der kurz da-
rauf erfolgten ersten Beratung in der AG der 
Kreisbrandinspektoren traf die konsequente 
Ablehnung jeglicher Änderungswünsche und 

Anregungen aus Reihen der Praxis der Land-
kreise auf Unverständnis. Die Thematik wird 
Fach- sowie die Führungsebene in den Land-
kreisen somit auch zukünftig beschäftigen. 
 
 
Ausbau der Zivilen Verteidigung 
 
Der Hessische Landkreistag hat sich wegen der 
zunehmenden Bedeutung der Zivilen Verteidi-
gung Anfang 2022 an das Hessische Ministeri-
um des Innern und für Sport gewandt mit dem 
Ziel, Klarheit hinsichtlich der Erwartungen des 
Landes an die Landkreise im Bereich der Zivi-
len Verteidigung und insbesondere der zu er-
wartenden zusätzlichen Mittel zu erhalten. Ei-
nem einstimmigen Beschluss des Rechts- und 
Europaausschusses folgend wurde ausdrück-
lich betont, dass die Wahrnehmung der zusätz-
lichen Herausforderungen und Aufgaben mit 
den aktuell zur Verfügung gestellten Mittel 
kaum gelingen dürfte. Im Antwortschreiben 
des Landes wird vor dem Hintergrund des 
Krieges in der Ukraine die höchstpriorisierte 
Umsetzung der Aufgaben in der Zivilen Ver-
teidigung dringend angemahnt. Hierzu kündig-
te das Land an, zeitnah auf die Landkreise und 
kreisfreien Städte zuzukommen, um die Um-
setzung und Revitalisierung der Zivilverteidi-
gungsprozesse auf kommunaler Ebene in Gang 
zu setzen. Das Ministerium betonte, es sei 
Aufgabe der Landkreise, die bestehenden ge-
setzlichen Aufgaben auch im größtmöglichen 
Krisenfall, dem Spannungs- oder Verteidi-
gungsfall, zu erfüllen. Dazu müsse geplant 
werden, welche organisatorischen Anpassun-
gen mit welchem Personal in welchen Kern-
aufgaben vorzunehmen sind und wie die tech-
nische Betriebsfähigkeit und die IT-Kom-
munikation sichergestellt werden. Hierzu wird 
laut Ministerium ein Alarmierungswesen, die 
Zivile Alarmplanung sowie ein Meldewesen zu 
etablieren sein.  
 
Das Ministerium äußerte außerdem die Erwar-
tung, dass in allen Ämtern der Landkreise das 
Bewusstsein geschaffen wird, dass Zivile Ver-
teidigung den gesamten Staatsapparat betrifft 
und damit auch die jeweiligen Fachbereiche ei-
ner Kreisverwaltung. Wesentliche Aufgabe sei 
es, auch im Spannungs- und Verteidigungsfall 
lebenswichtige Verwaltungsleistungen zu erfül-
len, die Bevölkerung zu schützen und die Streit-
kräfte zu unterstützen. Hierzu sei eine Aufga-
benkritik und analog zu Pandemieplanungen die 
Planung für Kernaufgaben und kritische Ge-
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schäftsprozesse in einem Spannungs- und Ver-
teidigungsfall erforderlich. Gleichzeitig wird 
vor der Einschätzung gewarnt, die Ämter für 
den Katastrophenschutz bzw. Brandschutz hät-
ten die Aufgabe des Zivilschutzes und damit 
sei die Zivile Verteidigung hinreichend bear-
beitet. Vielmehr bilde der Zivilschutz nur eine 
Säule der Zivilen Verteidigung, während die 
anderen drei Säulen auf die Aufrechterhaltung 
der Staatsfunktionen, die Versorgung der Be-
völkerung sowie die Unterstützung der Streit-
kräfte bildeten.  
 
Bei seinen Beratungen im April 2022 hat das 
Präsidium erneut die Landesregierung aufge-
fordert, zeitnah in einem strukturierten Pro-
zess die Reaktivierung der Struktur der Zivi-
len Verteidigung anzugehen. Außerdem hat es 
betont, dass der bei den Kommunen entste-
hende Mehraufwand für die Zivile Verteidi-
gung von Bund sowie Land zu erstatten ist 
und dies als Konnexitätsfall angesehen.  
 
 
Zensus 2022 
 
Nachdem der ursprünglich für 2021 vorgese-
hene Zensus vor dem Hintergrund der 
Corona-Pandemie um ein Jahr verschoben 
worden ist und entsprechende Initiativen zu 
einer erneuten Verschiebung um ein weiteres 
Jahr auf Bundesebene keine Berücksichtigung 
fanden, führten und führen die Landkreise als 
Erhebungsstellen in 2022 ihre Aufgaben im 
Zensus durch.  
 
Bedauerlicherweise traten im Sommer 2022 
erhebliche Probleme in den örtlichen Erhe-
bungsstellen auf, die vom Deutschen Land-
kreistag und vom Deutschen Städtetag ge-
meinsam gegenüber dem Bundesministerium 
des Innern und für Heimat mit der dringenden 
Forderung nach Abhilfe vorgetragen wurden. 
Primär wurden systematische programmtech-
nische Schwierigkeiten beim Einsatz des Er-
hebungsunterstützungssystems, aber auch 
Probleme im Mahnwesen sowie der Kommu-
nikation mit den Statistischen Landesämtern 
problematisiert. Aufgrund der massiven Be-
einträchtigungen, vor allem in Bezug auf die 
mangelnde Funktionstüchtigkeit des Erhe-
bungsunterstützungssystems wurden erhebli-
che Bedenken vorgetragen, ob der Zensus 
2022 in angemessener Form und unter Einhal-
tung der gewünschten Qualitätsstandards 
durchgeführt und zeitgerecht abgeschlossen 

werden könne. In seiner Antwort hat das Bun-
desministerium ausgeführt, dass die Probleme 
insbesondere beim Einsatz des zentralen Erhe-
bungsunterstützungssystems bereits durch 
Pflegemaßnahmen des Verfahrens berücksich-
tigt worden seien und darüber hinaus akute 
Probleme behoben würden. Diese Einschät-
zung wird vom DLT als nicht zufriedenstellend 
und der Situation vor Ort in den Erhebungs-
stellen nicht gerecht werdend kritisiert. Sollten 
vor Ort in den hessischen Landkreisen in der 
Folgezeit weiter Problemlagen auftreten, wird 
der Hessische Landkreistag diese beim DLT 
hinterlegen und bei Bedarf auch gegenüber 
dem Statistischen Landesamt vertreten.  
 
 
Sport und Ehrenamt 
 
AG der Sportamtsleitungen 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Sportamtsleitun-
gen des Hessischen Städtetages und des Hessi-
schen Landkreistages hat im Berichtszeitraum 
sowohl virtuell wie auch in Präsenz getagt. In 
beiden Formaten stand die gegenseitige Infor-
mation sowie der Austausch über Projekte und 
Förderprogramme im Mittelpunkt. Maßgebli-
chen Anteil haben hierbei die regelmäßigen 
Gäste aus dem Landessportbund und der 
Sportabteilung des Hessischen Ministeriums 
des Innern und für Sport.  
 
Auch im Bereich des Sports standen Fragen 
der Notfallsituation im Bereich der Gasversor-
gung sowie die massiven Steigerungen in den 
Energiekosten im Fokus. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen Diskussionen zu Energieeinspa-
rungsmaßnahmen hat der Landessportbund 
darüber hinaus im Sommer 2022 das Gespräch 
unter anderem mit dem HLT gesucht und die 
wichtige Bedeutung des Sports bei der Wahr-
nehmung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben 
betont. Der Geschäftsführer des LSBH hat in 
dem Gespräch darauf hingewiesen, wie wichtig 
eine Kommunikation und Einbindung im Vor-
feld von Entscheidungen insbesondere über 
Schließungen von Sporteinrichtungen sei. Der 
organisierte Sport bittet deshalb um eine mög-
lichst frühzeitige Einbindung der örtlichen 
Sportorganisationen und hier insbesondere der 
Sportkreisvorsitzenden, um in gemeinsamer 
Verantwortung die bestmöglichen Entschei-
dungen vorbereiten und kommunizieren zu 
können. Er betonte ausdrücklich, dass hierfür 



30 

auch der Landessportbund selbstverständlich 
gerne zur Verfügung stehe. Darüber hinaus 
hat er auf zahlreiche Informationen im Be-
reich des Energiesparens, unter anderem zu 
eigenen Förderprogrammen, hingewiesen. 
Über diese Hinweise sowie die Bitten des 
Verbandes hat die Geschäftsstelle die Land-
kreise informiert.  
 
 
Sportstättendatenbank 
 
Nachdem nach vier Jahren Vorlaufzeit das 
Projekt der „Sportdatenbank Hessen“ im ver-
gangenen Jahr veröffentlicht und freigeschal-
tet worden ist, geben zunehmend viele Land-
kreise, Städte und Gemeinden über ihre per-
sönlichen Zugangsdaten die entsprechenden 
Angaben ein. Die Sportabteilung im HMdIS 
hat mitgeteilt, dass sie mit allen Landkreisen 
in Kontakt steht und zusammenarbeitet, wobei 
von den 21 Landkreisen bereits 17 die Sport-
stätten aktiv bearbeiten und hinterlegen. Drei 
weitere Landkreise arbeiten mit den kreisan-
gehörigen Kommunen zusammen, sodass 
auch die dortigen Einrichtungen regelmäßig 
zur Verfügung stehen. Bislang sind über 
11.000 Sportstätten erfasst, sodass alle Inte-
ressierte vor Ort in den Städten, Gemeinden 
und Landkreisen aktiv die entsprechenden 
Sportstätten recherchieren und einsehen kön-
nen.  
 
 
3. Arbeit, Soziales, Senioren, Ju-

gend, Familie und Beschäfti-
gungsförderung 

 
 
Kinderbetreuung 
 
Corona-Pandemie 
 
Auch im zweiten Corona-Jahr sahen sich die 
Einrichtungen als auch die Jugendämter mit 
pandemiebedingt bestehenden als auch neuen 
Herausforderungen konfrontiert. Zwischen 
dem Land, den Trägerverbänden und den 
kommunalen Spitzenverbänden fanden dazu 
weiterhin Gespräche statt, die in erster Linie 
dem Austausch dienten. Berücksichtigt wur-
den dabei jeweils auch die seitens der Ge-
schäftsstelle im Vorfeld in den Jugendämtern 
erfragten aktuellen Problemlagen. Vielen For-

derungen nach einem intensiveren Tätigwerden 
des Landes einschließlich weitergehender, so-
wohl die Einrichtungen als auch die Jugendäm-
ter unterstützender Regelungen, entsprach das 
Land unter Hinweis auf die Zuständigkeit der 
Kommunen nicht. Anpassungen in den Hygie-
neempfehlungen des HMSI erfolgten lediglich 
aufgrund der Notwendigkeit rechtlicher Ände-
rungen.   
 
Der Übergang vom Instrument der Minimalbe-
treuung zum Regelbetrieb ging allerorten auch 
mit Fragen zum (wieder vollumfänglich) be-
stehenden Rechtsanspruch einher.  
 
Mit Blick auf den Herbst bleibt aktuell  
abzuwarten, ob und wie Hessen die Rahmen-
Rechtslage des Bundes (Bundesinfektions-
schutzgesetz) weiter ausgestalten wird.  
 
 
Testung von Kindern in Kitas und der Kinder-
tagespflege 
 
Die hälftige Kostentragung für Tests von Kin-
dern in Kitas bzw. der Tagespflege für Kinder 
soll nach dem erklärten Willen der Landesre-
gierung bis zu den Osterferien 2023 fortgesetzt 
werden. Die Verantwortung für die Vorhaltung 
des freiwilligen Testangebotes liegt weiterhin 
bei den Kommunen. Dies entspricht auch der 
Forderung des HLT, der allerdings Empfeh-
lungen des Landes zu geeigneten Anbietern 
von Tests und für die Auswertung geeignete 
Laboren erwartet hätte. Diese Recherche ob-
liegt weiterhin den Trägern und den Jugendäm-
tern. 
 
 
Kinderbetreuung im Kontext des völker-
rechtswidrigen Angriffs auf die Ukraine 
 
Mit dem im Februar/ März begonnenen Krieg 
und dem quantitativ nur schwer kalkulierbaren 
Flüchtlingsstrom nach Deutschland musste mit 
einem weiteren Druck auf die Kindertagesbe-
treuung gerechnet werden. Denn klar war, dass 
die hier Schutzsuchenden weit überwiegenden 
Frauen mit ihren Kindern sein würden. In wel-
cher Größenordnung eine Inanspruchnahme 
des Regelsystems der Kindertagesbetreuung zu 
erwarten war, war dabei ebenso wenig vorher-
sehbar. Da jedoch dem Grunde nach mit 
Wohnsitznahme der Flüchtenden in einer hes-
sischen Kommune auch der Rechtsanspruch 
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auf einen Betreuungsplatz gegeben ist und zu-
dem erklärtes politisches Ziel die Möglichkeit 
der Arbeitsaufnahme der Mütter war, bestand 
auch hier Handlungsbedarf. Die Sorge um et-
waige weitere zu versorgende Kinder im Kon-
text ohnehin bestehender Anspannung im Be-
treuungsangebot mit langen Wartelisten in 
den Kitas beschäftigte sowohl die Gemeinden 
als auch die Jugendämter. Mit hoher Kreativi-
tät wurden zunächst schnellstmöglich alleror-
ten zusätzliche Angebote wie z. B. Mütter-
treffs, Krabbel- oder Spielgruppen oder Be-
gegnungsmöglichkeiten in Familienzentren 
geschaffen, um zumindest ein niedrigschwel-
liges Angebot für die Mütter mit ihren Kin-
dern vorzuhalten, die Familien zu entlasten 
und Kontaktmöglichkeiten zu schaffen.  
 
Mit Blick auf die mit der Regelbetreuung uk-
rainischer Kinder einhergehenden etwaigen 
Engpässe forderte die Geschäftsstelle das 
Land auf, im Falle eintretender Betreuungs-
nachfrage durch diesen Personenkreis und 
fehlender Kapazitäten bei Plätzen und Perso-
nal ebenfalls seiner Verantwortung als be-
triebserlaubniserteilende Behörde gerecht zu 
werden und Handlungsanweisungen für die 
Jugendämter herauszugeben.  
 
Nachdem die Landesregierung sodann ange-
kündigt hatte, Regelungen im Kita-Bereich zu 
lockern bzw. flexible Regelungen zu schaffen, 
erfolgten Abstimmungsgespräche zwischen 
dem HMSI und den Kommunalen Spitzenver-
bänden. In deren Folge erschienen sodann im 
April 2022 die „Empfehlungen für Jugendäm-
ter und Hinweise für Träger zur aufsichts-
rechtlichen Einordung und zu den entspre-
chenden Maßnahmen im Rahmen der Gewäh-
rung des vorübergehenden Schutzes für 
Kriegsvertriebene aus der Ukraine“. Wenn der 
Träger den im Hessischen Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzbuch (HKJGB) geregelten 
personellen Mindestbedarf auch nach Bera-
tung durch das Jugendamt nicht decken kann, 
kann eine Vereinbarung zwischen Jugendamt 
und Träger über den Personaleinsatz auch au-
ßerhalb der Mindestvoraussetzungen nach 
dem HKJGB für einen Zeitraum zunächst von 
bis zu sechs Monaten getroffen werden. Diese 
an die Jugendämter gerichteten Empfehlungen 
setzen einen einheitlichen Rahmen für die 
Handhabung des aufsichtsrechtlichen Verfah-
rens, z. B. der Aufnahme zusätzlicher Kinder 
und damit der vorübergehenden Überschrei-
tung der maximal zulässigen Gruppengröße 

oder der Unterschreitung des personellen Min-
destbedarfs. Die Entscheidung im Einzelfall ist 
jedoch jeweils vom Jugendamt zu treffen. 
 
Mit dem Auslaufen der Coronavirus-
Schutzverordnung entfiel wegen des Wegfalls 
der Rechtsgrundlage auch der Fachkraftstatus 
von Personen nach § 12 COSchuV. Im Rah-
men der Umsetzung des Gute-Kita-Gesetzes in 
Hessen war der Fachkraftkatalog nach dem 
HKJGB um Personen mit fachfremder Ausbil-
dung unter bestimmten Bedingungen, die der 
Absicherung der Qualität dienten, in Abstim-
mung auch mit den hessischen kommunalen 
Spitzenverbänden gesetzlich erweitert worden. 
Hintergrund der Regelung war das etwaige 
Auffangen eines durch Krankheit bedingten 
Personalausfalls während der Corona-Pan-
demie. Von dieser Möglichkeit wurde grund-
sätzlich vereinzelt, teilweise aber auch ver-
mehrt Gebrauch gemacht. 
 
Allerdings bietet das HKJGB auch weiterhin 
die Möglichkeit, Personen ohne einschlägigen 
Abschluss, die eine sozialpädagogische Aus-
bildung aufnehmen wollen und über Berufser-
fahrung verfügen, mit einer Auflage des Lan-
desjugendamtes als Fachkräfte zur Mitarbeit 
auf den Personalschlüssel anzurechnen. 
 
Diese Regelung spielt auch im Hinblick auf die 
Anerkennung ukrainischer Ausbildungsab-
schlüsse eine Rolle. Zwar fallen grundsätzliche 
Regelungen zu Anerkennungsverfahren in die 
Zuständigkeit des Bundes. Durch das Aner-
kennungsverfahren wird die Gleichwertigkeit 
der ausländischen Ausbildung oder des Studi-
ums mit einem deutschen Referenzberuf, bzw. 
einem im HKJGB aufgelisteten Abschluss her-
gestellt. 
 
Erst danach können Personen mit einer päda-
gogischen Ausbildung oder einem Studium aus 
dem Ausland in Hessen als pädagogische 
Fachkräfte tätig werden. Alle Abschlüsse aus 
dem Ausland, auch solche, die abschließend 
eine Person als Fachkraft qualifizieren könn-
ten, gelten bis zur Vollendung des Anerken-
nungsverfahrens als „fachfremde“ Abschlüsse.  
 
Grundsätzlich möglich ist es in Hessen jedoch, 
auf der Grundlage des HKJGB den Einsatz ei-
ner Person als Fachkraft zur Mitarbeit in einer 
Kindertageseinrichtung als Einzelfallentschei-
dung zu prüfen. 
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Investitionsprogramme Bund und Land/ 
Fachkräftemangel 
 
Die Nichtauskömmlichkeit der Mittel aus den 
Landes- und Bundesinvestitionsprogrammen 
im Bereich der Kinderbetreuungsfinanzierung 
ist auch weiterhin einer der Faktoren, welche 
die Vorhaltung eines bedarfsgerechten Ange-
botes und die Erfüllung des Rechtsanspruches 
erheblich erschweren.  
 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat das Wirt-
schaftsforschungsunternehmen Prognos mit 
der Evaluation der Investitionsprogramme 
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2017 - 2020 
und 2020 - 2021 beauftragt. Befragt werden u. 
a. die Länder. Das Hessische Ministerium für 
Soziales und Integration (HMSI) ist mit sei-
nem Erhebungsteil an die KSpV herangetre-
ten, um die kommunale Perspektive in die 
Evaluierung einzubringen. Die Ergebnisse der 
sodann im September 2022 durch die Ge-
schäftsstelle erfolgten Erhebung in den Ju-
gendämtern bringen zugleich Erkenntnisge-
winne für die Gesamtschau der Kinderbetreu-
ung in den hessischen Landkreisen mit sich.  
 
So gaben die antwortenden Landkreisen 
überwiegend an, dass die gegenwärtigen In-
vestitionsrückstände (bezogen auf die Schaf-
fung neuer Plätze, die Sicherung bestehender 
Plätze und Ausstattungsinvestitionen) entwe-
der gravierend oder zumindest nennenswert 
sind. In keinem Landkreis wird der Rückstand 
als gering oder nicht gegeben ausgewiesen. 
 
Weiter wurden auch Angaben zur Höhe der 
gegenwärtigen Investitionsrückstände ge-
macht. Diese belaufen sich für die Bereiche 
Schaffung neuer Plätze, Sicherung bestehen-
der Plätze und Ausstattungsinvestitionen in 
Summe auf jeweils landkreisbezogene Korri-
dore zwischen 4 und 150 Mio. Euro. 
 
Ähnlich sieht die Einschätzung der weiteren 
quantitativen Entwicklung von Investitions-
rückständen aus: Diese werden prognostisch 
entweder deutlich oder zumindest etwas an-
wachsen und nur in Einzelfällen konstant 
bleiben. 
 
Zur aktuellen und zukünftigen Entwicklung 
der elterlichen Betreuungswünsche gaben die 
Jugendämter nahezu einvernehmlich an, dass 
der Rückgang der elterlichen Betreuungswün-

sche für unter 3-Jährige in 2020 im Wesentli-
chen auf die Pandemie zurückzuführen war 
und dass die elterlichen Betreuungsbedarfe für 
unter 3-Jährige in der Tendenz zukünftig wei-
ter steigen werden.   
  
Zu den Auswirkungen von Fachkräfteengpäs-
sen auf das Platzangebot wurden folgende Ein-
schätzungen abgegeben: 
 
 In erheblicher Weise hemmt der Fachkräfte-
mangel den Ausbau. Teilweise können neu 
gebaute Einrichtungen oder neu geschaffene 
Gruppen nicht oder nur mit erheblichen Ver-
zögerungen in Betrieb genommen werden, da 
das Personal fehlt. Verstärkt wird die Situati-
on durch einen hohen Anteil älterer Erziehe-
rinnen und Erzieher, die in den nächsten Jah-
ren in den Ruhestand gehen sowie um den 
weiteren Bedarf an Fachkräften in der 
Grundschulkinderbetreuung. Bei bestehenden 
Einrichtungen werden wegen fehlender 
Fachkräfte Gruppengrößen reduziert. Insbe-
sondere kleine Träger schließen vor diesem 
Hintergrund erste Bestandsgruppen. 
 Der Fachkräftemangel ist im Ballungsraum 
Rhein-Main immens. Derzeit können etliche 
Plätze im Bestand ebenfalls wegen fehlenden 
Personals nicht belegt werden. In der Folge 
halten sich einzelne Träger beim Ausbau zu-
rück. 
 Der extreme Fachkräftemangel hemmt die 
Kommunen zu investieren, da die durch eine 
mögliche Investition geschaffenen Plätze 
aufgrund des Fachkräftemangels nicht besetzt 
werden können. Dieser Aspekt spielt eine 
gravierende Rolle bereits bei den Planungs-
überlegungen, denn selbst Neubauten schaf-
fen nur einen begrenzten Anreiz, sich auf va-
kante Erzieherinnen- und Erzieherstellen zu 
bewerben.   

 
Inwieweit das von der Bundesregierung ge-
plante Kita-Qualitätsentwicklungsgesetz, das 
auf bundesweite Standards zur Verbesserung 
der Betreuungsrelation, der Sprachförderung 
und ein bedarfsgerechtes Ganztagsangebot ab-
zielt, Abhilfe in der in den genannten Sektoren 
defizitären Situation zu schaffen vermag, bleibt 
abzuwarten. Denn weitere Qualitätszuwächse 
haben auch einen zusätzlichem Personalbedarf 
zur Folge, der neben dem rechtsanspruchsaus-
lösenden Ganztagsförderungsgesetz entsteht. 
Von den Ländern wird neben fachlicher Be-
denken auch der Durchgriff des Bundesgesetz-
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gebers auf Angelegenheiten der Länder und 
Kommunen kritisch beurteilt.  
 
 
Rechtsanspruch auf ganztägige Bildungs- 
und Betreuungsangebote im Grundschulal-
ter 

 
Kern des Ganztagsförderungsgesetzes ist die 
Einführung eines bedarfsunabhängigen An-
spruchs auf Förderung in einer Tageseinrich-
tung von mindestens 8 Stunden für jedes Kind 
ab der ersten Klassenstufe bis zum Beginn  
der fünften Klassenstufe. Anspruchsberechtigt 
sind Kinder, die ab dem Schuljahr 2026/2027 
die erste Klassenstufe besuchen. Der An-
spruch wird dann schrittweise auf die folgen-
den Klassenstufen ausgeweitet, so dass ab 
dem Schuljahr 2029/2030 allen Schulkindern 
der ersten bis vierten Klassenstufe dieses Be-
treuungsangebot zusteht.  
 
Einen landesrechtlichen Regelungsbedarf zur 
künftigen Ausgestaltung des Ganztagsförde-
rungsgesetzes im Hessischen Schulgesetz oder 
im Hessischen Kinder- und Jugendhilfege-
setzbuch verneint die hessische Landesregie-
rung bislang.  
 
Im Rahmen bedarfsorientierter Vorausberech-
nungen hatte der Forschungsverbund DJI/TU 
Dortmund im Oktober 2021 eine Studie vor-
gelegt, in der länderscharf sowohl der Perso-
nalbedarf als auch die zusätzlich zu schaffen-
den Plätze ausgewiesen werden. Im Hinblick 
auf den Platzbedarf ergibt sich danach bis 
2026 für Hessen ein Zahlenkorridor zwischen 
53.800 und 70.900 Plätzen. Aber auch hier 
wird auf die unbefriedigende Datenlage hin-
gewiesen, so dass die genannten Größenord-
nungen eher Schätzwerte als valide Zahlen 
sind. Zum Bedarf ab Eintreten des Rechtsan-
spruches gibt es unterschiedliche Szenarien. 
Die hier ermittelten Daten bilden zudem nur 
die Zahlen der jeweiligen Bundesländer, nicht 
die der Landkreise oder Kommunen ab. 

 
Erst nach mehrfacher Aufforderung des Hes-
sischen Landkreistags gegenüber dem Land 
zu Gesprächen, in denen offene Fragen und 
konkrete Planungsschritte gemeinsam erörtert 
werden sollten (Beschlüsse Sozialausschuss 
und Präsidium im Sommer 2022), kam es im 
Mai 2022 zu einem ersten Treffen mit Herrn 
Staatsminister Lorz, den Staatssekretärinnen 

und Staatssekretären der zu beteiligenden Mi-
nisterien und den Kommunalen Spitzenver-
bänden. 
 
Ein im Januar 2022 durch den HLT an das 
Kultusministerium gerichteten umfangreichen 
Fragenkatalog zum Ganztagsförderungsgesetz 
ist bis heute unbeantwortet. 
 
Zur Versorgungslage an hessischen Grund-
schulen nannte der Minister seinerzeit folgende 
Zahlen: 
 Ein ganztägiges Angebot besteht im laufen-
den Schuljahr für 127.000 Schülerinnen und 
Schüler. 
 Davon entfallen 103.000 auf Angebote an 
Ganztagsprofilen und 24.000 auf Angebote 
an Horten. 
 Damit sind aktuell ca. 60% aller Schülerin-
nen und Schüler mit einem Betreuungsange-
bot versorgt. 

 
Die Bundesmittel von insgesamt 3,5 Mrd. Euro 
werden nach dem Königsteiner Schlüssel auf 
die Länder verteilt. Die Investitionsförder-
summe beträgt somit für Hessen 292 Mio. Eu-
ro. Förderfähig sind Investitionen für 
- den Neubau, 
- den Umbau, 
- die Erweiterung, 
- die Ausstattung sowie 
- die Sanierung der kommunalen Bildungs-

infrastruktur,  
die der Bildung und Betreuung von Kindern im 
Grundschulalter dienen, soweit dadurch Bil-
dungs- und Betreuungsplätze oder räumliche 
Kapazitäten geschaffen oder erhalten werden, 
um eine zeitgemäße Ganztagsbetreuung zu er-
möglichen. Die hessische Förderrichtlinie kann 
erst abschließend erarbeitet bzw. erlassen wer-
den, wenn die Verwaltungsvereinbarung mit 
dem Bund unterzeichnet ist. Damit ist frühes-
tens Ende September 2022 zu rechnen. 
 
Das Ganztagsförderungsgesetz sieht eine För-
derquote des Bundes in Höhe von 70 Prozent 
und eine Kofinanzierung der Länder von 30 
Prozent am Gesamtvolumen vor: 
Fördersumme 100%         292 Mio. Euro 
70% Bund          204 Mio. Euro 
30% Kofinanzierung Hessen   88 Mio. Euro. 
 
Zu der vorgesehenen Kofinanzierungsquote 
der Länder von 30 Prozent hatte das Land im 
Auftaktgespräch im Mai die Erwartenshaltung 
geäußert, dass sich die kommunale Ebene mit 
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50 Prozent (=44 Mio. Euro) an dieser Quote 
beteiligt. Dazu wurde mit dem Forderungspa-
pier Finanzen von allen drei kommunalen 
Spitzenverbänden dem Land die Position 
vermittelt, dass es bei einer 100%igen Kofi-
nanzierung des Landes bleiben muss. Denn 
auch hier setzt der Bund Standards, denen die 
Länder zugestimmt haben. Dass die Kommu-
nen für die defizitäre Finanzierung der zuge-
wiesenen Aufgaben geradestehen sollen, ist 
abzulehnen. Eine kommunale Beteiligung an 
der Kofinanzierung durch die Landkreise als 
Schulträger hätte eine zudem eine Weitergabe 
an die Gemeinden über die Schulumlage zur 
Folge gehabt. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt lassen sich die tat-
sächlichen Kosten ohnehin noch nicht kalku-
lieren. Dafür müssen zunächst Klarheit bzw. 
brauchbare Datenlagen zu folgenden Aspek-
ten vorliegen: 
 
Eine Bundesstatistik zur Inanspruchnahme 
von Betreuungsangeboten an Grundschulen ist 
in Planung, bildet jedoch nur den Ist-Stand ab. 
Die genannte Studie des Forschungsverbundes 
DJI/ TU Dortmund basiert wie geschildert nur 
auf Schätzungen. Ein einheitliches Instrument 
zur Bedarfsbemessung existiert bislang nicht. 
Das Land muss daher zunächst verlässliche 
Daten liefern, wie viele Plätze aktuell im 
Ganztagsschulprogramm bzw. dem PfdN vor-
handen sind.  
 
Hohe Fachkraftstandards wie sie im SGB VIII 
bzw. dem Hessischen Kinder- und Jugendhil-
fegesetzbuch hinterlegt sind, dürften realisti-
scherweise nicht als Qualitätsanspruch für die 
Betreuung an Grundschulen herangezogen 
werden. Weder sind die Fachkräfte vorhanden 
bzw. finanzierbar noch würden die Ausbil-
dungskapazitäten reichen. 
 
In einem zweiten Schritt ist über den Betreu-
ungsschlüssel nachzudenken. Auf Basis des 
Betreuungspersonals im Verhältnis zur Grup-
pengröße ergibt sich unter Zugrundlegung des 
ermittelten Platzbedarfes das benötigte Perso-
nal.  
 
Für den Schulbau sind die Landkreise als 
Schulträger zuständig. Hier ist zu klären, wel-
che zusätzlichen baulichen Maßnahmen 
(Neubau, Umbau, Anbau, Mensen, Freizeit- 
und Bewegungsräume…) erforderlich sind, 
um den Rechtsanspruch erfüllen zu können 

und ob die Bundes- und Landesmittel dafür 
auskömmlich sind.  
 
Betriebskosten sind als weiterer Finanzie-
rungsstrang in den Blick zu nehmen: Wie hoch 
sind diese und wie soll hier die Kostentragung 
durch Bund, Länder und Kommunen erfolgen? 
Zur Auskömmlichkeit der dafür bereit gestell-
ten Bundesmittel kann aktuell noch keine Aus-
sage getroffen werden. Ebenfalls muss in die-
sem Kontext über die Erhebung von Elternbei-
trägen bzw. die etwaige Freistellung (vgl. Kita-
Bereich: Landesförderung für die Freistellung 
vom Teilnahme- oder Kostenbeitrag) gespro-
chen werden. 
 
Zum weiteren Vorgehen ist auf Fachebene eine 
vom HKM initiierte “Gemeinsame AG 
Rechtsanspruch Ganztag“ geplant. Diese soll 
sich allen offenen Fragestellungen zu dem 
Themenkomplexen Investitionsprogramm, Be-
triebskosten, Platzbedarfen/ Statistik, Qualität, 
Fachkräfte(gewinnung) etc. widmen. Diese AG 
konstituiert sich Ende September, also vier 
Monate nach Verabredung dieses Settings. 
 
 
Umgang mit geflüchteten Kindern und Ju-
gendlichen aus der Ukraine 

 
Zur Situation der Kinder und Jugendlichen, die 
aus der Ukraine geflohen bzw. evakuiert wer-
den mussten, erfolgten im Frühjahr 2022 inten-
sive Gespräche zwischen Bund, Ländern und 
kommunalen Spitzenverbänden. Festzustellen 
ist bis heute, dass die Zahl der unbegleiteten 
Minderjährigen aus der Ukraine im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der Geflüchteten gering ist.  
 
Zu einer möglichst sachgerechten Verteilung 
der Kinder und Jugendlichen, die bis Kriegs-
beginn in ukrainischen Einrichtungen gelebt 
hatten und die häufig vollständig evakuiert 
werden mussten, wurde ein gesondertes Ver-
teilverfahren vom Bund geschaffen. Dies Zu-
ständigkeit liegt beim Bundesverwaltungsamt. 
Die Jugend- und Familienministerkonferenz 
hatte Ende März 2022 beschlossen, dass Ein-
richtungen, die geschlossen evakuiert worden 
sind, soweit irgend möglich auch gemeinsam 
untergebracht werden sollen.  Problematisch 
sind große Betreuungseinrichtungen für Kinder 
und Jugendliche aus der Ukraine („Waisenhäu-
ser“), die teilweise auch behinderte Kinder und 
Jugendliche betreuen. Hierfür fehlen in der 
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deutschen Jugendhilfelandschaft die entspre-
chenden Einrichtungen. Für diese Kinder und 
Jugendlichen wurde ein gesondertes Vertei-
lungsverfahren eingerichtet. Mit der als Ar-
beitsgemeinschaft der Obersten Landesju-
gend- und Familienbehörden war abgestimmt, 
dass neben grundsätzlichen Schemata zum 
Verfahren Einzelheiten der Verteilung inner-
halb der Länder dort organisiert und mit den 
kommunalen Verbänden abgestimmt werden. 
Das Land hatte jedoch frühzeitig nur darüber 
entschieden, dass die hessische Verteilstelle 
beim RP Darmstadt angesiedelt wird. Detail-
fragen zur Verfahrensabwicklung blieben je-
doch solange offen, bis tatsächlich die Be-
wohner ganzer Einrichtungen Zuflucht in 
Hessen suchten und die Landkreise massiv die 
Unterstützung des RP Darmstadt einforderten, 
um eine adäquate Unterbringung vornehmen 
zu können.  
 
 
Unbegleitete minderjährige Ausländer  
(umA) 
 
Die mit der seit Herbst 2021 wieder zu ver-
zeichnenden verstärkten Einreise unbegleiteter 
minderjähriger Ausländerinnen und Ausländer 
(umA) einhergehende Situation war Anlass 
für ein Gespräch zwischen dem HMSI, beiden 
kommunalen Spitzenverbänden sowie den Ju-
gendämtern im Januar 2022. Die Aspekte Un-
terbringung, Versorgung und Finanzierung 
hatten neuerlich einen dringenden Handlungs-
bedarf ausgelöst.  Auch war zu Beginn des 
Krieges nicht klar, wie sich die Einreisesitua-
tion von umA aus der Ukraine entwickeln 
würde. 
 
Die Jugendhilfe sah sich somit erneut mit  
Herausforderungen konfrontiert, wie sie dem 
Grunde nach aus dem Zeitraum 2015/2016 
bekannt waren, wenngleich unmittelbar die 
Städte Frankfurt und Gießen in besonderem 
Maße betroffen waren und die anderen Ju-
gendämter um dringende Unterstützung er-
suchten. Vollstationäre umA-Plätze wurden in 
den letzten Jahren vor dem Hintergrund des 
abnehmenden Bedarfes und aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit sukzessive abgebaut und 
fehlten nun. Die Neu- bzw. Wiederschaffung 
von Plätzen ist mit vielen Hürden verbunden, 
zuvorderst ist die fehlende Finanzierung für 
bis zur Belegung vorzuhaltende Plätze zu 
nennen. Neben dem defizitären Platzangebot 
stellt die personelle Situation ein enormes 

Hemmnis dar. Der ohnehin bestehende Fach-
kräftemangel im Jugendhilfesektor erschwert 
zusätzlich die Schaffung neuer Plätze. Und oh-
ne die Garantie einer verlässlichen Finanzie-
rung ist kein Freier Träger bereit, Plätze zu 
schaffen. Fehlende oder überteuerte Grundstü-
cke und Immobilien, die coronabedingten Hür-
den wie fehlende Rohstoffe oder Handwerker 
tun ihr übriges, eine schnelle Schaffung von 
Plätzen zu realisieren. 
 
Mit dem Schwerpunkt Finanzierung von Vor-
haltekosten fand im Januar 2022 ein Gespräch 
auf Fachebene statt, an dem neben dem HMSI 
und den KSpV auch Vertreterinnen und Ver-
treter mehrerer Jugendämter teilgenommen ha-
ben.  Auch hatte der Sozialausschuss anschlie-
ßend das Land aufgefordert, sich im Sinne ei-
ner Verantwortungsgemeinschaft auch zur fi-
nanziellen Mitverantwortung im Bereich bis 
zur tatsächlichen Belegung vorzuhaltender 
Plätze sowie der damit einhergehenden weite-
ren Rahmenbedingungen zu bekennen und Ge-
spräche zur Ausgestaltung auch auf politischer 
Ebene als unerlässlich betont. Auch schriftlich 
hatten die beiden Kommunalen Spitzenverbän-
de Hessischer Landkreistag und Hessischer 
Städtetag sich unter Darlegung der komplexen 
Problematik an den Sozialminister gewandt. 
 
Dabei wurden Folgerungen und Forderungen 
erhoben: 
 
 Der Erlass der seit langen geforderten 
Rechtsgrundlage für ein belastbares Verteil-
verfahren in Hessen. 
 Die Erwartung an das Land, endlich Vorhal-
tekosten zu übernehmen oder sich zumindest 
an diesen zu beteiligen.  
 Eine Anerkennung, nach der die Verantwor-
tungsgemeinschaft aus Land, Jugendämtern 
und Freien Trägern das Risiko kurzfristiger 
Einreisentwicklungen gemeinsam trägt und 
in allen Phasen eng zusammenarbeitet um ei-
nen für alle verlässlichen Weg zu Planbar-
keit, Finanzierung und Qualität in der umA-
Versorgung zu entwickeln und umzusetzen.  

 
Entsprechende Gespräche kamen nicht zustan-
de. Vielmehr wies das HMSI in einer Bespre-
chung im September 2022 zur mittlerweile 
dramatischen Versorgungssituation in Frank-
furt und Gießen jegliche Verantwortung für 
sein Nichttätigwerden zurück.  
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Die Rechtsverordnung zur Quotenverteilung 
von unbegleiteten minderjährigen Auslände-
rinnen und Ausländern in Hessen ist seit dem 
Frühjahr 2022 in Arbeit, bis heute jedoch 
nicht beschlossen. 
 
 
Konnexitäre Sachverhalte 
 
Auch im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 
wurden auf Bundesebene Gesetze verabschie-
det, die mit massiven Kostenfolgen für die 
Landkreise als örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe einhergehen. Unter dem Aspekt 
ihrer konnexitären Auswirkungen fanden die-
se Eingang in die Beratungen der Arbeitsge-
meinschaft der Jugendamtsleitungen als auch 
in die des Sozialausschusses. 
 
Die Reform des SGB VIII ist in Form des 
Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) 
am 09.06.2021 umfänglich in Kraft getreten. 
Der Bundesrat hatte dem Gesetz zugestimmt, 
zugleich aber in einer Entschließung die Bun-
desregierung aufgefordert, dauerhaft einen 
vollständigen Kostenausgleich für die mit 
dem Gesetz einhergehenden Mehrkosten bei 
Ländern und Kommunen zu schaffen. Die ge-
setzlichen Änderungen bringen einen umfang-
reichen Personalmehrbedarf mit sich. Dazu 
hatte die Geschäftsstelle eine detaillierte Er-
hebung in den Jugendämtern durchgeführt. Im 
Ergebnis beträgt der gesamte Stellenmehrbe-
darf für 19 (von 21) Jugendämtern ca. 256 
Vollzeitäquivalente. Dies entspricht einem 
Kostenaufwand von ca. 18 Mio. Euro.  
 
Die Neufassung des Adoptionsvermittlungs-
gesetzes ist am 01.04.2021 in Kraft getreten 
und bringt ebenfalls Aufgabenausweitungen 
und in Folge einen Personalmehrbedarf für die 
Jugendämter mit sich. Hier entstehen den hes-
sischen Landkreisen zusätzlich Personalkos-
ten von ca. 750.000 Euro. 
 
Das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts vom 04.05.2021 tritt 
zum 01.01.2023 in Kraft. Insbesondere zum 
reformbedingten erheblichen personellen und 
zeitlichen Mehraufwand und den konnexitären 
Auswirkungen hatte sich der Sozialausschuss 
mehrfach beraten. Auf der Grundlage eines 
seitens der Arbeitsgemeinschaft der Jugend-
amtsleitungen vorgelegten Gegenüberstellung 
der bisherigen mit den neuen bzw. erweiterten 
Aufgaben war ein Vergleich anhand der ein-

zelnen Rechtsvorschriften dahingehend mög-
lich, ob die Änderung zu keinem/einem gerin-
gen oder einem erheblichen Mehraufwand füh-
ren werden. Auch der Bundesgesetzgeber ging 
bereits im Gesetzgebungsverfahren von einem 
zusätzlichen Erfüllungsaufwand für die Ver-
waltung aus.   
 
Der Empfehlung der Jugendamtsleitungen, die 
bestehende gesetzliche Fallzahlgrenze von 50 
auf einen Richtwert von 30 abzusenken, um 
dem ab 2023 geltendem geänderten gesetzli-
chen Auftrag entsprechen zu können, entsprach 
der Sozialausschuss in seiner Sitzung im No-
vember 2021 mit dem Beschluss einer notwen-
digen Fallzahlabsenkung auf den Richtwert 30 
als adäquate Größe, um dem gesetzlichen Auf-
trag ab 01.01.2023 entsprechen zu können. 
Ebenfalls beschloss der Sozialausschuss, auf 
der Grundlage des sich ergebenden Mehrbe-
darfs gegenüber dem Land die Konnexitätsfol-
gen geltend zu machen. Eine ebenfalls durch 
die Geschäftsstelle durchgeführte Erhebung in 
den Jugendämtern ergab unter Berücksichti-
gung der unterschiedlichen Eingruppierungen 
für die Gesamtheit der 21 Landkreise einen 
jährlichen Mehraufwand von ca. 36 Vollzeit-
äquivalenten. Dies entspricht einem konnexitä-
ren Mehraufwand von ca. 3,6 Mio. Euro. Die 
Geltendmachung der Konnexität erfolgte im 
Sommer 2022 gemeinsam mit dem Städtetag. 
Das Land verneint in seinem Antwortschreiben 
auch hier die konnexitäte Wirkung, da es sich 
um ein Bundesgesetz handele.  
  
Bei der Rahmenvereinbarung zur Neustruktu-
rierung der Kinder- und Jugendhilfeverwaltung 
in Hessen zwischen dem Hessischen Städtetag, 
dem Hessischen Landkreistag und dem Land 
Hessen vom 21.01.2000 handelt es sich zwar 
nicht um eine gesetzliche Grundlage. Dennoch 
sind im Aufgabenbereich der hier geregelten 
Personalkostenerstattung seit Inkrafttreten der 
Vereinbarung erhebliche quantitative und qua-
litative Aufgabenerweiterungen zu verzeich-
nen.  
 
Vor diesem Hintergrund haben Sozialaus-
schuss und Präsidium auch hier die Geltend-
machung des konnexitären Mehraufwands ge-
genüber dem Land als angezeigt erachtet. Im 
Fazit kommt das Land nach diversen Gesprä-
chen auch hier zum Ergebnis, dass alle Ände-
rungen, die nach Abschluss der RV entstanden 
sind, in rein kommunaler Verantwortung lie-
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gen. Im Ergebnis sei die Rahmenvereinbarung 
somit nicht antastbar.  
 
 
Kinderrechte 
 
Bereits im September 2021 fand ein vom HLT 
und HStT groß angelegter digitaler Fachtag 
zum Thema Kinderrechte statt. Schon zu die-
sem Zeitpunkt hatten sich die Arbeitsgemein-
schaften der Jugendamtsleitungen Gedanken 
gemacht, wie, mit welcher Haltung und unter 
welchen Bedingungen sie Rechte junger Men-
schen in Hessen umsetzen wollen. Im Ergeb-
nis stand eine gemeinsame Erklärung zur Um-
setzung der Kinderrechte in Hessen. Die darin 
enthaltenen 12 Thesen sollen zum einen das 
Selbstverständnis der Jugendhilfe zu den Kin-
derrechten als auch zur Ausgestaltung der ge-
setzlichen Regelungen darlegen. Ebenfalls 
sollen sie der permantenen Selbstüberprüfung 
dienen. Der Sozialausschuss hat sich in seiner 
Sitzung am 23.06.2022 der Erklärung der Ju-
gendamtsleitungen angeschlossen und sie so-
zialpolitisch bekräftigt. 
 
 
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 
den Bereich Soziales 
 
Fester Tagesordnungspunkt zu Beginn jeder 
Sitzung des Sozialausschusses war ein Erfah-
rungsaustausch zu den Auswirkungen der 
Corona-Pandemie und den Aktivitäten der 
Landkreise. In diesem Sammelpunkt konnten 
Themen außerhalb der Tagesordnung bespro-
chen werden, unter anderem COVID-19 Ar-
beitsschutzverordnung, Einsatz der Bundes-
wehr in Alten und Pflegeheimen, Versorgung 
aller Bevölkerungsgruppen mit Schutzmas-
ken, Situation von Kindern und Jugendlichen. 
 
 
Ukraine-Austausch SGB II 
 
Seit dem 26.04.2022 organisiert die Ge-
schäftsstelle für die Kommunalen Jobcenter 
sowie den Kommunalträgern in gemeinsamer 
Einrichtung einen Austausch zum Thema 
„Ukraine und SGB II“. Hier tauscht sich die 
Fachebene der Landkreise über die aktuellen 
Entwicklungen aus, eruiert mögliche Prob-
lemlagen und löst gegebenenfalls mögliche 
(Umsetzungs)Fragen. An dem Austausch 

nehmen zudem das HMSI sowie passgenau der 
Deutsche Landkreistag teil. 
 
 
Fachtag SGB II - Groß-Gerauer Impuls 
2022 
 
Am 02.05.2022 fand im Kreis Groß-Gerau die 
4. Fachtagung Groß-Gerauer Impuls „Das Job-
center im Wandel“ statt. Dieser wurde gemein-
sam mit dem Kreis Groß-Gerau, dem HMSI 
und der Geschäftsstelle organisiert. Der Fach-
tag befasste sich mit Impulsen und Workshops 
rund um das Thema „Jobcenter im Wandel“. 
Dort wurden Einblicke in die Arbeit der nie-
derländischen Jobcenter geboten, Möglichkei-
ten und Grenzen der Digitalisierung aufgezeigt 
und das Thema Soziale Medien und Verwal-
tung aufgegriffen. 
 
 
Dualer Studiengang BASS - Soziale Siche-
rung, Inklusion, Verwaltung (B. A.) 
 
Der duale Studiengang BASS wurde im Jahre 
2010 zwischen der Hochschule Fulda, den 
Kommunalen Jobcentern und unter Beteiligung 
der Geschäftsstelle gemeinsam und speziell für 
die Erfordernisse des Fallmanagements im 
SGB II konzipiert. Zum Wintersemester 
2021/22 konnten 33 neue dual Studierende an 
der Hochschule begrüßt werden. 
 
Die Geschäftsstelle steht fortwährend für die 
aufkommenden praktischen Fragen im Zu-
sammenhang mit der Durchführung des Studi-
engangs vor Ort zur Verfügung. Alle Anfragen 
werden durch die Geschäftsstelle aufgegriffen. 
Sie werden im Rahmen einer Abfrage von al-
len am Studiengang beteiligten Trägern eruiert 
und diesen im Anschluss aufbereitet zur Ver-
fügung gestellt. 
 
Weiter begleitet die Geschäftsstelle den Studi-
engang durch die jährliche Koordinierung der 
zur Verfügung stehenden dualen Studienplätze. 
Diese Koordinierungsarbeit gestaltet sich in 
Form von Werbung, Bedarfsabfrage, Platzver-
teilung und Unterstützung der Akteure im je-
weiligen Besetzungsverfahren. Ebenfalls tritt 
die Geschäftsstelle als Schnittstelle und An-
sprechpartner bei Belangen zum Studiengang 
zwischen den KJC, potentiellen Studierenden, 
dem Landkreis Fulda und der Hochschule 
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Fulda sowie im Kostenabrechnungsverfahren 
auf.  
 
In den Jahren 2020/21 erfuhr der Studiengang 
BASS ein Re-Akkreditierungsverfahren, das 
am 25.04.2022 erfolgreich abgeschlossen 
wurde. Im Rahmen dessen schließen die Stu-
dierenden den Studiengang nun unter anderem 
auch mit der Berufsbezeichnung „Sozialver-
waltungswirt/in B.A.“ ab. Das gesamte Ver-
fahren der Hochschule Fulda wurde eng durch 
die Geschäftsstelle begleitet. Der Gemeinsa-
me Ausschuss der hessischen Kommunalen 
Jobcenter hat am 21.06.2022 den Abschluss 
der Re-Akkreditierung des Studienganges 
BASS sowie der Einbindung der Kommuna-
len Jobcenter darin begrüßt und sich bei der 
Hochschule Fulda für die fortwährend gute 
und gemeinsame Zusammenarbeit im Rahmen 
der Durchführung des Studienganges bedankt. 
 
 
Ausbildungs- und Qualifizierungsbudget 
des Landes Hessen für die Kommunalen 
Jobcenter 
 
Im Rahmen der hessischen Landesförderung 
stellte das HMSI dem HLT im Jahr 2022 für 
die Öffentlichkeits-, Vernetzungs- und Infor-
mationsarbeit der Kommunalen Jobcenter aus 
dem „Ausbildungs- und Qualifizierungs-
budget“ 20.000 Euro als Sachleistungsmittel 
zur Verfügung.  
 
Insbesondere werden damit die Domainkosten 
des gemeinsamen Internetauftritts der Kom-
munalen Jobcenter www.kjc-hessen.de über-
nommen. Zudem können Fachveranstaltungen 
wie zum Beispiel SGB II-Fachtagungen, SGB 
II themenbezogene Workshops sowie ein-
schlägige Fortbildungs- und Vernetzungsfor-
mate der Kommunalen Jobcenter eine finanzi-
elle Unterstützung erfahren. Diese Mittel wer-
den durch die Geschäftsstelle beantragt und 
vollumfänglich verwaltet. 
 
 
Zielvereinbarungsprozess nach dem SGB II 
/ Hessisches Offensivgesetz 
 
Im Verfahren um die Musterzielvereinbarung 
SGB II und den sozialintegrativen Leistungen 
gemäß dem Hessischen OFFENSIVG für das 
Jahr 2022 wurden für den Bereich des SGB II 
im Vergleich zum Vorjahr keine signifikanten 

Änderungen vorgenommen. Im Bereich der 
sozialintegrativen Leistungen, den auch die 
Kommunalträger - also Landkreise in gemein-
samer Einrichtung - mit dem Land abschlie-
ßen, wurden ebenfalls keine Veränderungen 
zum Vorjahr vorgenommen. Eine mit Rund-
schreiben am 02.12.2021 durchgeführte Abfra-
ge zu dem „Entwurf einer Musterzielvereinba-
rung 2022“ ergab von Seiten der Landkreise 
keine Bedenken. Darüber hinaus stimmte der 
Gemeinsame Ausschuss der hessischen Kom-
munalen Jobcenter am 08.12.2021 dem Ent-
wurf zu. In der Folge konnte dieser dem HMSI 
durch die Geschäftsstelle bestätigt werden. 
 
 
Gemeinsame Pressearbeit der Kommunalen 
Jobcenter 
 
Um die Marke und Arbeit der hessischen 
Kommunalen Jobcenter stärker in der Öffent-
lichkeit zu präsentieren, vereinbarte der Ge-
meinsame Ausschuss der hessischen Kommu-
nalen Jobcenter im Jahr 2020 eine gemeinsame 
Öffentlichkeitsarbeit. Ziel ist eine regelmäßige 
konzertierte Presseaktion, an der sich jedes 
einzelne KJC und gegebenenfalls auch die Ge-
schäftsstellen des Hessischen Landkreistages 
und Hessischen Städtetages individuell beteili-
gen können.  
 
Eine dafür gegründete Redaktionsgruppe er-
stellte in 2020 ein Konzept zur gemeinsamen 
Pressearbeit, aus dem auch der redaktionelle 
Themenfahrplan hervorgeht. Das Konzept 
wurde im Januar 2021 anhand der bisher ge-
wonnenen Erfahrungen durch die Redaktions-
gruppe überarbeitet und am 05.05.2021 über 
den Gemeinsamen Ausschuss der hessischen 
Kommunalen Jobcenter bestätigt.  
 
Die Pressemitteilungen werden den Kommuna-
len Jobcentern nunmehr regelhaft zweimonat-
lich, zur Mitte eines Monats, zur Verfügung 
gestellt, damit sie bis zum Ende des jeweiligen 
Monats durch die einzelnen Kommunalen Job-
center oder Geschäftsstellen individualisiert 
und veröffentlicht werden können. 
 
Die Koordinierung der gemeinsamen Pressear-
beit läuft über die Geschäftsstelle. 
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Praktische Arbeitshilfe „Bildungs- und 
Teilhabepaket 
 
Durch die Einführung des „Bildungs- und 
Teilhabepaketes“ (BTP) zum 01.01.2011 sind 
neue Möglichkeiten zur frühzeitigen Förde-
rung von Kindern - die gemeinsam mit ihren 
Eltern im Leistungsbezug des SGB II, SGB 
XII stehen oder Wohngeld und/oder Kinder-
zuschlag erhalten - entstanden. Um den hessi-
schen Landkreisen und kreisfreien Städten ei-
ne Hilfestellung in der praktischen Umsetzung 
des BTP zu geben, wird über die Geschäfts-
stelle regelmäßig die Praktische Arbeitshilfe 
„Bildungs- und Teilhabepaket“ veröffentlicht. 
Darin werden viele fachliche Fragen zur Um-
setzung des Paketes behandelt und geklärt. Sie 
bietet einen hessenweiten Rahmen - schränkt 
aber die Umsetzungsmöglichkeiten vor Ort 
nicht ein. 
 
Durch aktuelle Gesetzesänderungen und 
Rechtsprechungen wurde die Arbeitshilfe in 
2021/2022 unter Federführung der Geschäfts-
stelle von den hessischen Landkreisen und 
kreisfreien Städten sowie unter Beteiligung 
des HMSI in einer 5. Auflage überarbeitet. 
Der Sozialausschuss begrüßte die Arbeitshilfe 
am 14.09.2022 per Umlaufbeschluss und 
empfahl den Landkreisen die Inhalte entspre-
chend anzuwenden. 
 
 
Einführung des Bürgergeldes – Reform des 
SGB II 
 
Am 14.09.2022 wurde im Bundeskabinett das 
Bürgergeld-Gesetz beschlossen. Dies soll ab 
dem 01.01.2023 das bisherige System des Ar-
beitslosgengeldes II (SGB II) ablösen. 
 
Mit Rundschreiben vom 22.06.2022 veröf-
fentlichte die Geschäftsstelle etwaige Eck-
punkte zum Bürgergeld-Gesetz und am 
09.08.2022 folgte der entsprechende BAMS 
Referentenentwurf mit der Möglichkeit zur 
Stellungnahme innerhalb einer 14-tägigen 
Fristsetzung. Die von der Geschäftsstelle 
kurzfristig erstellte Mitgliederbefragung vom 
22.08.2022 verdeutliche, dass zu diesem Zeit-
punkt von einer nicht kalkulierbaren Mehrbe-
lastung bei den Aufwendungen für den kom-
munalen Träger des SGB II sowie dem Sozi-
alhilfeträger für das Dritte Kapitel SGB XII 
sowie höherer Verwaltungsaufwendungen für 

den Sozialhilfeträger für das Vierte Kapitel 
SGB XII auszugehen sei. 
 
Das am 29.08.2022 vom Deutschen Landkreis-
tag veröffentliche Positionspapier zum Refe-
rentenentwurf für ein Bürgergeld-Gesetz, kriti-
siert insbesondere, dass entgegen der Zielset-
zung des Gesetzgebungsvorhabens, die dauer-
hafte Integration in den Arbeitsmarkt stärker in 
den Mittelpunkt zu stellen, Arbeitsanreize sys-
tematisch reduziert werden. Es ist vorgesehen, 
dass sich das Präsidiums in seiner Sitzung am 
29.09.2022 mit dem Bürgergeld-Gesetz befasst 
und eine Positionierung für den Hessischen 
Landkreistag erörtert. 
 
Im Hinblick auf die geplante Einführung des 
Bürgergeldes befassen sich die AG Kommuna-
le Jobcenter sowie die zugehörigen AG I (Ein-
gliederung) und AG II (Leistungsrecht) mit der 
Prüfung der inhaltlichen Details zum Bürger-
geld und dessen operative Umsetzung. Die Ge-
schäftsstelle begleitet und unterstützt diesen 
Prozess fortwährend. 
 
 
Eigenständige Kindergrundsicherung 
 
Die Kindergrundsicherung soll familienpoliti-
sche Leistungen bündeln und die Chancen für 
alle Kinder verbessern. Sie soll bei den Kin-
dern direkt ankommen und ihr neu zu definie-
rendes soziokulturelles Existenzminimum si-
chern. Unter der Leitung der Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wur-
de eine interministerielle Arbeitsgruppe „Kin-
dergrundsicherung“ eingerichtet, die am 
29.03.2022 zu ihrer Auftaktsitzung zusam-
mengekommen ist. Die kommunalen Spitzen-
verbände sind bislang nicht einbezogen, sollen 
aber in den Prozess mit eingebunden werden. 
 
Vor diesem Hintergrund hat der Deutsche 
Landkreistag das Diskussionspapier „Anforde-
rungen an eine eigenständige Kindergrundsi-
cherung“ erstellt, dass zusammen mit den Lan-
desverbänden weiter ausgearbeitet werden soll. 
Dazu führte die Geschäftsstelle am 17.05.2022 
eine entsprechende Abfrage bei den Landkrei-
sen durch, bei der keine gegenteilige Auffas-
sung festgesellt werden konnte. Ergänzend da-
zu fasste der Gemeinsame Ausschuss der hes-
sischen Kommunalen Jobcenter am 21.06.2022 
den Beschluss, das Anforderungspapier inhalt-
lich mitzutragen. 
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XSozial-Standard im Sozialbereich 
 
Um den Datenaustausch zwischen den Sozial-
behörden untereinander zu vereinfachen, wird 
eine sogenannte XÖV-Schnittstelle benötigt. 
Damit können zum Beispiel bereits vorhande-
ne Kundendaten in die verschiedenen örtli-
chen Fachverfahren unkompliziert und medi-
enbruchfrei übernommen werden. 
 
2019 trat der Hessische Städtetag an die Ge-
schäftsstelle heran, um dieses Vorhaben im 
Rahmen eines neuen sogenannten „XÖV-
/XSozial-Standards“ voranzutreiben. Gemein-
sam mit dem HLT wollte er eine entsprechen-
de Vorstudie in Auftrag zu geben. Ziel war 
die Prüfung der generellen Realisierbarkeit 
dieses Standards, damit auf die Fachminister-
konferenzen und den IT-Planungsrat zuge-
gangen werden kann, um diesbezüglich einen 
bundesweiten Implementierungsprozess anzu-
stoßen. Der Sozialausschuss begrüßte am 
06.02.2000 das Vorhaben. Die einzelnen 
Landkreise beteiligten sich daraufhin anteilig 
mit jeweils rund 2.300 Euro an dem Projekt. 
 
Die Vorstudie konnte im Frühjahr 2022 im 
Ergebnis mit einem Anforderungspapier abge-
schlossen werden. Der Gemeinsamen Aus-
schuss der hessischen Kommunalen Jobcenter 
und der Sozialausschuss begrüßten jeweils am 
21.06.2022 und 23.06.2022 den Abschluss der 
Vorstudie und stimmten dem Vorhaben zu, 
das Anforderungspapier in den einschlägigen 
OFA-Laboren auf Bundesebene zu platzieren. 
Zudem wurde beschlossen, die verbleibenden 
die Restmittel des Projektes in Höhe von je-
weils rund 900,00 Euro pro Gebietskörper-
schaft für weitere Koordinationsaufgaben und 
Design Thinking-Workshops im Kontext So-
ziales zu verwenden.  
 
 
Umsetzung des Sozialdienstleister-Einsatz-
gesetzes 
 
Im Zuge der aufkommenden Corona-
Pandemie haben Bundestag und Bundesrat 
das Sozialdienstleister-Einsatzgesetz verab-
schiedet, dass am 27.03.2020 verkündet wur-
de. Mit dem Gesetz sollen die sozialen Dienst-
leister geschützt werden, damit sie aufgrund 
der Corona-Krise nicht dauerhaft in ihrem Be-
stand gefährdet sind und wichtige Infrastruk-
turen erhalten bleiben. Das Gesetz sieht Zu-

schüsse durch die zuständigen Kostenträger 
vor, wenn sie bedingt durch Corona keine 
Dienstleistungen gewähren und sie im Gegen-
zug zur Bekämpfung der Pandemie beitragen. 
Konkret betrifft das Werkstätten für behinderte 
Menschen, Inklusionsbetriebe, Leistungser-
bringer der Eingliederungshilfe, Dienste für 
Kinder und Jugendliche, Frauen, Familien, Se-
niorinnen und Senioren, Rehabilitationsdienste 
und -einrichtungen ebenso wie Träger von ar-
beitsmarktpolitischen Leistungen und von In-
tegrations- und Sprachkursen. 
 
Das Sozialdienstleister-Einsatzgesetz regelt 
Zuschüsse in Höhe von höchstens 75 % des 
Monatsdurchschnitts der im zurückliegenden 
Jahreszeitraum geleisteten Zahlungen an die 
sozialen Dienstleister. Nach dessen Verkün-
dung mussten mit einem Hessischen Ausfüh-
rungsgesetz zum Sozialdienstleister-Einsatz-
gesetz noch die zuständigen Behörden der 
Aufgabenwahrnehmung bestimmt werden. Zu-
dem konnten die Länder im Rahmen der Aus-
führungsgesetze auch eine nach oben abwei-
chende Höchstgrenze für die Zuschusshöhe be-
stimmen. Von dieser Regelung wurde in Hes-
sen Gebrauch gemacht. Das Ausführungsge-
setz wurde am 15.05.2020 verkündet und wirk-
te einschließlich einer Verlängerungsoptionen 
bis zum 30.06.2022. 
 
Während der gesamten Anwendungsphase im 
Zusammenhang mit dem Sozialdienstleister-
Einsatzgesetz, war die Geschäftsstelle für die 
Landkreise ansprechbar und zudem Schnittstel-
le bei sämtlichen Umsetzungsfragen gegenüber 
Land Hessen und der Bundesebene. 
 
 
Betreuungsrechtsreform ab 2023 
 
Zum 01.01.2023 wird das Betreuungsorganisa-
tionsgesetz (BtOG) eingeführt. Für die Betreu-
ungsbehörden sind eine Vielzahl neuer oder 
erweiterter Aufgaben vorgesehen, insbesonde-
re die Registrierung von beruflichen Betreuern 
und die „erweiterte Unterstützung“ zur Ver-
meidung von Betreuungen.  
 
Der Sozialausschuss beauftragte die Geschäfts-
stelle am 05.11.2020 vorausschauend auf das 
Land zuzugehen, um die Fragen der Konnexi-
tät und der Finanzierung des erhöhten Mehr-
aufwands im Zusammenhang mit der kom-
menden Reform in den Landkreisen zu klären. 
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In der daraufhin einberufenen AG aus Vertre-
tungen der Landkreise und kreisfreien Städte 
wurde auch mit dem HMSI darüber diskutiert, 
ob ein Mehr- oder Minderbedarf in den ein-
zelnen neuen Aufgaben gesehen wird. Im Er-
gebnis wurde ein Erfassungsbogen erarbeitet, 
aus dem die neuen und erweiterten Aufgaben, 
entsprechende Anmerkungen sowie die 
Sichtweisen (KSpV/HMSI) zum jeweiligen 
Aufwand hervorgehen. Mit Hilfe dieses Bo-
gens können die entstehenden Aufwendungen 
pro Gebietskörperschaft abgeschätzt und in 
Vollzeitäquivalenten abgebildet werden. Der 
Sozialausschuss beauftragte die Geschäftsstel-
le am 11.11.2021 anhand des Erfassungsbo-
gens eine Abfrage bei den Landkreisen durch-
zuführen, um mit dem Ergebnis in die Kon-
nexitätsverhandlungen gegenüber dem Land 
eintreten zu können. In der Folge haben der 
Hessische Landkreistag und der Hessischen 
Städtetag am 12.07.2022 den Sozialminister 
im Rahmen der Konnexität angeschrieben und 
vor dem Hintergrund der Betreuungsrechtsre-
form auf einen jährlichen finanziellen Mehr-
aufwand in Höhe von insgesamt 9,45 Mio. 
Euro hingewiesen.  
 
Am 01.08.2022 antwortete der Sozialminister, 
dass das HMSI hier keine Aufgabenübertra-
gung durch Landesrecht sehe. Eine Konnexi-
tätsfolge ergebe sich daraus nicht. Daraufhin 
hat die Geschäftsstelle am 11.08.2022 in einer 
ergänzenden Stellungahme zur Regierungsan-
hörung des Hessischen Ausführungsgesetzes 
zum Betreuungsrecht gegenüber dem HMSI 
mitgeteilt, dass es die dargestellte Rechtsauf-
fassung des Sozialministeriums nicht teilt.  
Dies gerade vor dem Hintergrund, dass hier 
der Artikel 136 Abs. 6 HV einschlägig ist und 
zudem, dass die bisherigen Aufgaben im 
Rahmen des Betreuungsrechtes in nicht uner-
heblichen Teilen erweitert werden sollen. Das 
weitere Verfahren bleibt abzuwarten.  
 
 
Praktische Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetzes 
 
Mit der Einführung des Bundesteilhabegeset-
zes (BTHG) ist eine neue Vereinbarung für 
die veränderte Leistungs- und Finanzierungs-
systematik zur Umsetzung der Leistungen der 
Eingliederungshilfe zwischen den Kostenträ-
gern und den Leistungserbringern notwendig 
geworden.  
 

Nach § 131 SGB IX in Verbindung mit dem 
Hessischen Ausführungsgesetz zum SGB IX 
(HAG/ SGB IX) müssen zwischen dem sach-
lich zuständigen Träger der Eingliederungshil-
fe in Hessen und dem Leistungserbringer für 
Leistungen der Eingliederungshilfe nach § 125 
SGB IX neue Vereinbarungen (Rahmenverträ-
ge) abgeschlossen werden. Aufgrund der Zu-
ständigkeiten nach dem hessischen Lebensab-
schnittmodell kommt es hierbei zu drei Rah-
menverträgen: 
 
 Rahmenvertrag 1: 
Umfasst die Leistungen zur Sozialen Teilha-
be und zur Teilhabe an Bildung bis zur Be-
endigung deren Schulausbildung (Sekundar-
stufe II). Die Verhandlungsführung haben 
örtliche Träger. 

 
 Rahmenvertrag 2: 
Beinhaltet die Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben – in einer Werkstatt für behin-
derte Menschen oder bei einem anderen Leis-
tungsanbieter. Die Verhandlungsführung hat 
der überörtliche Träger 

 
 Rahmenvertrag 3 
Umfasst die Leistungen zur Sozialen Teilha-
be und zur Teilhabe an Bildung für leistungs-
berechtigte Personen nach Beendigung deren 
Schulausbildung (Sekundarstufe II). Die 
Verhandlungsführung hat der überörtliche 
Träger 

 
Aufgrund des straffen Zeitplanes bei der Ein-
führung des BTHG einigten sich die Vertrags-
parteien auf einen Übergangsrahmenvertrag für 
die Zeit vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2021. 
Mit dem Vertrag sollte den Verhandelnden die 
notwendige Zeit zur näheren Vertragsgestal-
tung eingeräumt werden. 
 
2020 hat der Ausbruch der Covid-19-Pandemie 
einen erhofften frühzeitigen Beginn der Ver-
handlungen verzögert. Ein erstes Grundsatzge-
spräch vor Beginn der Verhandlungen war für 
den März 2020 geplant und musste abgesagt 
werden. Im April 2020 ist der Landeswohl-
fahrtsverband Hessen (LWV) auf die Kommu-
nalen Spitzenverbände zugegangen, um grund-
legende Fragen in der Anschlussfähigkeit des 
Entwurfs zum Rahmenvertrag 1 zu den Rah-
menverträgen 2 und 3 zu klären, die in der Fe-
derführung des LWV verhandelt werden. 
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Bereits im Mai 2020 schlug der LWV auf-
grund der Verzögerungen durch die Corona- 
Pandemie eine Verlängerung des Übergangs-
rahmenvertrages bis zum 31.12.2022 vor. Da 
der Vertrag allerdings noch eine Laufzeit von 
18 Monaten hatte, sah die Eingliederungshil-
fekommission damals noch keine Dringlich-
keit für eine Verlängerung. Das Präsidium gab 
aber der Geschäftsstelle eine Ermächtigung, 
damit im Bedarfsfall rasch über eine Verlän-
gerung entschieden werden kann. Nach über 
einem Jahr Verhandlung wurde absehbar, dass 
es nicht möglich sein wird, beschlussfähige 
Entwürfe bis zum Jahresende 2021 zur Ab-
stimmung in den Gremien vorlegen zu kön-
nen. Daraufhin wurde der Übergangsrahmen-
vertrag bis zum 31.12.2022 abgeschlossen be-
ziehungsweise verlängert. 
 
Beim Rahmenvertrag 1 laufen die Verhand-
lungen im Herbst 2022 noch. Ziel ist  
es der Eingliederungshilfekommission am 
05.12.2022 den empfehlungsfähigen Vertrag 
vorzulegen. 
 
Der Rahmenvertrag 2 wurde am 17.05.2022 
von der Eingliederungshilfekommission zur 
Unterzeichnung empfohlen. Er soll zum 
01.01.2023 in Kraft treten. Für diesen sind die 
kommunalen Spitzenverbände aufgrund der 
Zuständigkeiten keine Vertragspartei.  
 
Der Rahmenvertrag 3 wurde am 22.03.2022 
von der Eingliederungshilfekommission zur 
Unterzeichnung empfohlen. Er soll zum 
01.01.2023 in Kraft treten. Das Präsidium hat 
die Geschäftsstelle am 07.04.2022 damit Be-
auftragt, diesen zu unterzeichnen. 
 
 
Sachstand und Weiterentwicklung des lan-
desweiten Berichts nach § 6 HAG / SGB IX 
 
§ 6 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
SGB IX (HAG / SGB IX) sieht vor, dass eine 
landesweite sozialräumliche Berichterstattung 
sowie eine vergleichende Betrachtung der 
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der er-
brachten Eingliederungshilfeleistungen erstellt 
wird. Dazu wurde eine Arbeitsgemeinschaft 
mit dem Land und den kommunalen Spitzen-
verbänden unter Federführung des Landes-
wohlfahrtsverbandes Hessen einberufen. 
 
Die Arbeitsgemeinschaft hat Ende 2021 den 
Bericht für das Jahr 2020 abgestimmt und, 

wie laut Gesetz vereinbart zum 31.12.2021, 
dem Land vorgelegt. Das HMSI verzichtet da-
bei auf eine Veröffentlichung als PDF oder in 
Druckform; allerdings wurde der Bericht frei-
gegeben. Die Geschäftsstelle hat ihn daraufhin 
an seine Mitglieder versendet. 
 
Aktuell laufen die Erhebungen für die Folge-
jahre weiter. Das Gesetz sieht vor, dass der Be-
richt alle 4 Jahre erscheinen muss. Die nächste 
reguläre Berichtslegung wird zum 31.12.2025 
erfolgen. 
 
Diesem ersten Bericht fehlt allerdings noch die 
vergleichende Betrachtung von Wirksamkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Die Notwendigkeit da-
zu ergibt sich auch aus den ab 2023 gültigen 
Rahmenverträgen nach § 131 SGB IX, welche 
grundsätzlich andere Leistungs- und Finanzie-
rungsstrukturen für die erfassten Leistungen 
vorsehen. Aktuell arbeitet eine Unterarbeits-
gruppe an einer Weiterentwicklung des Be-
richts. Ein Modell, wie die Betrachtung von 
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit erfolgen 
kann, stellt eine große Herausforderung dar, 
denn bundesweit stehen noch keine fundierten, 
wissenschaftlich unbestrittenen Konzepte zum 
Thema Wirksamkeit zur Verfügung. 
 
 
Finanzevaluation nach § 12 HAG / SGB IX 
 
§ 12 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
SGB IX (HAG / SGB IX) sieht vor, dass die 
finanziellen Auswirkungen des Bundesteilha-
begesetzes untersucht werden. Das damit be-
auftragte ISG Institut für Sozialforschung hat 
die Untersuchung wie geplant fortgeführt und 
im Dezember 2021 einen zweiten Zwischenbe-
richt vorgelegt. Im Anschluss daran startete im 
Frühjahr 2022 die dritte Trägerbefragung. Der 
abschließende Bericht wird für Ende 2022 er-
wartet. 
 
Im Mai 2022 hat das HMSI vorgeschlagen, die 
Finanzevaluation parallel zu der Verlängerung 
der Bundesevaluation bis zum 31.12.2024 zu 
verlängern. Gründe dafür sind vor allem, dass 
trotz zufriedenstellender Ergebnisse noch im-
mer Forschungslücken zum Ende des Jahres 
2022 verbleiben werden. Beispielsweise konn-
te durch die Corona-Pandemie nicht in allen 
Bereichen ein „Echtzeit-Betrieb“ abgebildet 
werden. Auch das noch erst einzuführende 
neue Leistungs- und Vergütungssystem zum 
01.01.2023 wäre von der derzeitigen Evaluati-
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on nicht abgedeckt. Die beteiligten Institutio-
nen haben sich einheitlich für die Fortführung 
ausgesprochen. Die Kosten für die Verlänge-
rung werden durch das HMSI getragen. 
 
 
Landesrahmenvereinbarung allgemeine 
Frühförderung und spezielle interdiszipli-
näre Frühförderung 
 
Die Landesrahmenvereinbarung zur Früher-
kennung und Frühförderung nach § 46 Abs. 4 
SGB IX (LRV FF) regelt die Leistungen der 
Früherkennung und Frühförderung für Kinder 
mit Behinderung und von Behinderung be-
drohter Kinder in Verbindung mit der 
Frühförderverordnung (FrühV). Kostenträger 
sind hier die Kommunen als Eingliederungs-
hilfeträger sowie die Krankenkassen für me-
dizinisch-therapeutische Leistungen. Diese 
erweiterte Kostenträgerschaft ist auch der 
Grund, warum diese Leistungen nicht im 
Rahmenvertrag 1 nach § 131 SGB IX geregelt 
werden.  
 
Die bisher gültige Rahmenvereinbarung lief 
zum 31.12.2021 aus und wurde übergangs-
weise bis zum 31.12.2022 verlängert. Bereits 
Ende Juli 2021 hatten die Leistungserbringer 
einen Vorschlag zur Weiterführung gemacht. 
Erst im April 2022 haben die Krankenkassen 
einen Gegenentwurf vorgelegt. Es wurde be-
schlossen, beide Vorschläge in einer kleineren 
Unterarbeitsgruppe zu vergleichen und eine 
Synopse zu entwickeln. Diese hat seitdem 
mehrfach getagt. Ein abschließendes Ergebnis 
wird im späten Herbst 2022 erwartet. 
 
Die Vereinbarung über die spezielle interdis-
ziplinäre Frühförderung von Kindern mit ei-
ner Sinnesbehinderung kann effektiv erst nach 
Abschluss der Verhandlungen über die LRV 
FF verhandelt werden. Allerdings fanden über 
den Sommer 2022 hinweg bereits erste Son-
dierungsgespräche statt, die die Wechselwir-
kung zwischen der Landesrahmenvereinba-
rung und der Vereinbarung über spezielle 
Frühförderung in den Blick genommen haben. 
 
 
 
 
 

Tariftreueregelung durch das Gesundheits-
versorgungsweiterentwicklungsgesetz 
(GVWG) ambulant und stationär 
 
Das bundesweite Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Gesundheitsversorgung (GVWG) 
sieht vor, dass alle Pflege- und Betreuungs-
kräfte in Pflegeeinrichtungen und –diensten 
zum 01.09.2022 nach Tarif bezahlt werden 
müssen. Aus diesem Grund haben die Ver-
tragspartner (Leistungserbringer, Pflegekassen 
und Sozialhilfeträger) in der AG stationäre 
Pflege und der AG ambulante Pflege in Hessen 
einen Überleitungsmodus ausgehandelt. Somit 
wurde eine pragmatische landesspezifische 
Umsetzung eines in seiner Komplexität heraus-
fordernden Gesetzes gefunden. Dabei wurde 
auf ein vereinfachtes Verfahren gesetzt: Die 
bisherigen Personalkosten werden den pros-
pektiven Personalkosten gemäß Tariftreuerege-
lung (GVWG) gegenübergestellt. Die sich aus 
dem Vergleich ergebenden Personalmehrkos-
ten werden auf die Vergütung des Pflegediens-
tes aufgeschlagen.  
 
Diese Regelung wird unweigerlich zu großen 
Kostensteigerungen in der Pflegelandschaft 
führen. 
 
 
Ausbildungsumlage-Zuschuss 
 
Zur Finanzierung des Ausbildungsumlagen-
Zuschlages (ABU-Z) sind die Umlagebeiträge 
in der Vergütung der allgemeinen Pflegeleis-
tungen der ambulanten und stationären Pflege-
einrichtungen berücksichtigungsfähig. Zur 
Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens 
wurde im letzten Jahr eine entsprechende 
„Vollmacht zur Vereinbarung des Ausbil-
dungsumlagen-Zuschlages“ von allen beteilig-
ten Verbänden unterzeichnet. In Sommer 2022 
wurde eine Unterarbeitsgruppe zur Erarbeitung 
eines Verfahrensvorschlags zur Berechnung 
des ABU-Z ab dem Jahr 2023 vereinbart. Die-
se tagt aktuell; die kommunalen Spitzenver-
bände stehen hier in einem engen Austausch 
zueinander. 
 
 
Pflegeunterstützungsverordnung 
 
Die Pflegeunterstützungsverordnung (PfluV) 
regelt hessenweit die Anerkennung von Entlas-
tungsangeboten zur Unterstützung im Alltag 
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nach dem SGB XI. Die Landkreise und kreis-
freien Städte sind hierbei die anerkennenden 
Stellen. Das HMSI hat im Herbst 2021 nach 
einem Anhörungsverfahren, zu dem die Ge-
schäftsstelle eine mehrseitige Stellungnahme 
eingereicht hatte, die PfluV geändert. Ziel ist 
es, die Anzahl der Leistungserbringenden zu 
steigern, indem der Zugang erleichtert und die 
Vergütung erhöht und landesweit einheitlich 
angepasst wird. Ebenso wurden die Regelun-
gen für die in der Corona-Zeit temporär einge-
führten Nachbarschaftshilfen in die Regel-
struktur überführt. 
 
Eine Arbeitsgruppe aus Landkreisen und 
Städten unter Begleitung des HMSI hat im 
Anschluss daran Gespräche geführt, um die 
Änderungen und die sich daraus ergebenden 
Umstellungsnotwendigkeiten zu besprechen. 
 
 
4. Gesundheit  
 
 
Corona-Pandemie-Auswirkungen auf den 
Bereich Gesundheit  
 
Für die zentrale Kommunikation und die we-
sentlichen Abstimmungen zu den Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Coronavirus hat der Hes-
sische Landkreistag weiterhin über seinen E-
Mail-Verteiler der Landrätinnen und Landräte 
und der Mitglieder des Gesundheitsausschus-
ses des Hessischen Landkreistages informiert. 
Damit konnten die Landkreise und die Aus-
schuss-Mitglieder zeitnah über alle wesentli-
chen Entwicklungen und Entscheidungen in-
formiert und in diese eingebunden werden. 
Zudem war es ein fester Tagesordnungspunkt 
zu Beginn fast jeder Gremiensitzung  
 
 
Perspektive Impfzentren 
 
Zum Jahresende 2021 hat die Diskussion um 
die Perspektive der Impfzentren in Hessen, d.h. 
Schließung oder weitere Inbetriebnahme, auch 
in den Gremien des Hessischen Landkreistages 
breiten Raum eingenommen. Letztendlich 
konnten mit der Verlängerung der Coronavirus 
Impfverordnung des Bundes und der Zusage, 
die Länder bei der Finanzierung weiter zu un-
terstützen die Impfangebote bis auf weiteres 
flächendeckend aufrechterhalten werden.  
 

Allgemeine Impfpflicht 
 
Ein zentrales Thema im Verlauf der Corona 
Pandemie hat auch die Gremien des Hessischen 
Landkreistages beschäftigt, nämlich die Einfüh-
rung einer allgemeinen Impfpflicht. Nach einer 
Abfrage unter den Landkreisen hat sich das Prä-
sidium für eine allgemeine Impfpflicht ausge-
sprochen Mit einer Pressemitteilung hat der 
HLT seine Position bezüglich der allgemeinem 
Impfpflicht und die von Politik, Medizin und 
anderen gesellschaftlichen Gruppen erhobene 
Forderung nach einer allgemeinen Impfpflicht 
noch einmal bekräftigt. In einer erneuten Abfra-
ge zu diesem Thema im Februar 2022 haben 
dann noch 16 von 21 Landkreisen die Forderung 
nach einer allgemeinen Impfpflicht unterstützt.  
 
 
Einrichtungsbezogene Impfpflicht 
 
Das Gesetz zur Stärkung der Impfprävention 
gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer 
Vorschriften im Zusammenhang mit der CO-
VID-19-Pandemie ist am 11.12.2021 verkündet 
worden. Mit ihm wurde der § 20a in das Infek-
tionsschutzgesetz eingefügt, der den Nachweis 
eines Impf- oder Genesenenstatus für die Tätig-
keit in bestimmten medizinischen und pflegeri-
schen Einrichtungen und Unternehmen zur Vo-
raussetzung ab dem 16.03.2022 macht.  
 
Den Gesundheitsämtern kommt im Zusammen-
hang mit der Durchsetzung der einrichtungsbe-
zogenen Impfpflicht in medizinischen und pfle-
gerischen Einrichtungen und Unternehmen nach 
§ 20a IfSG eine bedeutende Rolle zu. Im Vor-
feld waren dazu zur Umsetzung der einrich-
tungsbezogenen Impfpflicht bereits zahlreiche 
Fragen bei der Geschäftsstelle eingegangen.  
 
Der HLT hat sich bei dem HMSI dafür einge-
setzt, dass zeitnah für Hessen ein Erlass zur 
Umsetzung der einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht herausgegeben wurde. Dabei sollte auch 
eine IT gestützte Lösung vorgestellt werden, um 
den Transfer der Daten von den Einrichtungen 
hin zu den Gesundheitsämtern zu sichern. Auf 
die zentrale Frage, ob die nach dem IfSG vorge-
sehen Prüfung und Untersagung des Zugangs 
von bestimmten Personen zu ihrem Arbeitsplatz 
durch das Gesundheitsamt auch mittels einer 
Allgemeinverfügung ausgesprochen werden 
kann, oder ob jeder Einzelfall zu prüfen ist, gab 
es die Hinweise, dass in jedem Fall eine Einzel-
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fallprüfung notwendig ist, um Rechtssicherheit 
zu erlangen. Das HMSI hat dann zu den noch 
weiteren offenen Vollzugsfragen einen entspre-
chenden Erlass mit Vollzugshinweisen heraus-
gegeben. 
 
 
Umsetzung des Paktes für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst  
 
Die Umsetzung des auf Bundesebene verein-
barten Paktes für den ÖGD erfolgt mit zwei 
Rahmenvereinbarungen zwischen dem Land 
Hessen und HLT und HStT.  
 
Der Gesundheitsausschuss des Hessischen 
Landkreistages hatte sich in seinen letzten Sit-
zungen regelmäßig mit dem Pakt für den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) in Hessen 
befasst. Für die Umsetzung des Paktes ÖGD 
wurden nun zwei Rahmenvereinbarungen ab-
geschlossen - zum einen zur Weiterleitung der 
Mittel zur technischen Modernisierung und 
zum anderen zur „Umsetzung des Pakts für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst in Hessen für 
die Jahre 2020/2021“.   
 
Die zuletzt genannte Rahmenvereinbarung zum 
Personalaufbau im Rahmen des Pakts ÖGD 
wurde bis zum 31.12.2021 befristet. Gemäß § 3 
der Vereinbarung richteten die Vereinbarungs-
partner zur Umsetzung des Pakts für den ÖGD 
in Hessen die gemeinsame Arbeitsgruppe ,,Pakt 
für den ÖGD“ ein, dessen Vorsitz das HMSI 
übernahm. Ziel der AG war es unter anderem, 
Vorschläge bezüglich einer Fortschreibung der 
Rahmenvereinbarung ab dem 01.01.2022 zu 
erarbeiten. 
 
Inzwischen hatte das HMSI die hessischen Ge-
sundheitsämter allerdings mit E-Mail vom 
18.03.2022 über ein weiteres Vorgehen und das 
Antragsverfahren bezüglich des Personalauf-
baus ab dem Jahr 2022 bereits informier und 
darauf verwiesen, dass „zwischen Hessischem 
Ministerium für Soziales und Integration und 
den Kommunalen Spitzenverbänden in Hessen 
Ende 2021 abgestimmt wurde, dass es für die 
Auszahlung der Mittel in 2022 keiner neuen 
Rahmenvereinbarung bedarf.“ 
 
Dieser Vorgehensweise hat der Hessische 
Landkreistag in einem Schreiben an das 
HMSI widersprochen und zudem erklärt, dass 
er Wert auf Erklärungen lege, wie die weitere 
Finanzierung des Personalaufbaus nach Aus-

laufen des Paktes ab dem Jahr 2027 erfolgen 
solle. Dies könne aus Sicht der Geschäftsstelle 
auch Gegenstand einer Folgevereinbarung 
sein. Das HMSI hat darauf reagiert und die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe „Pakt für den 
ÖGD“ nun zu einer weiteren Sitzung am 
27.06.2022 eingeladen. Mit der Einladung teilt 
das Ministerium auch mit, dass noch keine 
Aussagen des Bundes hinsichtlich der offenen 
Fragen zur Ausgestaltung von Stellenbeset-
zungen über die Paktlaufzeit 2026 sowie zur 
nachhaltigen Finanzierung der Paktmaßnah-
men vorliegen.  
 
 
Rahmenvereinbarung zur technischen Mo-
dernisierung 
 
Die Rahmenvereinbarung zur technischen Mo-
dernisierung der Gesundheitsämter im Rahmen 
des Paktes ÖGD wurde bereits im Juni 2021 
vergangenen Jahr abgeschlossen. Dabei wur-
den Regelungen zur Weiterleitung der Mittel 
zur technischen Modernisierung der Gesund-
heitsämter festgelegt. Auf dieser Grundlage 
konnten die Gesundheitsämter im vergangenen 
Jahr neue Soft- und Hardware beantragen.  
 
Mit einer Mail vom 08.03.2022 informierte 
nun das HMSI die kommunalen Spitzenver-
bände und die Gesundheitsamtsleitungen dar-
über, dass das Bundesministerium für Gesund-
heit den angekündigten Förderaufruf zur Um-
setzung der Digitalisierungskomponente aus 
dem ÖGD-Pakt veröffentlicht hat. Demnach 
stellt der Bund den Ländern, Gemeinden, und 
Gemeindeverbänden im Rahmen des Paktes 
für den ÖGD Finanzhilfen gemäß Artikel 104b 
Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) zur Digitali-
sierung der Gesundheitsämter zur Verfügung. 
Entsprechende Verwaltungsvereinbarungen 
zwischen Bund und Ländern wurden am 
05.11.2021 geschlossen. Die Finanzhilfen 
werden nach dem Königsteiner Schlüssel für 
das Jahr 2019 auf die Länder verteilt. Auf Hes-
sen entfallen Haushaltsmittel in Höhe von 
4.834.108,50 Euro. Eine Verausgabung hat bis 
31.12.2022 zu erfolgen. Beantragte Mittel 
werden im Wege einer Zuweisung an die An-
tragsberechtigten gegeben. 
 
In Vorbereitung der Antragstellung für Län-
dermaßnahmen und länderübergreifende Maß-
nahmen zur Digitalisierung aus Mitteln des 
ÖGD-Paktes hat das HMSI die kommunalen 
Spitzenverbände in einem gemeinsamen Ter-
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min am Montag, den 30.05.2022 informiert. 
Entscheidend sei dabei laut HMSI, ob die zu 
beantragenden Maßnahmen geeignet seien, sie 
länderübergreifend mit mehreren Bundeslän-
dern umzusetzen. 
 
 
Einführung einer einheitlichen Software 
für die Gesundheitsämter  
 
Die Pandemie hat die große Bedeutung einer 
modernen Softwarelösung für die Gesund-
heitsämter sehr deutlich aufgezeigt. Dies ist 
aufgrund der zahlreichen unterschiedlichen 
Tätigkeitsfelder der Gesundheitsämter mit 
neuen Systemen zur Übermittlung von Daten 
an das Robert-Koch-Institut und zur Einfüh-
rung von SORMAS längst nicht abgeschlos-
sen. Bereits seit dem Jahr 2016 wird über das 
Projekt „einheitliche Software für die Ge-
sundheitsämter in Hessen“ beraten.  
 
Die Gremien haben zudem mehrfach bekräf-
tigt, dass das Projekt zur Entwicklung einer 
einheitlichen Software für die Gesundheitsäm-
ter in Hessen weiterhin unterstützt wird. Die 
Geschäftsstelle wurde beauftragt, auf Grund-
lage der aufgeführten Eckpunkte (vor allem 
auch die Finanzierung des kommunalen An-
teiles durch Entnahme aus dem Landesaus-
gleichsstock und Federführung für das Projekt 
durch die Stadt Frankfurt) die Gespräche mit 
dem HMSI fortzuführen. Gleichzeitig hat das 
Präsidium das HMSI aufgefordert, den ange-
kündigten Letter of Intent für das Projekt zu 
erstellen. Das Land Hessen hat dazu in Ge-
sprächen mit den kommunalen Spitzenver-
bänden die Einbindung des Projektes einheit-
liche Software in die Antragsstruktur des Pak-
tes ÖGD vorgestellt.  
 
Bei einem weiteren gemeinsamen Termin hat 
das Land wegen der Gefahr weiterer zeitlicher 
Verzögerungen aufgrund umfangreiche Ab-
stimmungsprozesse, seine strategische Aus-
richtung hinsichtlich der prioritären Beantra-
gung landesweiter Projekte begründet. Bei 
den geplanten Ländermaßnahmen hat das 
Land Hessen im Rahmen des Paktes ÖGD als 
Projektsteckbriefe Anfang Juni beim Bun-
desministerium für Gesundheit das Projekt, 
Einheitliche Software der Gesundheitsämter 
eingereicht. Zudem wurden weiterhin die Di-
gitalisierung der Gesundheitsberichterstattung 
in Hessen als Projektantrag eingereicht.  
 

Einsatz der Luca-App  
 
Das Land Hessen hat die App Luca ebenfalls 
als wichtigen Bestandteil der Kontaktperso-
nennachverfolgung und hat sich daher ent-
schieden, die App zentral für das gesamte Land 
zu besorgen. Das Land erwarb daher eine Lan-
deslizenz, um die App Luca hessenweit einzu-
führen und stellte im vergangenen Jahr allen 
24 Gesundheitsämtern die App zur Verfügung. 
Der Vertrag des Landes Hessen mit dem An-
bieter galt zunächst für 12 Monate. Für die Ge-
sundheitsämter und für die Nutzer (Gaststätten, 
kulturelle Einrichtungen und die Bürgerinnen 
und Bürger) fallen dabei keine Kosten an. 
 
Ziel der Luca-App war es, Papierlisten weitge-
hend zu ersetzen und Kontakte zu dokumentie-
ren. Sie können im Fall einer nachgewiesenen 
Corona-Infektion dem zuständigen Gesund-
heitsamt verschlüsselt übermittelt und direkt 
ausgelesen werden. Damit werden Kontakte 
mit infizierten Personen, z.B. in Restaurants 
oder bei Veranstaltungen, datenschutzkonform 
identifiziert und die Nachverfolgung durch die 
Gesundheitsämter so erleichtert. Das Land 
Hessen hat zudem nun die Betriebskosten der 
Luca-App als weitere zu finanzierende Projek-
te über den PAKT ÖGD eingereicht. Nachdem 
das Land Hessen zu Beginn des Jahres 2022 
Kosten und Nutzen der Luca-App miteinander 
abgewogen hat, wurde der Vertrag zur Nut-
zung der Luca-App für die Kontaktpersonen-
nachverfolgung über Ende März 2022 nicht 
mehr verlängert.  
 
 
Praktische Umsetzung des Masernschutzge-
setzes  
 
Die Frist zur Vorlage entsprechender Impf- 
Nachweise einer Masernschutzimpfung für Be-
schäftigte oder betreute Personen in den ent-
sprechenden Einrichtungen gemäß § 33 Infek-
tionsschutzgesetz, wurde bereits im Jahr 2021 
verlängert und bis zum 31.07.2022 ausgewei-
tet. Eltern von betroffenen Kindern und Ju-
gendlichen sowie betroffene Beschäftigte 
mussten also erst bis zum 31.07.2022 den ent-
sprechenden Nachweis erbringen und Gemein-
schaftseinrichtungen erst nach dem 31.07.2022 
fehlende Nachweise dem Gesundheitsamt mel-
den.  
 
Die kommunalen Spitzenverbände haben sich 
daraufhin erneut an den Bundesgesetzgeber 



47 

gewandt und darum gebeten diese Frist erneut 
zu verlängern, da die hohen Inzidenzen im 
Rahmen der Corona Pandemie noch erhebliche 
Kräfte in den Gesundheitsämtern binden. Des-
halb erschien es auch nicht möglich, dass die 
Gesundheitsämter die Umsetzung des Masern-
schutzgesetzes zum 01.08.2022 erfolgreich und 
vollständig umsetzen können. Der Gesetzgeber 
wurde aufgefordert eine erneute Verschiebung 
zu veranlassen, dieser Bitte wurde jedoch nicht 
nachgekommen. 
 
 
Hebammenversorgung in Hessen - Gutach-
ten zur Situation der Hebammenhilfe und 
mögliche Handlungsempfehlungen  
 
Am 15.12.2021 fand eine Sitzung der AG des 
Runden Tisches „Zukunftsprogramm Geburts- 
und Hebammenhilfe“ in Hessen statt. Dabei 
wurde der aktuelle Stand zur Umsetzung der 
Empfehlungen des Runden Tisches beraten, die 
auch Gegenstand der Erörterungen im Gesund-
heitsausschuss vom 07.07.2021 waren. Zum 
Stand der Implementierung der hebammenwis-
senschaftlichen Studiengänge an den Hoch-
schulen in Fulda, Gießen und Frankfurt teilte 
das HMSI mit, dass das Akkreditierungsverfah-
ren gemäß § 12 Hebammengesetz derzeit durch 
das Regierungspräsidium Darmstadt durchge-
führt werde.  
 
Es wurde dabei festgestellt, dass zukünftig 
zwei Ausbildungsgänge nebeneinander existie-
ren, nämlich die Ausbildung von Studierenden 
sowie die Ausbildung im Rahmen der Hebam-
menschulen. Dabei wird die Befürchtung geäu-
ßert, dass in Zukunft zu wenig außerklinische 
Stellen für die Ausbildung vorhanden seien. 
Das HMSI hatte dazu in Aussicht gestellt den 
Entwurf eines Rahmenvertrages vorzubereiten, 
der das Zusammenwirken der Kliniken mit den 
Hebammen bei der außerschulischen Ausbil-
dung beinhaltet.  
 
Es wurde die Befürchtung geäußert, dass auf-
grund der Umstellung der Hebammenausbil-
dung von einem klassischen Ausbildungsberuf 
im Jahr 2025/2026 hin zu einem akademisier-
ten Gesundheitsberuf es zu einer Personal-
knappheit bei den Hebammen kommen könnte, 
da bei einer solchen Umstellung es zwangsläu-
fig zu einer Verlagerung des vorhandenen Per-
sonals komme. 
Zu der Frage der von Hebammen geleiteten 
Kreißsäle hatte das HMSI einen fachlichen 

Austausch vorgeschlagen, an der die Hessischen 
Krankenhausgesellschaft, der Hebammenver-
band, die Hebammenschulen und die Gynäkolo-
gen beteiligt sein können um ein entsprechendes 
Konzept vorzubereiten. Hierbei soll auch das 
Thema Interdisziplinäre Fallkonferenzen und 
die Möglichkeit der telemedizinischen Anbin-
dung mit beraten werden.  
 
An dem weiteren Runden Tisch Hebammenver-
sorgung im April und Juli 2022 wurde berichtet, 
dass vom Deutschen Hebammenverband eine 
Projektplan mit einer Kostenschätzung an das 
HMSI geleitet wurde. Dieser wird aktuelle noch 
vom HMSI geprüft. 
 
 
Novellierung der Landesrahmenvereinba-
rung Prävention  
 
Der Hessische Landkreistag ist der Landes-
rahmenvereinbarung zur Umsetzung der natio-
nalen Präventionsstrategie gemäß § 20f SGB V 
2016 beigetreten, ohne damals an den Ver-
handlungen darüber beteiligt gewesen zu sein. 
Ziel der Landesrahmenvereinbarung ist die na-
tionale Präventionsstrategie im Land Hessen 
unter Berücksichtigung der im Land formulier-
ten gesundheitsbezogenen Ziele umzusetzen. 
Sie wurde im vergangenen Jahr novelliert und 
am 13.12.2021 von allen Partnern unterschrie-
ben. Die Gebietskörperschaften sind nun an 
der Ausarbeitung der Rahmenvereinbarung be-
teiligt, denn Expertinnen und Experten der 
Landkreise haben die Möglichkeit ab verschie-
denen Fachforen sich konkret einzubringen. 
Diese Fachforen sind: „Gesund aufwachsen“: 
„Gesund bleiben“ und „Gesund im Betrieb“ 
und „Gesund älter werden“: für die sich Exper-
tinnen und Experten aus den Kommunalen 
Jobcentern, Gesundheitsämtern, Jugendämtern 
oder Ausländerbehörden eignen würden. Als 
steuerndes Gremium wurde ein Dialogforums 
Prävention" (als Dachgremium) eingerichtet, 
welches mindestens einmal im Jahr zusam-
menkommt.  
 
 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz und Ent-
wicklung hessische Krisenhilfen 
 
Das Psychisch-Kranken-Hilfe Gesetz (Psych-
KHG) welches bis zum 31.12.2021 befristet 
war, wurde im vergangenen Jahr novelliert. 
Der Hessische Landkreistag hatte dazu nach 
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den Rückmeldungen aus den Landkreisen zu 
dem neuen Referentenentwurf für ein Ände-
rungsgesetz eine Stellungnahme gegenüber 
dem Sozial- und Integrationspolitischen Aus-
schuss des Hessischen Landtags abgegeben 
Zu den Krisenhilfen hat sich der HLT dabei so 
positioniert, dass geklärt werden müsse, wie 
die Finanzierung der Krisenhilfen gewährleis-
tet werden kann und wie die konkrete Ausge-
staltung erfolgen soll.  
 
Dazu erklärte das HMSI, dass es eine entspre-
chende Konzeptentwicklung zur Umsetzung 
der Krisenhilfe auf den Weg geben wolle, da 
die Krisenhilfen außerhalb der Arbeitszeiten 
vorzuhalten und von den sozialpsychiatri-
schen Diensten unter Einbeziehung aller an 
der Versorgung Beteiligten zu koordinieren 
sind. Ein Eckpunktepapier wurde zur Bera-
tung dem Arbeitskreis der sozialpsychiatri-
schen Dienste am 18.03.2022 zur Verfügung 
gestellt.  
 
Die Geschäftsstelle erreichten im Anschluss 
viele Hinweise, dass die Umsetzung und der 
Aufbau von Krisenhilfe, zudem noch mit ggf. 
erweiterten personellen Kapazitäten und au-
ßerhalb der Arbeitszeit, von größerer Bedeu-
tung für die personelle und fachliche Organi-
sation innerhalb der Gesundheitsämter darstel-
le und deshalb die Beratungen unter Einbin-
dung der Gesundheitsämter zu führen seien. 
Gemeinsam mit dem HMSI wurde deshalb 
beschlossen, das Eckpunktepapier Krisenhilfe 
und den Aufbau und die Weiterentwicklung 
entsprechender Strukturen in einer Ad hoc 
Arbeitsgruppe zu erörtern. Der erste Termin 
der Ad Hoc AG fand am 16.08.2022 statt. 
Dabei wurde die Zukunft des Bereiches Kri-
senhilfe zur Aussprache gestellt 
 
 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz und Um-
setzung des § 16 
 
Der § 16 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes über 
Hilfen bei psychischen Krankheiten (Psych-
KHG) regelt, wie das gerichtliche Verfahren 
zur Unterbringung einer betroffenen Person in 
einem psychiatrischen Krankenhaus einzuleiten 
ist. 
 
Mit der Novellierung, die ab dem 24.12.2021 in 
Kraft getreten ist, wurde von Seiten des Lan-
desgesetzgebers durch den § 16 Abs. 2 Psych-
KHG klarstellend geregelt, dass die zuständige 

Verwaltungsbehörde für den Antrag nach § 16 
Abs. 1 PsychKHG und für den Antrag auf Ver-
längerung einer gerichtlich angeordneten Unter-
bringung das Gesundheitsamt ist.  
 
Bisher war für die Zuständigkeit primär der 
„Gemeindevorstand“ zuständig, es sei denn, das 
Gesundheitsamt hatte zuerst Kenntnisnahme 
von dem Sachverhalt erlangt. In der Zeit des 
Anhörungsverfahrens zur Novellierung trugen 
die Landkreise dem HMSI vor, dass nun beson-
ders mit der Regelung über die Anträge auf Ver-
längerung einer gerichtlich angeordneten Unter-
bringung eine 24/7-Rufbereitsschaft für die Ge-
sundheitsämter einhergehen werde. Bezüglich 
dieser Thematik stellte das HMSI nach der No-
vellierung mit Erlass vom 12.01.2022 klar, dass 
sich die Zuständigkeit der Gesundheitsämter nur 
auf den § 16 Abs. 1 PsychKHG bezieht und 
nicht auch auf entsprechende Verlängerungsan-
träge. Somit wäre dem Grunde nach keine eine 
24/7 Rufbereitschaft bei den Gesundheitsämtern 
erforderlich. Jedoch folgte das Landgericht 
Fulda dieser Auffassung mit Urteil vom 
02.02.2022 nicht. 
 
Insofern gibt der Erlass des Landes keine 
Rechtssicherheit, dass die Gesundheitsämter 
keine 24/7 Rufbereitschaft in den Landkreisen 
stellen müssen. Da dieser Umstand mit einem 
konnexitätsrelevanten Personalaufbau in den 
Gesundheitsämtern (Sozialpsychiatrische Diens-
te) zur Einrichtung einer entsprechenden Rufbe-
reitschaft einhergeht, hat die Geschäftsstelle 
dringend den Landesgesetzgeber aufgefordert 
dieser Rechtslage zu klären. Das HMIS hat mit 
Schreiben vom 29.06.2022 daraufhin mitgeteilt, 
dass im Zuge der Änderung des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum Betreuungsrecht eine 
Änderung des § 16 PsychKHG erfolgen soll. Es 
sei geplant, das Antragsrecht sowohl für die 
Verlängerung einer Unterbringung nach § 17 
PsychKHG als auch für die Anträge auf 
Zwangsbehandlung nach § 20 PsychKHG und 
die Anträge auf Fixierung nach § 21  
PsychKHG sowie deren Verlängerung auf die 
nach § 11 Abs. 2 PsychKHG bestellten Ärztin-
nen und Ärzte in den psychiatrischen Kranken-
häusern zu übertragen. Mit dieser Änderung soll 
eine Klärung und einheitliche Vorgehensweise 
in Hessen nun gewährleistet sein. 
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Gesetz zur Bildung von Gremien zur Ver-
besserung der sektorenübergreifenden 
Versorgung  
 
Das Gesetz zur Bildung von Gremien zur 
Verbesserung der sektorenübergreifenden 
Versorgung läuft zum 31.12.2022 aus. Mit 
dem Gesetz werden die Bildung des Gemein-
samen Landesgremiums nach § 90a SGB V 
und der Gesundheitskonferenzen in den regi-
onalen Versorgungsgebieten geregelt. 
 
Das HMSI hat im Januar 2021 fristgemäß die 
Evaluation des Gesetzes eingeleitet, zu der 
sich der HLT nach einer Befragung der Land-
kreise zustimmend positioniert hat. Das Ge-
setz wird als bewährt betrachtet und kann mit 
geringer Modifikation weitergeführt werden. 
 
 
Einführung eines Hessischen Landesamtes 
für Gesundheit und Pflege 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Amtsleitenden 
Ärztinnen und Ärzte der Gesundheitsämter 
stellten in ihrer Sitzung am 12.06.2019 die 
Notwendigkeit eines Hessischen Landesge-
sundheitsamtes fest. Ein solches könnte eine 
wertvolle Unterstützung der Gesundheitsäm-
ter bei den immer komplexer werdenden Auf-
gaben und Anforderungen sein. 
 
In den Sitzungen des Gesundheitsausschusses 
am 06.11.2019 und 05.02.2020 wurde das 
Thema beraten. Es wurde festgestellt, dass ein 
Landesgesundheitsamt beispielsweise bei der 
Umsetzung des Masernschutzgesetzes hilf-
reich sein könnte. Aufgrund des Ausbruchs 
der Corona Pandemie musste auch dieses 
Thema zurückgestellt werden. Erst in der ge-
meinsamen Sitzung des Gesundheitsausschus-
ses mit dem Sonderausschuss Gesundheit des 
HStT am 28.10.2020 konnte erneut ein Aus-
tausch zu dem Thema durchgeführt werden. 
Derzeit sind die Aufgaben auf Landesebene 
unter anderem auf das Hessische Landesprü-
fungs- und Untersuchungsamt im Gesund-
heitswesen (HLPUG) und das Regierungsprä-
sidium (RP) Darmstadt verteilt. Allerdings 
existiert beim RP lediglich eine halbe Arzt-
stelle. Ein Landesgesundheitsamt könnte den 
Gesundheitsämtern zahlreiche Hilfestellungen 
bieten: 
 

 Erarbeitung von gemeinsamen Konzep-
ten/Empfehlungen/fachlichen Regelungen 
zur einheitlichen Umsetzung neuer Aufgaben 
in der Praxis 
 Vorhaltung von Spezialwissen und Fachex-
pertise (z.B. durch einen Landes-hygieniker) 
 Spezielle Expertisen für das Management bei 
Gefahrenausbrüchen 

 
Die Erfahrungen im Umgang und Bekämpfung 
der Corona Pandemie haben deutlich die Not-
wendigkeit eines Landesgesundheitsamtes auf-
gezeigt. Grundsätzlich haben sich die beiden 
Ausschüsse offen für ein solches gezeigt. Al-
lerdings darf dadurch die kommunale Selbst-
verwaltung nicht eingeschränkt werden. 
 
In der Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der 
Amtsleitenden Ärztinnen und Ärzte am 
03.03.2021 präzisierte das HMSI, dass die 
kommunale Selbstverwaltung durch ein Lan-
desgesundheitsamt beziehungsweise von zu-
sätzlicher Fachexpertise auf Landesebene nicht 
angegriffen werden soll. Eher sollte eine starke 
Mittelebene zur Unterstützung der Gesund-
heitsämter eingerichtet werden. 
 
Das HLT-Präsidium beschäftigte sich am 
22.04.2021 erstmalig mit dem Thema und 
nahm die Überlegungen zur Einführung eines 
Landesgesundheitsamtes (beziehungsweise ei-
ner Stärkung der Fachexpertise auf der Mittel-
ebene der Landesverwaltung) zustimmend zur 
Kenntnis. Die Arbeitsgemeinschaft der Amts-
leitenden Ärztinnen und Ärzte sowie die Ge-
schäftsstelle wurden beauftragt, die weiteren 
Beratungen aktiv zu begleiten und regelmäßig 
über die Entwicklungen zu berichten.  
 
Am 11.01.2022 lud der Sozialminister die 
Kommunalen Spitzenverbände (KSpV) zu ei-
ner Videokonferenz ein. Er informierte dar-
über, ein Hessisches Landesamt für Gesundheit 
und Pflege (HLfGP) errichten zu wollen. Im 
Anschluss organisierte das HMSI am 
25.01.2022 ein erstes „Zukunftssymposium 
Gesundheit“, um den Beteiligungsprozess für 
dessen Einrichtung zu starten. Von Seiten des 
HMSI erfolgte die Einbindung zweier Vertre-
tungen der KSpV und ausgewählter Vertretun-
gen der Gesundheitsämter. Die KSpV wiesen 
darauf hin, dass in dieser Art von Beteili-
gungsprozess die Interessen, Wünsche und Po-
sitionen der 24 Gesundheitsämter der Land-
kreise und kreisfreien Städte nicht sachgerecht 
sichergestellt sind.  
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Am 01.02.2022 kam der Gesundheitsaus-
schuss zusammen, um sich über die aktuellen 
Entwicklungen zum HLfGP auszutauschen. 
Im Anschluss forderte der HLT mit Schreiben 
vom 02.02.2022 vom Sozialminister nach-
drücklich einen transparenten und breit ange-
legten partnerschaftlichen Beteiligungsprozess 
auf Augenhöhe. Neben den KSpV sollen hier-
in sowohl die Gesundheitsdezernentinnen- 
und dezernenten der Landkreise und kreis-
freien Städte als auch die Leitungen der 24 
örtlichen Gesundheitsämter umfassend einge-
bunden werden. In einer Sondersitzung mit 
dem Gesundheitsausschuss und den amtslei-
tenden Ärzten der Landkreise am 28.03.2022 
wurden gegenüber dem HMSI nochmals die 
Erwartungen an das HLfGP sowie dem part-
nerschaftlichen Beteiligungsprozess bekräf-
tigt. 
 
Am 13.06.2022 fand ein persönliches Ge-
spräch zwischen dem Sozialminister und den 
zuständigen Direktoren des Hessischen Land-
kreistages und Hessischen Städtetages statt. 
Im Wesentlichen informierte der Minister, 
dass es Ziel des Landes ist, das Landesamt als 
Dienstleister für die kommunalen Gesund-
heitsämter auszugestalten. Eine Hochzonung 
von Aufgaben oder die Ausweitung von Wei-
sungsaufgaben wird nur erfolgen, wenn dies 
die kommunale Ebene wünscht. Etwaig vor-
gesehene Änderungen beziehen sich daher 
insbesondere auf die Strukturen der Landes-
ebene. Zudem wurde ein entsprechender Ge-
setzentwurf angekündigt, zu dem die KSpV 
formal angehört werden. 
 
Am 01.07.2022 informierte der Minister im 
Rahmen einer Videokonferenz alle Gesund-
heitsdezernentinnen- und Dezernenten der 
Landkreise und kreisfreien Städte über den 
folgenden Verfahrenstand: 
 
 Es bleibt bei einer dezentraler Struktur - kei-
ne Doppeltstrukturen. Dreistufiger Verwal-
tungsaufbau bleibt. HLfGP wird Fach- und 
Dienstaufsicht bekommen. 
 Oberste und Obere Behörde wird im Rah-
men des HLfGP neu Strukturiert – den Ge-
sundheitsämtern werden keine Aufgaben 
entzogen. 
 Beschäftigte des HLfGP bleiben mit ihren 
neuen Aufgaben an den bisherigen Standor-
ten. 
 Es wird nun Facharbeitsgruppen mit den 
Gesundheitsämtern und den KSpV geben. 

 2022 - Planung und Umsetzung inkl. Gesetz-
gebungsverfahren. 
 2023 - Umsetzungsphase (Etablierung Zent-
ralabteilung die dann alles aufbaut). 
 Es wird eine FAQ Seite zum HLfGP auf dem 
Internetauftritt des HMSI geben (öffentlich 
zugänglich). 

 
Um gemeinsam die Ausgestaltung des Aufga-
benbereichs ÖGD im HLfG weiter zu bespre-
chen und zu konkretisieren, hat das HMSI die 
Arbeitsgruppe „ÖGD“ zum HLfGP einberufen. 
Mitglieder sind neben dem HMSI die KSpV 
und Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft der 
Amtsleitenden Ärztinnen und Ärzte aus den 
Landkreisen und kreisfreien Städten. Die kon-
stituierende Sitzung fand am 21.07.2022 statt. 
Für den Herbst 2022 sind bereits weitere Sit-
zungen geplant. 
 
Am 20.07.2022 übersendete das HMSI der Ge-
schäftsstelle den Entwurf des Gesetzes zur 
Stärkung der Gesundheitsverwaltung. Eine Ge-
legenheit zur Stellungnahme bestand bis zum 
28.07.2022. Der Gesetzentwurf beinhaltete 
zahlreiche Änderungen. Darunter fielen unter 
anderem auch Regelungen zur Einführung des 
HLfGP sowie, dass im Rahmen des Hessischen 
Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheits-
dienst (HGöGD) eine stellvertretende Leitung 
des Gesundheitsamtes auch durch Verwal-
tungsmitarbeitende übernommen werden kann. 
Die angegebene Frist machte eine sachgerechte 
Befassung und Abstimmung innerhalb des 
HLT unmöglich. Vor diesem Hintergrund hatte 
die Geschäftsstelle den Entwurf nur per Rund-
schreiben (HLT-RS 692/2022) zur Kenntnis 
weitergegeben. Dem Land wurde unter Hin-
weis auf das Hessische Beteiligungsgesetz 
mitgeteilt, dass es in diesem Fall nicht von ei-
nem grundsätzlichen Einverständnis in der Sa-
che ausgehen kann. 
 
 
Gesetzentwurf zur Sicherung der hausärzt-
lichen Versorgung und des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes 
 
Das HMSI hat im Juni 2021 den Entwurf für 
ein Gesetz zur Sicherung der hausärztlichen 
Versorgung und des öffentlichen Gesundheits-
dienstes in Hessen (GHVÖG) vorgelegt. Mit 
dem Gesetzentwurf soll eine Quote bei der 
Vergabe von Studienplätzen für Humanmedi-
zin eingeführt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber sollen sich für 10 Jahre für eine Tä-
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tigkeit in der hausärztlichen Versorgung oder 
im ÖGD in Hessen verpflichten und werden 
dafür bei der Platzvergabe bevorzugt. Der Ge-
sundheitsausschuss hat sich am 07.07.2021 
ausführlich mit dem Gesetzentwurf befasst. 
Zunächst wurden im Ausschuss einige offene 
Fragestellungen zu dem Gesetzentwurf ange-
sprochen und beraten: 
 Nach welchen Kriterien erfolgt die Vertei-
lung der Ärztinnen und Ärzte bzw. Studie-
rende auf die einzelnen Regionen? 
 Ein Medizinstudium dauert rund 10 Jahre. 
Wird dies bei der Beurteilung des Bedarfs in 
der Zukunft ausreichend berücksichtigt und 
werden in diesem längeren Zeitraum auch 
die weiteren Entwicklungen in der hausärzt-
lichen Versorgung und im Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst einbezogen? 
 Bestehen bereits Richtlinien oder Vorstel-
lungen des Landes Hessen zu den vorgese-
henen Stipendien? 

 
Abschließend begrüßte der Gesundheitsaus-
schuss grundsätzlich den vorliegenden Ent-
wurf. Zur Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung und der Zukunft des ÖGD ist die 
Einführung einer Vorabquote bei der Zulas-
sung der Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Studium der Medizin an hessischen Universi-
täten von großer Bedeutung. 
 
Auf Grundlage des Beschlusses, der aufge-
worfenen offenen Fragestellungen und den 
ergänzend eingegangen schriftlichen Hinwei-
sen und Anmerkungen aus den hessischen 
Landkreisen zu dem Gesetzentwurf, hat die 
Geschäftsstelle mit Schreiben vom 16.07.2021 
gegenüber dem HMSI Stellung genommen. 
Im weiteren Verlauf ist das GHVÖG in seinen 
wesentlichen Teilen jedoch nicht mehr verän-
dert worden. Das Gesetz wurde am 
12.02.2022 verkündet. Es ist bis zum 
31.12.2028 befristet und sieht zum 31.12.2024 
eine erste Berichterstattung gegenüber dem 
Landtag vor. 
 
Mit Blick auf den ärztlichen Nachwuchs im 
ÖGD wurde jetzt mit dem GHVÖG eine Vor-
abquote bei der Zulassung für ein entspre-
chendes Studium eingeführt. Damit sollen der 
Hessische Städte und Gemeindebund, der 
Hessische Städtetag und der Hessische Land-
kreistag gemeinsam mit dem Landesverband 
Hessen des Bundesverbandes der Ärztinnen 
und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes nun jährlich einen besonderen Bedarf im 

Zusammenhang mit der Quote feststellen. Da-
zu ist das hessische Landesprüfungs- und Un-
tersuchungsamt im Gesundheitswesen die Stel-
le, die im Benehmen mit den vorstehend ge-
nannten Partnern den Bedarf ermittelt. 
 
 
Medizinische Versorgungszentren 
 
In den letzten Jahren wurde im Gesundheits-
ausschuss die Rolle der Kommunen bei der 
ärztlichen Versorgung mit Schwerpunkt „Me-
dizinische Versorgungszentren“ (MVZ) bereits 
mehrfach erörtert. In einer Sondersitzung am 
17.06.2020 wurde ausführlich über das Thema 
„Rechtliche und finanzielle Rahmenbedingun-
gen kommunal getragener MVZ“ informiert. 
Mit der Sondersitzung wurde das Ziel verfolgt, 
eine gleichmäßige Information der Aus-
schussmitglieder sicherzustellen. Dieses Ziel 
konnte mit der Sitzung erreicht werden. 
 
Im Frühjahr 2021 wurde die Geschäftsstelle 
aus den Landkreisen auf Schwierigkeiten bei 
der Gründung und Zulassung eines kommuna-
len MVZ informiert. Es wurde insbesondere 
kritisiert, dass das ärztliche Berufs- und Ver-
tragsrecht den Gestaltungs- und Handlungs-
spielraum eines MVZ unnötig einschränkt. So 
regelt § 17 Absatz 1a des Bundesmantelvertra-
ges-Ärzte, dass die Leistungen in der Hauptbe-
triebsstätte der aller Nebenbetriebsstätten zeit-
lich überwiegen muss. Dies begrenzt unnötig 
die Möglichkeit weitere Nebenbetriebsstätten 
zu gründen und gefährdet so dauerhaft das 
Ziel, die medizinische Versorgung gerade in 
kleinen Gemeinden sicherzustellen. 
 
Die KV Hessen wurde von der Geschäftsstelle 
mit Schreiben vom 11.05.2021 über die Prob-
lemlagen informiert. In ihrem Antwortschrei-
ben vom 07.06.2021 wurde auf die folgenden 
Eckpunkte verwiesen: 
 
 Die BeratungsCenter der KV Hessen stehen 
auch den Kommunen zur Verfügung. Mit 
diesen können Fragen zur Niederlassung, 
Förderung und Abrechnung geklärt werden. 
Die Erstellung von Wirtschaftlichkeitsanaly-
sen und Mobilitätskonzepten ist jedoch nicht 
möglich. 
 Die Feststellung einer drohenden Unterver-
sorgung erfolgt durch den Landesausschuss 
nach § 90 SGB V. 
 Nach § 17 Absatz 1a Bundesmantelvetrag-
Ärzte muss die Tätigkeit am Vertragsarztsitz 
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die der Tätigkeiten außerhalb zeitlich über-
wiegen. Hierzu kann die KV Hessen nur auf 
die Möglichkeit einer politischen Initiative 
zur Änderung der Regelung verweisen. 
 Zur Förderung wurde auf die bestehenden 
Programme der KV Hessen und des Landes 
Hessen verwiesen.  

 
Der Gesundheitsausschuss befasste sich am 
07.07.2021 ausführlich mit dem Thema. Hier 
wies das HMSI darauf hin, dass aus dem Ge-
meinsamen Landesgremium nach § 90a SGB 
V eine AG MVZ gebildet werden soll. Der 
Gesundheitsausschuss beschloss daraufhin, 
dass die Anregung für eine politische Initiati-
ve zur Änderung des § 17 Absatz 1a Bundes-
mantelvertrag-Ärzte in der neuen Arbeits-
gruppe MVZ des Gemeinsamen Landesgre-
miums nach § 90a SGB V weiterverfolgt wer-
den soll.  
 
Die konstituierende Sitzung dieser Arbeits-
gruppe fand am 09.09.2021 statt. Dort fiel der 
Entschluss, dass ein eigener Arbeitsausschuss 
zu dem Thema investorengesteuerter MVZ 
nicht erforderlich ist. Aufgrund der  
zentralen Frage der Sicherstellung der 
(zahn)medizinischen Versorgung soll das 
Thema aber in dem bereits bestehenden Ar-
beitsausschuss Bedarfsplanung in Zusammen-
arbeit von KV Hessen und Kassenzahnärztli-
cher Vereinigung Hessen mit integriert wer-
den, gegebenenfalls in Form einer Unterar-
beitsgruppe. Auch das Thema der kommuna-
len MVZ soll nicht im Rahmen eines Arbeits-
ausschusses weiter diskutiert werden. Der Ge-
sundheitsausschuss hat das vorstehende Er-
gebnis am 04.11.2021 zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
HLT-Arbeitsgruppe „Zukunft ÖGD“ 
 
Der Gesundheitsausschuss bildete am 
12.12.2012 die AG „Zukunft des ÖGD (Per-
sonalfragen)“, um sich im Wesentlichen mit 
dem Thema Personalgewinnung zu befassen. 
Die AG ist über die Geschäftsstelle organisiert 
und besteht aus Mitgliedern des Gesundheits-
ausschusses, Vertreterinnen und Vertreter der 
Arbeitsgemeinschaft der amtsleitenden Ärz-
tinnen und Ärzte der Gesundheitsämter, dem 
HMSI sowie dem Hessischen Städtetag.  
 
Die erste Sitzung fand am 27.02.2013 statt. 
Thematisiert wurden über die Jahre hinweg 

die Schwerpunkte Aus- und Weiterbildung 
ÖGD, Werbung (Imagekampagne für eine Tä-
tigkeit im ÖGD), Förderung des ÖGD sowie 
zum Beispiel auch das Thema Software für die 
Gesundheitsämter. Über die Ergebnisse wurde 
regelmäßig im Gesundheitsausschuss berichtet 
und entschieden. Auch fanden einige dieser 
Ergebnisse im Anschluss Einzug in die Lan-
desebene. Die vorerst letzte Sitzung der AG 
fand am 28.09.2018 statt. 
 
Auch aufgrund der Themen Hessisches Lan-
desamt für Gesundheit und Pflege sowie dem 
Pakt für den ÖGD hat sich der Gesundheits-
ausschuss am 06.07.2022 dafür ausgesprochen, 
die AG wieder regelmäßig tagen zu lassen. Die 
Geschäftsstelle hat daraufhin mit den Planun-
gen für die Wiederaufnahme der Sitzungen ab 
Hebst 2022 begonnen. Zu Beginn sollen zu-
nächst die weiteren Schwerpunkte und mögli-
che Abgrenzungen der AG festgelegt werden. 
 
 
Krankenhausfinanzierung 
 
Im Allgemeinen lässt sich festhalten, dass die 
finanzielle Lage der Krankenhäuser in 
Deutschland während der Corona-Pandemie 
als kritisch einzustufen ist: Nach Angaben der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) 
rechnen für das Jahr 2021 60% der Kranken-
häuser in Deutschland mit wirtschaftlichen 
Verlusten. Gegenüber dem Jahr 2020 bedeutet 
dies eine Verdopplung des Anteils an Kliniken, 
die rote Zahlen schreiben. 
 
Die Finanzierung der Krankenhäuser während 
der Corona-Pandemie ist daher seit deren Be-
ginn ein Diskussionsthema auf Bundes-, Lan-
des- und kommunaler Ebene. Bereits im Jahr 
2020 wurden auf Bundesebene verschiedene 
Maßnahmen getroffen, um die Mindereinnah-
men der Krankenhäuser auszugleichen und ih-
ren Einsatz für die Pandemiebekämpfung zu 
unterstützen. So erhalten zugelassene Kran-
kenhäuser gegenwärtig unter bestimmten Vo-
raussetzungen nach § 21 Abs. 1b KHG Aus-
gleichszahlungen aus der Liquiditätsreserve 
des Gesundheitsfonds. Diese Ausgleichszah-
lungen sollen die Einnahmenausfälle kompen-
sieren, die dadurch entstehen, dass Betten auf 
Grund der SARS-CoV-2-Pandemie nicht so 
wie geplant war belegt werden können. 
 
Im Hinblick auf die kritische Finanzsituation 
sieht der aktuelle Koalitionsvertrag auf Bun-
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desebene vor, mit einem Bund-Länder-Pakt 
die nötigen Reformen für eine moderne und 
bedarfsgerechte Krankenhausversorgung auf 
den Weg zu bringen. Eine Regierungskom-
mission soll Empfehlungen vorlegen, die das 
bisherige System um ein nach Versorgungs-
stufen (Primär-, Grund-, Regel-, Maximalver-
sorgung, Uniklinika) differenziertes System 
erlösunabhängiger Vorhaltepauschalen er-
gänzt. Kurzfristig soll außerdem für eine be-
darfsgerechte auskömmliche Finanzierung der 
Pädiatrie, Notfallversorgung und Geburtshilfe 
gesorgt werden. Eine vorgesehene bedarfsge-
rechte Investitionsförderung durch den Bund 
ist in diesem Zusammenhang jedoch keine 
Aussage getroffen worden. 
 
In Hessen stellt sich die Situation im Ergebnis 
so dar, dass alle Kommunen über Umlagen 
einen erheblichen Teil der Krankenhausinves-
titionen mitfinanzieren. Darüber steuern jene 
Kommunen, die selbst Krankenhausträger 
sind, im Wege des Defizitausgleichs erhebli-
che Mittel bei, um den Betrieb der kommuna-
len Krankenhäuser sicherzustellen. Die 
Kommunen finanzieren also ein Defizit, wel-
ches daraus resultiert, dass einerseits das Land 
seiner Investitionsverpflichtung nur unzu-
reichend nachkommt (der Anteil originärer 
Landesmittel an der Krankenhausfinanzierung 
beträgt rund 5%) und andererseits keine voll-
umfängliche Refinanzierung der dringend er-
forderlichen Leistungen durch das ausschließ-
lich auf Leistungsmengen ausgerichtete bun-
deseinheitlich Vergütungssystem gewährleis-
tet wird. 
 
Das Präsidium kam am 10.02.2022 in Über-
einstimmung mit der Hessischen Kranken-
hausgesellschaft zum Ergebnis, aus originären 
Landesmitteln deutlich höhere Investitions-
zuweisungen für die kommunalen Kranken-
häuser zu fordern. Es wurde einstimmig be-
schlossen, sich hinsichtlich der Verbesserung 
der Finanzausstattung kommunaler Kranken-
häuser auf den durch das Land zu verantwor-
tenden Bereich der Investitionsförderung zu 
konzentrieren sowie auch die öffentlich die 
Forderung der Hessischen Krankenhausge-
sellschaft nach Erhöhung der Investitionszu-
weisungen des Landes aus originären Lan-
desmitteln um voraussichtlich 150 bis 160 
Mio. Euro jährlich zu unterstützen. Im Nach-
gang wurde diese Position mit einer entspre-
chenden HLT-Pressemitteilung unterstrichen. 
Der Gesundheitsausschuss hat sich am 

23.02.2022  zur Finanzierung der kommunalen 
Krankenhäuser ausgetauscht und den aktuellen 
Entwicklungen zur Kenntnis genommen. 
Ebenfalls war das Thema Gegenstand der Be-
ratungen in den Bezirksversammlungen An-
fang März 2022.  
 
Das Präsidium beschloss am 30.06.2022 das 
„Positionspapier Finanzen der Kommunalen 
Spitzenverbände in Hessen“. Darin wird für 
die hessischen Krankenhäuser unter anderem 
eine Erhöhung der Investitionszuweisungen 
des Landes aus originären Landesmitteln um 
mindestens 150 Mio. Euro für 2023 und für 
2024 um mindestens 160 Mio. Euro gefordert. 
Das Positionspapier wurde am 05.07.2022 im 
„Chefgespräch“ zum Doppelthaushalt 2023/24 
des Landes gegenüber dem Finanzminister 
kommuniziert.  
 
Verschärft wird die aktuelle finanzielle Situa-
tion in den Krankenhäusern durch den am 
24.02.2022 begonnenen Angriffskrieges Russ-
lands gegen die Ukraine. Über das Jahr 2022 
hinweg zeigt sich eine darin begründete Steige-
rung der Gas- und Energiepreise im Krisen-
ausmaß. Für die laufenden Betriebskosten der 
Krankenhäuser hat dies eine deutliche Erhö-
hung der entsprechenden Abschläge durch die 
Energieversorger zur Folge. Schätzungen ge-
hen mindestens von einer Verdreifachung der 
bisherigen Kosten aus. Hier bleiben die aktuel-
len politischen Entwicklungen im Zusammen-
hang mit den Marktpreisen abzuwarten. 
 
 
Aktuelle Entwicklungen im Bereich des Ret-
tungsdienstes 
 
Evaluierung des Rettungsdienstplans des Lan-
des Hessen 
 
Bereits im Spätsommer 2021 wurden seitens 
der Verbände Stellungnahmen im Rahmen der 
Evaluierung des Rettungsdienstplans des Lan-
des Hessen abgegeben. Neben verschiedenen 
Hinweisen aus der Praxis des Rettungsdienstes 
in den Landkreisen wurde angeregt, das ge-
samte Regelwerk des Landes unter Einbezie-
hung des Rettungsdienstplanes strategisch neu 
auszurichten. Diese grundlegende Forderung 
führte zu einer entsprechenden Beschlussfas-
sung sowohl in der AG Strukturfragen des 
Landes als auch im Landesbeirat für den Ret-
tungsdienst, verbunden mit einem klaren Vo-
tum für eine Verlängerung des derzeit gültigen 
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Rettungsdienstplanes vom 01.01.2017 um 
zwei weitere Jahre, um dem Wunsch nach ei-
ner grundlegenden Überarbeitung nachkom-
men zu können. Das Hessische Ministerium 
für Soziales und Integration hat dem entspro-
chen und den bisherigen Plan mit Wirkung 
vom 01.01.2022 für zwei Jahre erneut in Kraft 
gesetzt.  
 
 
Sektorenübergreifende ambulante Notfallver-
sorgung - SaN 
 
Nachdem die im vergangenen Berichtszeit-
raum beschriebenen weiteren Fragen geklärt 
werden konnten, wurde am 01.04.2022 der of-
fizielle Startschuss mit Überreichung der För-
derbescheide als Musterprojekt gegeben. Mit 
diesem einzigartigen Modellvorhaben der 
Sektorenübergreifenden ambulanten Notfall-
versorgung (SaN) wird in den drei Pilotland-
kreisen Main-Kinzig, Main-Taunus und Gie-
ßen durch die enge Verzahnung zwischen am-
bulantem und stationärem Sektor sowie den 
zentralen Rettungsdienstleitstellen sicherge-
stellt, dass jede Patientin und jeder Patient die 
effiziente Versorgung erhalten, die jeweils 
notwendig ist. Hierzu werden die Leitstellen 
des Rettungsdiensts und der KV Hessen tech-
nisch verknüpft, damit die Patientinnen und 
Patienten reibungslos von einem System 
durch entsprechende IT-Programme und deren 
Vernetzung in das andere übergeben werden 
können. Personen mit stationärem Behand-
lungsbedarf werden den zentralen Notauf-
nahmen effizienter zugewiesen, solche mit 
ambulantem Versorgungsbedarf werden vom 
Rettungsdienst in eine Partnerpraxis gefahren 
und dort behandelt. Diese passgenaue Steue-
rung bereits in den Rettungsfahrzeugen, ver-
bunden mit einer schnellen Übermittlung der 
maßgeblichen Daten soll den Betroffenen den 
direkten Weg in eine bestmögliche Behand-
lung ermöglichen.  
 
 
IVENA 
 
Der Gesundheitsausschuss wurde bei seiner 
Sitzung im Februar 2022 über den aktuellen 
Stand des SaN-Projekts informiert. In der 
Folgezeit ist das Hessische Ministerium für 
Soziales und Integration an den HLT mit In-
formationen und der Bitte um Unterzeichnung 
von Änderungsverträgen zu den zwischen 

dem HLT und der ekom21 zum Betrieb von 
IVENA geschlossenen Verträgen herangetre-
ten. So wurde vom Ministerium als wesentli-
ches Element die Klärung der rechtlichen 
Grundlagen angesehen. Dazu war der Ab-
schluss einer Vielfalt von Verträgen notwen-
dig, wobei an erster Stelle die Genehmigung 
als Pilotprojekte nach dem Hessischen Ret-
tungsdienstplan stand. Durch diese Genehmi-
gung wurde eine Rechtsgrundlage für die Ab-
rechnung der Kosten der Zentralen Leitstellen 
geschaffen. Außerdem wurde die Ergänzung 
des zwischen den Spitzenverbänden und der 
ekom21 geschlossenen Rahmenvertrages zur 
Errichtung und zum Betrieb von IVENA erfor-
derlich. Dieser sollte durch einen Nachtrag 
zum bestehenden Vertragswerk (DMEVB-IT 
Dienstvertrag) zwischen HLT und ekom21 er-
folgen. Dem konnte der Gesundheitsausschuss 
in einem Umlaufverfahren zustimmen, sodass 
die Geschäftsführung die geänderten Verträge 
unterzeichnen konnte.  
 
 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Ret-
tungssanitäterinnen und Rettungssanitäter 
 
Bereits im letzten Geschäftsbericht wurde über 
das coronabedingt zeitlich sehr langwierige 
Anhörungsverfahren zur Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für Rettungssanitäterin-
nen und Rettungssanitätern (APORettSan) be-
richtet und die wesentlichen Punkte der Ver-
bandsstellungnahme dargelegt. Eine zuneh-
mende Qualifizierung der Rettungssanitäterin-
nen und –sanitäter wurde als notwendig ange-
sehen und die Erweiterung der theoretischen 
Qualifikation deshalb begrüßt. Kritisch bewer-
tet wurde die vorgesehene Verkürzung der 
Praktikazeiten, da diese für die praktischen Fä-
higkeiten und Fertigkeiten als dringend erfor-
derlich angesehen werden.  
 
Im weiteren Verfahren wurden die Anregun-
gen zur Ausweitung der Stundenzahl bedauer-
licherweise nicht berücksichtigt. Begrüßt wer-
den konnte jedoch die aufgenommene Option, 
einen Teil der theoretisch-praktischen Ausbil-
dung (bis zu 60 Stunden) in digitalen Formaten 
durchführen zu können. Die neue APORettSan 
wurde Ende 2021 im Gesetz- und Verord-
nungsblatt verkündet und ist zum 01.01.2022 
in Kraft getreten. Die Auswirkungen auf die 
Qualität der Rettungssanitäterinnen und Ret-
tungssanitäter wird zukünftig weiter zu be-
obachten sein.  
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Telenotarzt-System Hessen 
 
Nach Vorberatungen im Arbeitsausschuss 
Sektorenübergreifende Notfallversorgung hat 
das Land im Juni 2022 die Anhörung zum 
Vorgehen im Bereich Telenotarzt-System 
Hessen auf Arbeitsebene begonnen. Nach 
Empfehlungen des Landesbeirats für den Ret-
tungsdienst wurde zuvor eine AG Telenot-
fallmedizin gegründet, in der auch Vertretun-
gen der Landkreise mitarbeiten. In dieser AG 
herrschte Einvernehmen darüber, dass es zur 
Einführung eines Telenotarzt-Systems eines 
entsprechenden TNA-Anwendungsvorschla-
ges sowie einer landeseinheitlichen TNA-
Qualifikation bedürfe. Deshalb hat das Land 
sogenannte Leitplanken für die zukünftige 
Diskussion vorgeschlagen. Hierzu sowie zur 
Frage der Ausschreibungsoptionen des TNA-
Systems hat die Geschäftsstelle die AG Ret-
tungsdienst befragt und in einer ersten fachli-
chen Stellungnahme Anregungen und Beden-
ken vortragen können. Hierbei konnte die Ab-
sicht der Einführung eines landesweit einheit-
lichen Telenotarzt-Systems nebst einem lan-
deseinheitlichen Katalog grundsätzlich be-
grüßt werden. Es wurde jedoch hervorgeho-
ben, dass die in den Rettungsdienstbereichen 
geltenden Vorgaben und Algorithmen ebenso 
im weiteren Verfahren zu berücksichtigen 
sind wie die vor Ort genutzten Schnittstellen. 
Vor allem die Kompatibilität mit den bereits 
in den Leitstellen genutzten Anwendungen 
wird als zwingende Voraussetzungen für ei-
nen Erfolg des neuen Projektes angesehen. 
Weitere Hinweise betrafen Fragen der Imple-
mentierung und des Betriebs im jeweiligen 
Rettungsdienstbereich und unterstrichen ins-
besondere das Erfordernis, hierbei die not-
wendige Neutralität der Kliniken zu beachten.  
 
Wichtig war es hervorzuheben, dass die Etab-
lierung des Telenotarzt-Systems in Hessen 
keinesfalls zu einer Reduzierung oder gar ei-
nem Abbau der Notarztversorgung vor Ort 
führen darf. Insbesondere in ländlichen Räu-
men vermag die telemedizinische Unterstüt-
zung, vor allem wegen weiter Wege und ge-
ringerer Redundanzen, eine sinnvolle Ergän-
zung sein. Eine Reduzierung oder auch nur 
zeitliche Einschränkung von Notarztstandor-
ten wären jedoch undenkbar, um Leben und 
Gesundheit von Schwerstverletzten oder in-
stabilen, akut erkrankten Patientinnen und Pa-
tienten nicht zu gefährden. Hierauf wird im 

weiteren Verfahren und in der Umsetzung zu 
achten sein.  
 
 
5. Wirtschaft, Planung, Bauen, 
Umwelt und Verkehr 
 
 
Die Wirtschaft in Hessen stand auch im aktuel-
len Berichtszeitraum noch unter dem Eindruck 
der Corona-Pandemie. Zwar entfielen zum An-
fang des Jahres 2022 weitgehend die Pande-
mie-Schutzvorkehrungen, wodurch Dienstleis-
tungen und der private Konsum einen wirt-
schaftlichen Schub erfuhren. Allerdings ver-
zeichnete gerade das für den ländlichen Raum 
so wichtige Hotel- und Gaststättengewerbe, 
sowie Unternehmen der Tourismusbranche 
nach dem wiederholt verhängten „Lockdown“ 
bzw. der Notwendigkeit von Kurzarbeit eine 
Abwanderung des Personals in andere Berei-
che. Nach dem Wiederanlaufen des Betriebs 
zeigt sich nun vielfach neben nach wie vor ge-
gebenen Coronaerkrankungen der Belegschaf-
ten ein zusätzlicher Personal- bzw. Fachkräf-
temangel, der wiederum die Gewährleistung 
von Angeboten und Öffnungszeiten wie vor 
der Pandemie behindert.  

Zudem befeuern die im Gefolge des Ukraine-
kriegs seit Februar 2022 stark gestiegenen 
Energiepreise („Gasmangellage“) die inflati-
onsbedingt hohen Teuerungsraten. Hierdurch 
ergibt sich eine Reduktion der Kaufkraft der 
privaten Haushalte. Dies in Kombination mit 
u.a. coronabedingt verstärkten Lieferengpässen 
bremst die Produktion. Exporte werden durch 
eine schwächere Nachfrage behindert. Insofern 
wirken auf die Wirtschaft unterschiedliche, ne-
gative Kräfte. Insgesamt trifft die Lage den im 
Vergleich zu den Wirtschaftszentren ohnehin 
schwächeren ländlichen Raum in besonderem 
Maße. Strukturen, Betriebe und Arbeitsplätze, 
die im ländlichen Bereich erst einmal verloren 
sind, lassen sich, wenn überhaupt, dann nur mit 
großem Aufwand wiederherstellen. Daher gilt 
es, ländliche Regionen nicht zuletzt auch zur 
Verwirklichung des Verfassungsziels der Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse zu 
stärken und als zukunftsfähige, vitale Wirt-
schafts- und attraktive Lebensräume zu gestal-
ten. Besondere Herausforderungen stellen da-
bei die demografische Entwicklung, gesell-
schaftliche Veränderungen, der technologische 
Fortschritt, der wirtschaftliche und agrarstruk-
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turelle Strukturwandel, der Klimawandel und 
die Energiewende dar.  

Allerdings verfügen ländliche Räume in ihrer 
Vielfalt über zahlreiche Qualitäten und Poten-
ziale, um in den Herausforderungen auch 
Chancen für eine zukünftige Entwicklung zu 
erkennen und zu bewältigen. Sie haben die 
Chance, eine regional verankerte, nachhaltige 
Wirtschaftsweise zu entwickeln, die regionale 
Stoffkreisläufe und Wertschöpfungsketten 
stärkt. Ein erfolgreicher Transformationspro-
zess zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise 
kann den ländlichen Räumen auch ökonomi-
sche Entwicklungsvorteile einbringen und die 
Anfälligkeit gegenüber zukünftigen Krisen 
reduzieren. Eine Grundvoraussetzung hierfür 
ist die Gewährleistung einer flächendecken-
den Breitbandversorgung. Bestehende Ver-
sorgungsdefizite müssen rasch abgebaut wer-
den, um die Standortqualitäten ländlicher 
Räume zu verbessern.  
 
Bei allen negativen Entwicklungen, die durch 
die Corona-Pandemie ausgelöst wurden, wa-
ren allerdings auch positive Aspekte zu ver-
zeichnen, die für ländliche Räume zukunfts-
weisend sein könnten: Bedingt durch die Pan-
demie sind in vielen Branchen digitale oder 
hybride Arbeitsformen in einem Umfang ent-
standen, die bisher so nicht denkbar erschie-
nen. Das „Homeoffice“ bzw. mobile Arbeiten 
ermöglicht es, unabhängig von der körperli-
chen Präsenz im Unternehmenssitz am Ar-
beitsleben teilzunehmen. Dies ist gerade auch 
für die ländlichen Regionen eine Entwick-
lungschance – entsprechende Datenanbindung 
vorausgesetzt. Damit werden angesichts der 
Wohnungsnot und der gestiegenen Preise für 
Wohnraum in den Zentren auch ländliche 
Räume für Berufsgruppen, die nicht auf Ar-
beiten in Präsenz angewiesen sind, zuneh-
mend attraktiv. Mittel- und langfristig könnte 
sich ein Wandel ergeben, der für den ländli-
chen Raum – dieser umfasst ca. 80% der Lan-
desfläche und mehr als die Hälfte der Bürge-
rinnen und Bürger Hessens leben hier – auch 
zu einer positiven Entwicklung führen kann. 
 
Dies bestätigt die Notwendigkeit der Aufgabe, 
die Entwicklung im ländlichen Raum durch 
entsprechende Infrastrukturen, z.B. schnelle 
Datenanbindungen zu festigen. So können 
insbesondere auch digitale Arbeitsformen in 
vielen Bereichen zu einer Verbesserung der 
bisherigen Problemstellungen führen und Per-

spektiven schaffen. Anwendungsbereiche lie-
gen z.B. im Verkehrsbereich oder im Gesund-
heitsbereich, d.h. dort, wo bisher oft ein Nach-
teil der ländlichen Räume gesehen wurde. In 
Abwägung mit den vielfältigen Vorteilen des 
ländlichen Raums könnten digitale Anwen-
dungen perspektivisch sogar eine Umkehr der 
„Landflucht“ zur Folge haben. Es ist deshalb 
ein gezieltes politisches Handeln erforderlich, 
um die Weichen in den ländlichen Räumen für 
die Zukunft zu stellen. 
 
Umso mehr ist es Zielsetzung des Hessischen 
Landkreistages, den ländlichen Raum als Wirt-
schafts- und Lebensraum zu stärken, auf des-
sen Erhaltung und Weiterentwicklung hinzu-
wirken, dies durch Informationsleistung und 
gemeinsames, konzertiertes Handeln zu för-
dern. Im Fokus steht dabei stets, die gegebe-
nen, großen Potentiale an wirtschaftlichen, na-
türlichen und sozialen Ressourcen zu erhalten 
und fortzuentwickeln. 
 
Themenstellungen sind nach wie vor der de-
mografische Wandel, sich verändernde Ar-
beits-, Familien- und Versorgungsstrukturen 
und Fragen der Sicherstellung der Mobilität. 
Insbesondere auch die Formulierung von Ant-
worten auf die Auswirkungen des Klimawan-
dels sind Herausforderungen an die Arbeit des 
Verbandes. Insgesamt stehen mithin alle Maß-
nahmen im Fokus, die auf eine Steigerung der 
Attraktivität des ländlichen Raums zielen. Sie 
müssen zudem verstärkt den übergeordneten 
Zielen der Nachhaltigkeit und des Klimaschut-
zes entsprechen, um langfristig Verbesserun-
gen erzielen zu können. 
 
Daneben besteht die gemeinsame allgemeine 
Aufgabe, im Zusammenwirken zwischen 
Bund, dem Land und den Kommunen in peri-
pheren Räumen auch in Zukunft für gleichwer-
tige Lebensbedingungen zu sorgen, d.h. für al-
le Bürgerinnen und Bürger wesentliche Infra-
strukturen und Möglichkeiten der Grundver-
sorgung mit akzeptablem Aufwand verfügbar 
oder erreichbar zu machen. Der Hessische 
Landkreistag hat sich deshalb im Arbeitsbe-
reich Wirtschaft, Planung, Bauen und Umwelt 
im vergangenen Berichtszeitraum explizit mit 
einer Vielzahl von Themen auseinandergesetzt, 
die für die wirtschaftliche Entwicklung und 
langfristige Stabilisierung strukturschwacher 
Räume mitentscheidend sind. Hierzu zählt eine 
Vielzahl von Einzelmaßnahmen, die in ihrer 
Gesamtheit zu dem gewünschten Ziel führen 
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könnten. Diese reichen von bewährten Wett-
bewerben, wie beispielsweise „Unser Dorf hat 
Zukunft“, die seitens des HLT unterstützt 
werden, bis zu neuen Initiativen und Ansät-
zen, die in Zusammenarbeit mit der Wissen-
schaft entwickelt werden.  
 
 
ELER/EPLR-Entwicklungsplan für den 
ländlichen Raum /LEADER 
 
Die EU leistet der Entwicklung des ländlichen 
Raumes mit verschiedenen Programmen Hil-
festellung. So setzte der EPLR 2014-2020 die 
Förderung der Europäischen Union mit einem 
Bündel unterschiedlicher Maßnahmen in Hes-
sen um, die mit dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des Ländli-
chen Raums (ELER) gewährt wird. Beide 
Programme betrafen und betreffen die Land-
kreise unmittelbar. Dementsprechend enga-
gierte sich der HLT auch im Berichtszeitraum 
2021/2022 als aktives Mitglied im ELER-
Begleitausschuss. In diesem Gremium wird 
regelmäßig eine hessenspezifische Überprü-
fung und Anpassung der Programme an die 
aktuellen Anforderungen und Entwicklungen 
vorgenommen. Die Zusammenarbeit mit der 
ELER-Verwaltungsbehörde war dabei stets 
eng und sehr erfreulich. Traditionell berichtet 
die Leitung in diesem Zusammenhang einmal 
jährlich auch im HLT-Wirtschafts- und Um-
weltausschuss über die Entwicklung der Maß-
nahmen.  
 
Die Förderperiode 2014-2020 wurde EU-
seitig um zwei Jahre bis zum Ende des Jahres 
2022 verlängert und mit zusätzlichen Mitteln 
ausgestattet. Die Abfinanzierung der zur Ver-
fügung stehenden 900,9 Millionen EURO hat 
eine Laufzeit bis zum Jahr 2025. Der Schwer-
punkt liegt u.a. mit 32 % auf dem Öko-
Landbau. Von den öffentlichen Gesamtmitteln 
waren bis zum 31.12.2021 bereits ca. 730 Mil-
lionen EURO gebilligt bzw. teilweise auch 
schon ausgezahlt. Insgesamt wurden 81 % der 
Gesamtmittel weitergeleitet. Von den EU-
Mitteln in Höhe von ca. 456 Millionen EURO 
waren zum gleichen Zeitpunkt 89 % (ca. 406 
Millionen EURO) bewilligt. Ausgezahlt wa-
ren bis zum 31.12.2021 ca. 306 Millionen 
EURO entsprechend einer Verausgabungs-
quote von 67 %. Die bisher ausgesprochenen 
Bewilligungen, als auch die Abfinanzierung 
bewegen sich somit im erwarteten Bereich. 

Bei dem Auszahlungsstand liegt Hessen im 
Bundesvergleich weit vorne. 

 
Parallel dazu wird die nächste Förderperiode 
2023-2027 intensiv vorbereitet. Die Mittelver-
teilung wird allerdings künftig anders ausge-
staltet sein, als in den bisherigen Förder 
perioden. Anstelle der Länderpläne wird es 
nun erforderlich einen gemeinsamen, nationa-
len GAP-Strategieplan (Gemeinsame Agrar-
Politik) zu erstellen, der alle nationalen ELER-
Fördermaßnahmen umfasst. Diese müssen an-
schließend auf Länderebene heruntergebrochen 
werden. In diesem Zusammenhang erfolgt eine 
konkrete Planung der Interventionen/ Maß-
nahmen die auch in Hessen vorgesehen werden 
sollen.  
 
Hessen sandte seinen entsprechenden Entwurf 
im Februar 2022 an die EU-Kommission und 
erhielt diesen mit nahezu 300 Anmerkungen 
zurück. Ziel des HMUKLV ist eine Genehmi-
gung des Strategieplanes bis Ende Oktober 
2022 und ein Start der Förderung zum 
01.01.2023.  
 
Die hessische Schwerpunktsetzung wird sich 
nach dem Entwurf neben dem Ökolandbau und 
Ausgleichszulagen für benachteiligte Gebiete, 
unter anderem auf die Dorferneuerung, Investi-
tionen in die Integrierte ländliche Entwicklung 
(kleine Infrastrukturen, ländlicher Wegebau) 
sowie auch auf die Zusammenarbeit, Netzwer-
ke und Kooperationen beziehen. 
 
Nach der bundesseitig ins Auge gefassten Ver-
teilung der ELER-Mittel auf die Länder unter 
Einbeziehung der Umschichtungsmittel der 1. 
Säule (Mittel des Europäischen Garantiefonds 
für die Landwirtschaft -EGFL), werden dem 
Land Hessen in der Förderperiode 2023-2027 
voraussichtlich EU-Mittel in Höhe von rund 
356 Millionen Euro, insgesamt aber rund 511 
Millionen Euro öffentliche Mittel (EU-Mittel 
plus Kofinanzierungsmittel) zur Verfügung 
stehen.  
 
Neben der EU-Förderung werden eine Reihe 
von Fördermaßnahmen aus Landesmitteln vor-
gesehen. Dazu gehören zum Beispiel alle Ag-
rar-Umweltmaßnahmen im Rahmen des 
HALM (Hessisches Programm für Agrarum-
welt- und Landschaftspflege-Maßnahmen). 
Vorteil dieses Verfahrens ist eine erhebliche 
Verfahrensbeschleunigung, da insbesondere 
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die Rechenschaftspflichten im Rahmen der 
EU-Zahlstelle entfallen. 
 
Nach Planfestlegung soll wie in den vergan-
genen Jahren eine Einbeziehung der WiSo-
Partner, so z.B. des HLT erfolgen. Der HLT 
wird sich an dem hierfür vorgesehenen, neuen 
Abstimmungsgremium beteiligen.  
 
 
LEADER-Förderung 
 
LEADER ist eine Abkürzung der französi-
schen Begriffe: Liaison entre les actions de 
développement de l'économie rurale; zu 
Deutsch: Verbindung zwischen Aktionen zur 
Entwicklung der ländlichen Wirtschaft. Das 
Förderprogramm LEADER ist eine Erfolgsge-
schichte für die Entwicklung ländlicher Regi-
onen in Hessen. Im Mittelpunkt stehen die 
Lokalen Aktionsgruppen (LAGs). Sie sind 
Partnerschaften zwischen kommunalen, wirt-
schaftlichen und sozial engagierten Akteuren 
in der Region. Hessenweit sind zwischenzeit-
lich (außer den Ballungsregionen) fast alle 
Landesteile als LEADER-Regionen aufge-
nommen. Allerdings musste die Gebietskulis-
se für die neue Förderperiode angepasst wer-
den. Im Abgleich mit dem Landesentwick-
lungsplan wurden deshalb einige hochverdich-
tete Regionen aus der Gebietskulisse heraus-
genommen. Eine Ausnahme bilden lediglich 
solche Kommunen, die in einem engeren na-
turräumlichen Verbindungszusammenhang 
stehen. Die Mittelverteilung wurde zudem un-
ter Zuhilfenahme neuer Beurteilungsinstru-
mente (z.B. Fläche und Bevölkerungszahl) 
von dem früheren „Gießkannensystem“ auf 
ein zielgerichteteres neues System umgestellt. 
In diesem Zusammenhang wurde unter ande-
rem eine Förderung für „Regionaltypisches 
Bauen“ neu aufgenommen. Zudem erfolgte 
eine stärkere Berücksichtigung des ländlichen 
Tourismus. Die touristischen Arbeitsgemein-
schaften „TAGs“ können damit aktiver tätig 
werden.  

 
Zur Umsetzung der LEADER-Förderung wird 
es künftig eine eigene Förderrichtlinie geben. 
Es wird erwartet, dass dies das Verfahren 
deutlich beschleunigen und für die Antragstel-
ler und die Verwaltungen erleichtern wird. 
Dies entspricht einer lang geäußerten Forde-
rung der Landkreise. Insgesamt ist positiv zu 
vermerken, dass das Land in diesem Bereich 
bemüht ist, die Hinweise der kommunalen 

Ebene zu berücksichtigen und die Verfahren 
innerhalb des gesetzlichen Rahmens (LHO und 
EU-Vorgaben) zu vereinfachen. So soll u.a. 
auf die sog. IKEK-Phase (Integriertes kommu-
nales Entwicklungskonzept) künftig verzichtet 
werden. 

 
Zur LEADER-Arbeitsbilanz ist festzuhalten, 
dass in der letzten Förderperiode 2014-2021 
über 17.000 Anträge bearbeitet wurden. 90 
Mio. EURO Fördermittel wurden bewilligt. 
Diese führten zu 240 Mio. Euro Gesamtinves-
titionen in den LEADER-Regionen. Es wird 
erwartet, dass diese Beträge in Zukunft per-
spektivisch noch etwas ansteigen könnten. Den 
Regionen werden (gestaffelt nach Größe) vo-
raussichtlich Budgets im Bereich von 2,2 bis 
zu rund 8 Millionen Euro zugeteilt werden. 
Insgesamt wird der Fördertopf in der nächsten 
Förderperiode 105 Mio. Euro umfassen. 
 
 
Tourismus / Tourismuspolitischer Hand-
lungsrahmen (TPH) 
 
Wie eingangs bereits erwähnt, trägt der Tou-
rismus in nicht unerheblichem Maße zu dem 
insbesondere in strukturschwachen Gebieten 
dringend benötigten Arbeits- und Ausbil-
dungsplatzangebot bei. Er sichert ca. 200.000 
Arbeitsplätze und steht für einen jährlichen 
Bruttoumsatz von ca. 12,6 Mrd. Euro und ist 
damit Faktor für Wertschöpfung und Beschäf-
tigung, sowie für Lebens- und damit Standort-
qualität, da er Querschnittsbranche mit Ver-
zweigungen in viele weitere Wirtschafts- und 
Unternehmensbereiche ist. Hessen insgesamt 
touristisch wettbewerbsfähig zu halten und 
möglichst noch attraktiver zu machen, ist da-
mit eine wirtschafts- und strukturpolitische 
Zukunftsaufgabe. Die Rahmenbedingungen im 
Tourismus haben sich in den letzten Jahren je-
doch u.a. durch den demographischen Wandel, 
die Digitalisierung sowie Veränderungen im 
Nachfrageverhalten stark verändert. Zu lösen 
sind eine Reihe bekannter Probleme, wie z.B. 
eine vielfach gegebene Überalterung der klei-
neren Betriebe, Sanierungsstaus, Nachfolge-
probleme. 
 
Die HLT-Geschäftsstelle war vor diesem Hin-
tergrund erneut in mehreren Gremien, u.a. auf 
Ebene des Hessischen Ministeriums für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Wohnen aktiv. 
Große Erwartungen werden in der Fachöffent-
lichkeit mit einer Umsetzung des neugefassten 
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Strategischen Marketingplans Hessen ver-
knüpft. Hiermit sind folgende vier Ziele ver-
bunden: 1. Kompakte Strategie zur Weiter-
entwicklung des Tourismus in Hessen. 2. 
Weiterentwicklung der Landesmarketing-
Organisation zum digitalen Kompetenzzent-
rum. 3. Schaffung einer optimalen digitalen 
Präsenz des Hessen Tourismus. 4. Entwick-
lung Hessens zu einer touristischen digitalen 
Marke. 
 
Dies geschieht vor dem Hintergrund des 
„Tourismuspolitischen Handlungsrahmens - 
TPH“, der zur langfristigen Sicherung des 
Tourismus entwickelt wurde. Auch hier ist der 
Hessische Landkreistag in die entsprechende 
Lenkungsgruppe auf Landesebene eingebun-
den, die „zur Optimierung der Strukturen und 
der Zielerreichung“ zweimal im Jahr den ak-
tuellen Umsetzungsstand erörtert.  
 
Die in Abstimmung mit der Lenkungsgruppe 
erfolgte Einsetzung des TPH-Umsetzungs-
managements für den Zeitraum 2021-2023 
umfasst Schwerpunkte wie eine Weiterent-
wicklung der Aufgaben und Strukturen im 
Destinationsmanagement, die Unterstützung 
bei der Implementierung einer Markenfamilie 
für den Tourismus in Hessen, die Unterstüt-
zung bei der Umsetzung von fachlichen Hand-
lungsansätzen und die Evaluierung des TPH. 
 
 
Aktionsplan für ländliche Räume 
 
Das Land Hessen will ländliche Regionen 
verstärkt mit Maßnahmen im Rahmen des 
„Aktionsplans für ländliche Räume“ unter-
stützen. Der Aktionsplan „Starkes Land – gu-
tes Leben“ des Hessischen Ministeriums für 
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz beschreibt dabei konkret, 
was erforderlich ist, um ländliche Räume zu 
stärken und weiterzuentwickeln. Er nimmt mit 
neun Handlungsfeldern alle wichtigen Berei-
che in den Blick: Von der guten Anbindung 
an den öffentlichen Personennahverkehr über 
schnelle Internetverbindungen, flächende-
ckende medizinische Versorgung, Geschäfte 
des täglichen Bedarfs usw., bis hin zu „leben-
digen“ Ortskernen. Insgesamt werden in neun 
Handlungsfeldern rund 1,2 Milliarden Euro 
Landesmittel in die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse investiert. Der HLT be-
grüßt die Maßnahmen des „Kompetenznetz-
werks“ als weiteren Baustein zur Attraktivi-

tätssteigerung ländlicher Räume, die nicht 
„Anhängsel und Versorgungsraum“ der Zen-
tren, sondern Basis und Fundament des Landes 
sind. 
 
 
Vergaberecht  
 
Am 01.09.2021 ist das Gesetz zur Novellie-
rung des Hessischen Vergabe- und Tariftreue-
gesetzes (HVTG) und zur Änderung der Hessi-
schen Landeshaushaltsordnung (GVBl. S. 338) 
in Kraft getreten. Das novellierte HVTG löste 
das bisherige HVTG aus dem Jahr 2014 ab. 
Flankierend zum neuen HVTG wurde der Ge-
meinsame Runderlass zum öffentlichen Auf-
tragswesen (Vergabeerlass) überarbeitet. Es 
handelt sich dabei um eine Verwaltungsvor-
schrift, die für alle Vergabeverfahren des Lan-
des nach § 55 LHO gilt. Ziele der Reform sind 
im Koalitionsvertrag der Regierungsfraktionen 
enthalten (u.a. Vereinfachung und Beschleuni-
gung von Vergabeverfahren, Mittelstands-
freundlichkeit, Nachhaltigkeit). Die Unter-
schwellenvergabeordnung (UVgO) wurde zu-
sätzlich eingeführt.  
 
Das HVTG gilt für öffentliche Aufträge, deren 
geschätzter Auftragswert 10.000 Euro ohne 
Umsatzsteuer überschreitet und die EU-
Schwellenwerte nach § 106 Abs. 1 und 2 GWB 
nicht erreicht. Beschaffungen mit einem ge-
schätzten Auftragswert von bis zu 10.000 Euro 
ohne Umsatzsteuer sind nun im Rahmen des 
Vergabeerlasses vom 10.08.2021 (StAnz. S. 
1091) geregelt. Unter anderem können Bau- 
und Dienstleistungen ohne Einholung von 
Vergleichsangeboten vergeben werden; Liefer-
leistungen können ohne Einholung von förmli-
chen Angeboten vergeben werden; ab einem 
geschätzten Auftragswert von 7.500 Euro ohne 
Umsatzsteuer sind grundsätzlich zwei weitere 
Preise zu ermitteln.  
 
Turnusmäßig hat die EU-Kommission mit 
Wirkung zum 01.01.2022 die maßgeblichen 
EU-Schwellenwerte für die „klassische“ 
Vergaberichtlinie, die Sektorenvergaberichtli-
nie, die Konzessionsvergaberichtlinie sowie 
die Richtlinie für Verteidigung und Sicherheit 
angepasst. Die Anpassung der Schwellenwerte 
erfolgt alle zwei Jahre nach einem festgelegten 
Verfahren und dient der Anpassung der euro-
päischen Schwellenwerte an die Schwellen-
werte (Sonderziehungsrechte) des WHO-
Rechts (Government Procurement Agreement). 
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Die neuen Schwellenwerte gelten ab dem 
01.01.2022 und sind wie folgt ausgestaltet: 
  
Klassische Vergaberichtlinie: Bauleistungen: 
5.382.000 Euro (bisher 5.350.000 Euro); Lie-
fer-/Dienstleistungen: 215.000 Euro (bisher 
214.000 Euro). Konzessionsvergaberichtlinie: 
5.382.000 Euro (bisher 5.350.000 Euro). Sek-
torenvergaberichtlinie (und Richtlinie Vertei-
digung und Sicherheit):  Bauleistungen: 
5.382.000 Euro (bisher 5.350.000 Euro) und 
Liefer-/Dienstleistungen 431.000 Euro (bisher 
428.000 Euro). 
 
Die Corona-Pandemie hatte, wie erwähnt, 
weitgehende Auswirkungen auf Gesellschaft 
und Wirtschaft. Trotz zunehmender Rückfüh-
rung der Schutzmaßnahmen ist aber zu erwar-
ten, dass die Folgen auch für Beschaffungs-
vorhaben noch länger zu spüren sein werden. 
Besonders hervorzuheben ist, dass sich aktuell 
mit Blick auf die Baukonjunktur Berichte über 
drastisch steigende Preise und Lieferengpässe 
bei verschiedenen Baustoffen, wie z.B. Holz, 
Kunststoffe und Stahl häufen. Aus Sicht des 
Vergaberechts kann mit der „Stoffpreisgleit-
klausel“ auf volatile Preissteigerungen rea-
giert werden. Den Landkreisen wurden per 
Rundschreiben Hinweise gegeben, wie ange-
sichts volatiler Preise in bevorstehenden, neu-
en Vergabeverfahren, in laufenden Vergabe-
verfahren und im Rahmen bestehender Auf-
träge verfahren werden kann.  
 
 
Wettbewerbsregister 
 
Im Wettbewerbsregister besteht nach  
dem Wettbewerbsregistergesetz seit dem 
01.12.2021 eine Mitteilungspflicht und Ab-
fragemöglichkeit. Das bundesweite Wettbe-
werbsregister stellt öffentlichen Auftragge-
bern, Sektorenauftraggebern und Konzessi-
onsgebern für Vergabeverfahren Informatio-
nen zur Verfügung, die es den Auftraggebern 
ermöglichen, zu prüfen, ob ein Unternehmen 
wegen begangener Wirtschaftsdelikte von ei-
nem Vergabeverfahren auszuschließen ist o-
der ausgeschlossen werden kann. Seit diesem 
Zeitpunkt sind auch die Strafverfolgungsbe-
hörden, sowie die zur Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten berufenen Behörden ver-
pflichtet, dem Bundeskartellamt im Rahmen 
der „elektronischen Datenübermittlung“ als 
Registerbehörde registerrelevante Rechtsver-
stöße mitzuteilen.  

De-minimis-Verordnung 
 
Der DLT hat unter Mitarbeit des HLT eine 
Stellungnahme zur aktuellen Überprüfung der 
auslaufenden De-minimis-Verordnung an die 
Kommission übermittelt. Entsprechend der Er-
gebnisse der Mitgliederbefragung wird eine 
Anhebung der De-minimis Schwellenwerte 
mindestens auf das Dreifache der bisherigen 
Beträge und die Errichtung einer Bagatellgren-
ze gefordert. Die von der EU-Kommission an-
gekündigte Einführung eines verpflichtenden 
staatlichen Registers wird kritisch bewertet. 
 
Der DLT fordert, mit Blick auf die derzeitige 
Inflation und die gestiegenen Erzeugerpreise 
die De-minimis Schwellenwerte auf mindes-
tens das Dreifache der bisherigen Beträge 
(200.000 Euro) anzuheben. Darüber hinaus 
wird angeregt, für De-minimis-Beihilfen eine 
Bagatellgrenze i.H.v. 1.000 Euro einzuführen, 
unterhalb derer keinerlei Erfassung und Regist-
rierung erfolgt. Die von der EU-Kommission 
angekündigte Einführung eines verpflichten-
den staatlichen Registers wird kritisch gesehen, 
da vermutet wird, dass durch die Einführung 
der Verwaltungsaufwand für kommunale Be-
hörden zunehmen wird. Das derzeit bestehende 
System der Selbsterklärung der Unternehmen 
habe sich bewährt. Die Kommission hatte be-
reits bei der letzten Überarbeitung 2013 
zwecks einer vollständigeren Übersicht zu ver-
gebenen De-minimis Beihilfen die Einführung 
des verpflichtenden Registers vorgesehen, die-
se aber letztlich den Mitgliedstaaten überlas-
sen.  
 
Auch die Bundesregierung plädiert in ihrer 
Stellungnahme für eine Anhebung des Schwel-
lenwertes auf mindestens 500.000 Euro und 
auf 250.000 Euro im Bereich des gewerblichen 
Straßengüterverkehrs (aktuell 100.000 Euro). 
Um den deutlichen Abstand zu wahren, müsse 
der Schwellenwert in der De-minimis-
Verordnung für Dienstleistungen von allge-
meinem Interesse (DAWI) auf 1,2 Mio. EURO 
erhöht werden. Sie fordert ebenso eine Baga-
tellgrenze (i. H. v. 10.000 Euro) bzw. als Al-
ternative eine Verfahrenserleichterung, indem 
mittelbare Beihilfen bei einigen Fördertatbe-
ständen im Bereich der Infrastrukturförderung 
von der Freistellung mitumfasst werden. 
  
Mit Blick auf die Digitalisierung solle das 
Schriftformerfordernis durch elektronisch ge-
speicherte Unterlagen ersetzt werden, sofern 
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diese für die einschlägigen Verwaltungsver-
fahren in den Mitgliedstaaten zugelassen sei-
en. Die Ablehnung des verpflichtenden Bei-
hilferegisters, die die Bunderegierung bisher 
vertreten hatte, wird nicht erneut gefordert.  
 
 
„Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz“ 
Verpflichtungen der kommunalen Ebene 
 
Das „SaubFahrzeugBeschG“ ist 2021 in Kraft 
getreten. Es verpflichtet auch die kommunale 
Ebene bei veröffentlichten Ausschreibungen 
zur Beschaffung von Fahrzeugen einen be-
stimmten Anteil an „sauberen" und/oder 
„energieeffizienten" Fahrzeugen zu beschaf-
fen. Die Quote gilt nicht bei jeder einzelnen 
Beschaffung, sondern insgesamt über den 
Zeitraum beginnend im August 2021 bis 
2025. Kommunal verfasste Körperschaften 
sind nicht nur bei eigenen Fahrzeugbeschaf-
fungen, sondern insbesondere auch im Rah-
men von Beteiligungsgesellschaften (z.B. 
Stadtwerke) betroffen. Sie werden sowohl von 
der Richtlinie der EU, als auch der bundesge-
setzlichen Regelung gleichermaßen erfasst. 
  
Der Hessische Landkreistag hat die Landkrei-
se darüber informiert, dass die jeweilige Kör-
perschaft als öffentlicher Auftraggeber nach § 
99 Abs. 1-3 bzw. Sektorenauftraggeber im 
Sinne von § 100 in Verbindung mit § 102 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
einzustufen ist. Betroffen ist daher auch ein 
Großteil der Straßenfahrzeuge des ÖPNV.  
 
Derzeit wird deshalb u.a. mit den kommuna-
len Spitzenverbänden auf Bundesebene der 
Entwurf für eine sog. Branchenvereinbarung 
abgestimmt. Der Abschluss einer Branchen-
vereinbarung wird eine flexiblere Handha-
bung bei der Erfüllung der im Gesetz definier-
ten Quoten ermöglichen. Voraussetzung ist, 
dass die Mindestziele landesweit bzw. länder-
übergreifend insgesamt erfüllt werden. Die 
bundesgesetzliche Regelung soll den betroffe-
nen Körperschaften somit die Möglichkeit ge-
ben, die Beschaffungsquote nicht alleine, son-
dern auch im Verbund auf der Basis von ge-
schlossenen Verwaltungsvereinbarungen zu 
erfüllen.  
Wichtig ist, dass bei freigestellten Schülerver-
kehren von den Schulträgern im Rahmen der 
Ausschreibung auch auf das Saubere-
Fahrzeuge-Beschaffungsgesetz bzw. die sich 
daraus ergebenden Anforderungen an die 

Fahrzeuge Bezug genommen werden sollte, da 
die Fahrzeuge unter bestimmten Vorausset-
zungen auf die Beschaffungsquoten nach dem 
Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungsgesetz ange-
rechnet werden könnten. 
  
Das Land Hessen hat Hessen-Mobil mit der 
Überwachung der Einhaltung der Quoten für 
die unterschiedlichen Fahrzeugklassen beauf-
tragt. 
 
 
Bereich Umwelt 
 
Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine 
und die hieraus resultierenden Sanktionen, u.a. 
der EU, haben als Reaktion zu vertragswidrig 
reduzierten Gaslieferungen Russlands geführt. 
Die hieraus folgenden Umstellungsnotwendig-
keiten der Produktion von Energie haben zu-
mindest kurzfristig auch nachteilige Auswir-
kungen auf den Umweltbereich. Dies gilt ins-
besondere, wenn z.B. Kohlekraftwerke länger 
als ursprünglich geplant betrieben werden 
müssen. Mittel- und langfristig kann aus der 
aktuellen Mangelsituation aber auch eine Be-
schleunigung der überfälligen Umstellung auf 
regenerative Energien folgen. Auf Bundesebe-
ne wurden im Juli 2022 die hierfür erforderli-
chen gesetzlichen Weichenstellungen vorge-
nommen. Zu den entsprechenden energierecht-
lichen Gesetzen und Verordnungen („Energie-
paket“), zählt u.a. eine Novelle des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes, das Windenergie-an-
Land-Gesetz sowie Änderungen im Bundesna-
turschutzgesetz zugunsten des beschleunigten 
Ausbaus der Windenergie. Die Vorschriften 
sind sämtlich von erheblicher Relevanz für die 
Planungs- und Genehmigungsbehörden der 
Landkreise.  
 
 
Klimawandel 
 
Nach nahezu fünf Dürrejahren in Folge in 
Kombination mit herausragenden punktuellen 
Starkregen- und Sturmereignissen, zahlreichen 
Waldbränden, ausgetrockneten Flüssen und 
verdorrten Äckern zeigen sich täglich mehr 
sichtbare Folgen. Es wird eindringlich deut-
lich: Der Klimawandel ist kein theoretisches 
Konstrukt, sondern er ist in Europa, Deutsch-
land und damit auch in Hessen angekommen. 
Hitze, Wassermangel und die damit verbunde-
nen Folgewirkungen wie Grundwasserabsen-
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kung, Niedrigpegel der Flüsse und Gewässer, 
Bodenerosion, Waldsterben, Ernteausfälle 
usw. werden nicht nur vorübergehende Er-
scheinungen bleiben, sondern zur Dauerprob-
lematik. Der Klimawandel ist somit eine der 
wichtigsten aktuellen Herausforderungen im 
Umweltbereich – auch auf kommunaler Ebe-
ne. Kein Lebensbereich, seien es Natur, Ver-
kehr, Wirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, 
Tourismus oder die Wasserwirtschaft ist da-
von ausgenommen. Die Schäden sind bereits 
jetzt gewaltig: Eine im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) erstellte Untersuchung „Extremwet-
terschäden in Deutschland seit 2018“ hat im 
Juli 2022 besorgniserregende Zahlen öffent-
lich gemacht. Laut der Untersuchung haben 
seit 2018 insbesondere die außergewöhnlich 
heißen und trockenen Sommer 2018 und 2019 
sowie die Hochwasserkatastrophe vom Juli 
2021 insgesamt rund 80,5 Mrd. Euro Scha-
denskosten verursacht. Schätzungsweise 35 
Mrd. Euro Schäden seien durch Hitze und 
Dürre in den Jahren 2018 und 2019 entstan-
den. Die Folgekosten der Hochwasserkata-
strophe vom Juli 2021 summieren sich auf 
mehr als 40 Mrd. Euro. Weitere Schäden in 
Höhe von rund 5 Mrd. Euro seien durch ver-
einzelte Sturm- und Hagelereignisse verur-
sacht worden. 
 
Die Untersuchung schlüsselt auf, wie sich 
diese Schadenskosten zusammensetzen: Un-
ter Hitze und Dürre haben demnach vor allem 
die Forst- sowie die Landwirtschaft in weiten 
Teilen Deutschlands gelitten. Weitere 9 Mrd. 
Euro Schadenskosten seien in Industrie und 
Gewerbe aufgetreten, da die Produktivität in 
der arbeitenden Bevölkerung hitzebedingt 
gesunken sei. 
  
Auch im Bauwesen (6,9 Mrd. Euro), an Ver-
kehrsinfrastrukturen (6,8 Mrd. Euro) sowie in 
Industrie und Gewerbe (5 Mrd. Euro) seien 
erhebliche Schäden entstanden. 
 
Natürlich ist die Betroffenheit durch ihre un-
terschiedliche räumliche Lage und wirtschaft-
lichen Strukturen in den einzelnen Landkrei-
sen unterschiedlich ausgeprägt. Unterschiedli-
che Grade der Betroffenheit beruhen nicht sel-
ten auch in der baulichen und landschaftlichen 
Gestaltung öffentlicher Bereiche: stark versie-
gelte Flächen im Ortsbereich, mangelnde 
Grünflächen oder klimaempfindliche Be-
pflanzung sowie fehlende Überschwem-

mungsbereiche. Dies gilt es mit Blick auf künf-
tige Entwicklungen zu registrieren. 
 
Insgesamt ist daher auf allen Ebenen ein ent-
schlossenes Handeln im Bereich des Klima-
schutzes wesentliche Voraussetzung für den 
Erhalt der Lebensgrundlagen. Es kann darüber 
einen wichtigen Beitrag zu umweltverträgli-
chem und nachhaltigem Wirtschaften leisten. 
Dafür muss Klimaschutz Teil aber auch der 
kommunalen politischen Agenda werden. 
Bleibt dies unbeachtet, werden die Folgeschä-
den insbesondere auch für die Natur umso hö-
her und die Gefahren unberechenbarer. 
 
Der Hessische Landkreistag hat die Bedeutung 
des Themas erkannt und beteiligt sich im 
Rahmen seiner Möglichkeiten durch eine Mit-
arbeit in einschlägigen Gremien, z.B. der 
Nachhaltigkeitsstrategie. Zudem engagiert sich 
der HLT weiter im Rahmen der Umweltallianz 
Hessen. 
 
Hinzu kommt eine gezielte Kommunikation re-
levanter Themenbereiche für den Klimaschutz. 
So wurden auch im aktuellen Berichtszeitraum 
wieder eine Vielzahl von Informationen spezi-
ell zu diesem Themenkomplex per Rund-
schreiben herausgeben, z.B. zu Konferenzen 
zum kommunalen Klimaschutz, der Hitzekam-
pagne des Umweltbundesamtes und zu weite-
ren Aspekten der Klimafolgenanpassung.  
 
Anlässlich der Veröffentlichung der vorge-
nannten Untersuchung hat das BMUV auf die 
laufenden Arbeiten an einer neuen vorsorgen-
den Klimaanpassungsstrategie mit messbaren 
Zielen und einer gemeinschaftlichen Finanzie-
rung von Bund und Ländern hingewiesen. En-
de 2022 soll die Nationale Wasserstrategie im 
Bundeskabinett beschlossen werden. Darüber 
hinaus erarbeitet das BMUV den Entwurf für 
ein Klimaanpassungsgesetz auf Bundesebene. 
Die Länder arbeiten ihrerseits an entsprechen-
den, umsetzenden Landesregelungen. 
 
 
Entwurf für ein Hessisches Klimagesetz 
 
Mit extrem kurzer Anhörungsfrist, und dies 
über die Schul-Sommerferien hinweg, hat das 
Hessische Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
den Entwurf für „hessisches Gesetz zur Förde-
rung des Klimaschutzes und zur Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels“ zur Anhörung 
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gestellt. Der Entwurf sieht als oberstes Ziel 
u.a. die schrittweise Senkung der Treibhaus-
gasemissionen in Hessen bis 2045 auf Null 
vor.   
 
Auf Basis einer Umfrage bei den Landkreisen 
nahm der HLT zu dem Entwurf Stellung. Da-
bei wurde insbesondere kritisiert, dass der 
kommunalen Ebene durch das Gesetz mög-
licherweise neue Aufgaben zugeordnet wer-
den, ohne den nach Art. 137 Abs. 6 HV erfor-
derlichen Konnexitätsausgleich zu gewähr-
leisten.  
 
 
Fortschreibung des Integrierten Klima-
plans 2025 (IKSP) 
 
Parallel wird der Klimaplan Hessen, der den 
bisherigen Integrierten Klimaschutzplan 2025 
(IKSP) weiterschreibt, als Maßnahmenpaket 
unter Beteiligung der verantwortlichen Lan-
desministerien, Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern und unter öffentlicher Betei-
ligung entwickelt. Eine offizielle Anhörung 
der Kommunalen Spitzenverbände nach dem 
Beteiligungsgesetz erfolgte nicht. Vielmehr 
wurde ein allgemeines Partizipationsverfahren 
der Öffentlichkeit auf digitaler Basis durchge-
führt. Der HLT reichte parallel hierzu eine 
formelle Stellungnahme ein, um möglichen, 
sich aus dem Klimaschutzplan ergebenden 
Konnexitätsfragen entgegenzutreten. 
  
Der Verband geht danach mit Blick auf derar-
tige Eventualitäten von einer rechtzeitigen 
Einbindung der kommunalen Spitzenverbände 
auf Basis des Hessischen Beteiligungsgesetzes 
aus. Nur das formelle Einbindungsverfahren 
bietet die Grundlage dafür, dass die Kommu-
nalen Spitzenverbände die kommunalen Inte-
ressen im Sinne einer gesamtstaatlichen Ver-
antwortung wahren und diese auf Basis einer 
adäquaten Positionierung in das Verfahren 
einbringen können. 
 
Der Klimaplan Hessen soll Ende 2022 be-
schlossen werden. 
 
 
Einwegkunststofffondsgesetz 
 
Die „Einwegkunststoffverbotsverordnung“ 
wurde im vergangenen Berichtszeitraum ver-
kündet. Die Verordnung untersagt in Umset-

zung entsprechender EU-Vorgaben ab 2021 
das Inverkehrbringen von bestimmten Kunst-
stoffprodukten (Wattestäbchen, Besteck, Tel-
ler, Trinkhalme, Rührstäbchen, Luftballon 
stäbe, Lebensmittel- und Getränkebehälter) 
sowie generell von Produkten aus oxo-
abbaubaren Kunststoffen. Im März 2022 wurde 
nun auf Bundesebene der Referentenentwurf 
für ein Gesetz zur Umsetzung bestimmter Re-
gelungen der EU-Einwegkunststoffrichtlinie, 
das Einwegkunststofffondsgesetz vorgelegt. 
Das Einwegkunststofffondsgesetz stellt den 
vorerst letzten Schritt zur Umsetzung der EU-
Einwegkunststoff-richtlinie dar. Es geht um die 
Umsetzung der erweiterten Herstellerverant-
wortung. Hiernach ist für To-Go-Lebens-
mittelbehältnisse, Tüten- und Folienverpa-
ckungen, Getränkebecher- und -behälter, leich-
te Tragetaschen, Feuchttücher, Luftballons so-
wie Tabakfilter(produkte) die erweiterte Her-
stellerverantwortung einzuführen. Nach den 
europäischen Vorgaben sollen die Hersteller 
dieser Einwegkunststoffprodukte künftig be-
stimmte Kosten der Entsorgung und Reinigung 
im öffentlichen Raum tragen, die bislang von 
der Allgemeinheit finanziert werden.  
 
Das Gesetz schafft die rechtlichen Grundlagen 
zur Verwaltung eines Einwegkunststofffonds 
durch das Umweltbundesamt. In den Fonds 
zahlen die betroffenen Hersteller abhängig von 
der jeweils erstmals auf dem Markt bereitge-
stellten oder verkauften Menge an Einweg-
kunststoffprodukten ein. Die Einzahlung er-
folgt im Wege einer Sonderabgabe mit Finan-
zierungsfunktion.  
 
Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
und sonstigen anspruchsberechtigten juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts erhal-
ten dagegen aus dem Einwegkunststofffonds 
Ersatz für die Kosten der von ihnen erbrachten 
Leistungen für die o.g. Maßnahmen. Die Ab-
gabesätze und die Auszahlungskriterien wer-
den nach gesetzlich festgelegten Maßstäben 
durch Rechtsverordnung bestimmt. Dabei ist 
entsprechend der europarechtlichen Anforde-
rungen der Maßstab der Kosteneffizienz der 
Leistungserbringung verpflichtend zugrunde 
zu legen. Gleichzeitig werden Anreize für die 
öffentliche Hand geschaffen, die Sauberkeit 
der Umwelt zu verbessern. 
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Novelle der Bioabfallverordnung  
 
Die Novelle der Bioabfallverordnung (Bio-
AbfV) wurde im Mai 2022 als Bestandteil der 
Verordnung zur Änderung abfallrechtlicher 
Verordnungen im Bundesgesetzblatt verkün-
det. Die Änderungen der BioAbfV in Bezug 
auf die Fremdstoffentfrachtung treten am 
01.05.2025 in Kraft. Für biologisch abbaubare 
Kunststoffbeutel gilt ab dem 01.11.2023 eine 
neue Kennzeichnungspflicht. Neben der No-
velle der BioAbfV sieht die Verordnung zur 
Änderung abfallrechtlicher Verordnung noch 
Neuregelungen in der Anzeige- und Erlaub-
nisverordnung, in der Gewerbeabfallverord-
nung zur Entpackung von   Bioabfällen, in der 
Abfallbeauftragtenverordnung, in der Nach-
weisverordnung und in der POP-Abfall-
Überwachungs-Verordnung vor. 
 
 
Umsetzung des Batteriegesetzes (BattG) 
 
2021 ist die Novelle des Batteriegesetzes 
(BattG) in Kraft getreten. Dem BattG liegt in-
folge des Wegfalls des Gemeinsamen Rück-
nahmesystems für Geräte-Altbatterien nun-
mehr ein reines Wettbewerbssystem zwischen 
mehreren herstellereigenen Rücknahmesyste-
men zugrunde. Die öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger wirken als Rücknahmestellen 
bei der Sammlung der Altbatterien mit, wel-
che sie einem genehmigten Rücknahmesystem 
zu überlassen haben. Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 
4 BattG beträgt die Bindung an ein solches 
Rücknahmesystem mindestens 12 Monate. 
Diese gesetzlich angeordnete Bindung der 
Rücknahmestellen (öffentlich-rechtliche Ent-
sorgungsträger sowie Vertreiber von Gerä-
tebatterien, Behandlungseinrichtungen und 
freiwillige Rücknahmestellen) an die bereits 
vor der Novelle des BattG zugelassenen 
Rücknahmesysteme für Geräte-Altbatterien ist 
in der Regel zum 31.12.2021 entfallen. Eine 
Bindungsfrist über den 01.01.2022 hinaus 
kann aber bei Rücknahmesystemen bestehen, 
die mit Wirkung über den 01.01.2022 hinaus 
von der Stiftung EAR genehmigt worden sind. 
Der HLT hat deshalb empfohlen, dass die 
Landkreise als öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger prüfen, ob sie bereits mit einem 
genehmigten Rücknahmesystem zusammen-
arbeiten, und sich bei Bedarf mit den An-
schlussmöglichkeiten an ein solches Rück-
nahmesystem ab 2022 befassen.  

Hessische Wasserstoffstrategie 
 
Die Energiewende und Klimaneutralität in 
Hessen bis 2045 sind erklärtes politisches Ziel. 
Als Speicher- und Transportmedium für erneu-
erbare Energien stellt Wasserstoff dabei eine 
Schlüsseltechnologie dar. Ende 2021 stellte die 
Hessische Landesregierung deshalb unter dem 
Titel „Die Potentiale des Wasserstoffs für 
Wirtschaft und Klimaschutz erschließen“ den 
Entwurf einer hessischen Wasserstoffstrategie 
vor. Danach soll Wasserstoff bei der klima-
freundlichen Energieversorgung Hessens eine 
wichtige Rolle übernehmen. Wasserstoff soll 
dabei insbesondere als Speichermedium für 
Wind- und Solarstrom dienen. Das Hessische 
Wirtschaftsministerium sieht in Wasserstoff 
jedoch „nicht die Patentlösung für die Ener-
giewende“. Als Grund hierfür wird angeführt, 
dass Wasserstoff nur dann komplett klima- und 
umweltfreundlich sei, wenn er aus regenerati-
ven Energien gewonnen wird. Zum anderen sei 
seine Erzeugung sehr aufwendig. Das Angebot 
werde also auf absehbare Zeit begrenzt blei-
ben.  
 
Dennoch müssen Wasserstofferzeugung, -ver-
teilung, -speicherung und -verbrauch jetzt ge-
plant, ausgebaut und miteinander verzahnt 
werden. Der Auf- und Ausbau einer funktio-
nierenden Wasserstoffinfrastruktur mit Was-
serstofferzeugung und -bezug, Transportwe-
gen, Lagerkonzepten und Verbrauchsterminals 
sowie eine gezielte und nachhaltige Förderku-
lisse sind die Voraussetzungen für beschleu-
nigte Investitionen. Politik, Wirtschaft und 
Forschung müssen die Kräfte bündeln, da sich 
die geopolitische Lage zwischenzeitlich erheb-
lich verändert hat und nunmehr schnelles Han-
deln erfordert. Hessen muss deshalb trotz der 
o.g. Bedenken zeitnah eine Antwort auf die 
Frage finden, wie die schnelle Verfügbarkeit 
von Wasserstoff gewährleistet werden kann. 
 
 
Verlängerung Hessisches Energiegesetz  
 
Der HLT hat zur Verlängerung des Hessischen 
Energiegesetzes eine Umfrage bei den Land-
kreisen durchgeführt und auf dieser Basis eine 
zustimmende Stellungnahme abgegeben. 
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Windenergie an Land  
 
Die kommunalen Spitzenverbände haben im 
Rahmen einer Anhörung zu dem Gesetzent-
wurf zur Erhöhung und Beschleunigung des 
Ausbaus von Windenergieanlagen an Land 
eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben, 
zu der auch der HLT beigetragen hat. Dabei 
sprach sich die kommunale Ebene gegen eine 
einseitige Fokussierung auf die Windenergie 
und für technologieoffene Mengenziele beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien aus. 
 
 
Bundesweites Standortauswahlverfahren 
für ein Atommüll-Endlager 
 
Die Europäische Union hat sich darauf geei-
nigt, dass jeder Mitgliedsstaat, der radioaktive 
Abfälle erzeugt, auch für die sichere Beseiti-
gung oder dauerhafte sichere Lagerung dieser 
Abfälle verantwortlich ist. Bis 2031 soll der 
Standort für ein Endlager für hochradioaktive 
Abfälle gefunden sein. Die tiefengeologische 
Lagerung der hochradioaktiven Abfälle ist die 
nach aktuellem Kenntnisstand sicherste Me-
thode.  
 
Die Frage der Entwicklung des Standortaus-
wahlverfahrens für ein nationales Atommüll-
Endlager war auch Gegenstand der begleiten-
den informierenden Arbeit des Hessischen 
Landkreistages. Im Rahmen der Standortsu-
che für ein Atommüll-Endlager wurden im di-
gitalen Format mehrere Fachkonferenzen 
durchgeführt. Die Fachkonferenzen erörterten 
die Inhalte der veröffentlichten Zwischenbe-
richt zu denjenigen 90 Regionen und Teilge-
bieten in Deutschland, die günstige geologi-
sche Bedingungen für die Endlagerung hoch-
radioaktiver Abfälle erwarten lassen. Aktuell 
geht es nun in Schritt 2 der Phase I der Endla-
gersuche darum, diese große Fläche der Teil-
gebiete einzugrenzen. Anschließend wird ein 
Vorschlag für übertägig zu erkundende 
Standortregionen unterbreitet. Einige hessi-
sche Regionen sehen sich im Bundesvergleich 
seitens des Landes Hessen nicht hinreichend 
unterstützt – dies ist Anlass für den Wirt-
schafts- und Umweltausschuss sich dieses 
Themas weiter anzunehmen. 
 
 
 

Zusammenarbeit mit der Landesenergie-
Agentur  
 
Die Landesenergieagentur (LEA) übernimmt 
im Auftrag der Hessischen Landesregierung 
zentrale Aufgaben bei der Umsetzung der 
Energiewende und des Klimaschutzes. Insbe-
sondere bietet die LEA die Bündelung von In-
formationen, Angebote insbesondere auch für 
die kommunale Ebene, sowie Unterstützung 
aus einer Hand. So schaltet die LEA ab August 
2022 eine Energiespar-Hotline. Auch Kommu-
nen können sich informieren, wie sie mit Blick 
auf die Gasmangellage im Winter 2022/2023 
ihren Energieverbrauch kurzfristig senken 
können. Beraten wird auch über mittel- und 
langfristige Maßnahmen zu mehr Energieeffi-
zienz. Darüber hinaus leistet die LEA eine 
Fördermittelberatung zu den Themen sanieren, 
modernisieren, Neubau, erneuerbare Energien. 
Vor diesem Hintergrund gibt es zwischen der 
Geschäftsstelle und der LEA enge Kontakte, 
sowie eine gute Zusammenarbeit, z.B. im Be-
reich der aktuellen Information der Landkreise. 
Diese werden fortgeführt. 
 
 
Artenrückgang bei Insekten 
 
Das Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in 
Deutschland und zur Änderung weiterer Vor-
schriften ist am 01.03.2022 in Kraft getreten. 
Das Gesetz sieht Änderungen des BNatSchG 
und des Wasserhaushaltsgesetzes vor, die u.a. 
die Lebensräume von Insekten, den Schutz vor 
Lichtverschmutzung und die Ausbringung von 
Biozidprodukten betreffen. Durch die Rege-
lungen werden Mäh- und Streuobstwiesen, 
Steinriegel und Trockenmauern als Biotope 
besonders geschützt, da sie wichtige Lebens-
räume darstellen. Um die Lichtverschmutzung 
als Gefahr für nachtaktive Insekten zu reduzie-
ren, wird in Naturschutzgebieten die Neuer-
richtung bestimmter Beleuchtungen grundsätz-
lich verboten. Ferner werden die Ausbringung 
von Biozidprodukten in ökologisch schutzbe-
dürftigen Gebieten beschränkt und weitere 
Vorgaben zur Reduktion von Lichtverschmut-
zung gemacht. Zudem trat bereits am Tag nach 
der Verkündung eine neue Ermächtigungs-
grundlage in Kraft, aufgrund der das Bundes-
umweltministerium die Anforderungen an den 
Schutz vor Lichtimmissionen näher regeln 
kann. Die kommunalen Spitzenverbände auf 
Bundesebene hatten in Rückkopplung mit den 
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Landesverbänden neben zahlreichen fachli-
chen Hinweisen abermals verdeutlicht, dass es 
dringend erforderlich ist, die kommunalen Na-
turschutzbehörden so auszustatten, dass sie ih-
re Aufgaben im Sinne des notwendigen Insek-
tenschutzes angemessen erfüllen können. 
Auch der HLT war über den Deutschen Land-
kreistag an dem Verfahren beteiligt. 
 
 
Fischereigesetz  
 
Auf Basis einer Umfrage hat der Hessische 
Landkreistag zum Hessischen Fischereigesetz 
und zur Fischereiprüfverordnung Stellung ge-
nommen. Nach dem Entwurf soll die Teil-
nahme an einem Vorbereitungslehrgang nicht 
mehr notwendig sein, um zur Staatlichen Fi-
scherprüfung zugelassen werden zu können. 
Seitens der Landkreise wurde hingegen trotz 
möglicher „Entbürokratisierungseffekte“ be-
sorgt, dass die Quote der Nichtbestehenden 
noch weiter steigen könnte. Dies führe zu 
Wiederholungsprüfungen, wodurch sich die 
Zahl der Prüfungen insgesamt erhöhen dürfte. 
Zeitgleich könnte damit korrespondierend ein 
erheblicher Mehraufwand sowohl bei der Kor-
rektur als auch bei den sich anschließenden 
Bescheiden über das Nichtbestehen der Prü-
fung für die Unteren Fischereibehörden ver-
bunden sein. Bei Durchführung der bisherigen 
Fischerprüfungen in den vergangenen Jahren 
habe sich deutlich gezeigt, dass die Ergebnis-
se der Prüfungen sehr von der entsprechenden 
Qualifizierung im Vorfeld abhängen. Daher 
sprach sich der Verband für die Beibehaltung 
des Qualifikationsnachweises aus.  
 
Zudem sollen die Unteren Fischereibehörden 
Entscheidungen über Kormoran-Abschüsse 
künftig im Benehmen mit den Unteren Natur-
schutzbehörden treffen. Hierzu war aus Sicht 
der Unteren Fischereibehörden anzumerken, 
dass in Fällen einer solchen Antragsstellung in 
der Regel bereits erhebliche fischereiwirt-
schaftliche Schäden eingetreten sind. Es be-
stehe die Sorge, dass die durchzuführenden 
Prüfungen künftig gegebenenfalls zusätzliche 
Zeit in Anspruch nehmen könnten, was zu ei-
ner Verzögerung der Antragsbearbeitung und 
ggf. zusätzlichen fischereiwirtschaftlichen 
Schäden führen würde. Es wurde deshalb vor-
geschlagen, zu prüfen, ob ggf. eine bloße „In-
formationspflicht“ der Unteren Fischereibe-
hörden gegenüber den Unteren Naturschutz-
behörden ausreichend ist.  

Eckpunktepapier eines hessischen Pesti-
zidreduktionsplanes 
 
Der Verband nahm darüber hinaus zum Ent-
wurf der Landesregierung für einen hessischen 
Pestizidreduktionsplan Stellung. Gegen den 
Entwurf wurden keine grundsätzlichen Beden-
ken angemeldet. Begrüßt wurden u.a. der Auf-
bau eines repräsentativen Pflanzenschutzmit-
tel-Beobachtungsnetzes und die Intensivierung 
der Beratungsangebote durch die LLH, sowie 
die Initiierung eines Forschungsvorhabens zur 
Untersuchung der „Abdrift“ bei Pflanzen-
schutzmaßnahmen. Diese stelle eines der 
Kernprobleme bei entsprechenden Maßnahmen 
dar. 
 
 
Waldschutzlage 

Den Wäldern kommt eine große Bedeutung im 
Klimahaushalt zu. Spricht man heute von der 
Rettung des Klimas, von erneuerbaren Ener-
gien und dem Erhalt der Biodiversität spielt 
der Wald eine zentrale Rolle, denn Wälder und 
das globale Klima sind eng miteinander ver-
knüpft. Wälder steuern als größte terrestrische 
Kohlenstoffspeicher Verdunstung, Wasser-
kreisläufe und so das Wetter. Zusammenhän-
gende Waldflächen wirken wie „riesige Kli-
maanlagen“. Die Bäume setzen die auf ihre 
Kronen einstrahlende Sonnenenergie in Was-
serdampf um, der einen kühlenden Effekt auf 
die Atmosphäre hat. Sterben die Wälder, so 
wird der in ihnen gespeicherte Kohlenstoff 
freigesetzt, ihre wichtige Klima    regulierende 
und kühlende Funktion geht verloren, und das 
Klima erhitzt sich weiter - ein Teufelskreis. 

Umso dramatischer ist, dass der Klimawandel 
in Form von ungewöhnlicher Wärme und Was-
sermangel immer häufiger auch in Hessens 
Wäldern erhebliche negative Auswirkungen 
zeigt. Der Wasserverlust langer, heißer und 
trockener Sommermonate konnte bislang 
dadurch teilweise ausgeglichen werden, dass 
sich der Bodenwasserspeicher über die Win-
termonate hinweg immer wieder ausreichend 
auffüllte. In den vergangenen fünf Jahren blieb 
dieser Effekt jedoch aus, sodass sich die in den 
Vorjahren bereits bewirkte Vitalitätsschwä-
chung aufgrund Wassermangels weiter fort-
setzt. Dies begünstigt die Vermehrung von 
Baumschädlingen, wie z.B. des Borkenkäfers. 
Gleiches gilt für den Befall einer Reihe von 
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Baumarten durch Pilze in einem bislang nicht 
gekannten Ausmaß. Die geschwächten Bäume 
werden hierdurch zusätzlich so belastet, dass 
sie den zunehmenden punktuellen Extremwet-
terereignissen mit Sturm und einem Anfall 
von hohen Regenmengen innerhalb kürzester 
Zeit nicht widerstehen können. Für befallene 
Bäume gibt es keine Rettung.  
 
Das Ausmaß der Schäden wird in Waldzu-
standsberichten auf Bundes- und Landesebene 
dokumentiert. Bundesweit ist danach ein Drit-
tel der Landesfläche Deutschlands (11,4 Mil-
lionen Hektar) mit Wald bedeckt. Die häufigs-
ten Baumarten in Deutschland sind die Nadel-
bäume Fichte (25 %) und Kiefer (23 %), ge-
folgt von den Laubbäumen Buche (16 %) und 
Eiche (11 %). Der Kronenzustand hat sich 
2020 im Durchschnitt gegenüber dem Vorjahr 
weiter verschlechtert. Die jetzigen Ergebnisse 
gehören zu den schlechtesten seit Beginn der 
Erhebungen im Jahr 1984. Vier von fünf 
Bäumen haben lichte Kronen. 37 % aller 
Bäume weisen sogar deutliche Verlichtungen 
auf. Insofern haben die Dürre in den Vegetati-
onszeiten 2018-2022, der erwähnte, massive 
Borkenkäferbefall, Stürme und vermehrte 
Waldbrände in den Wäldern langfristig mas-
sive Schäden angerichtet. 
 
In Hessen lautet der Befund des HMUKLV 
Waldzustandsberichts 2020/2021 „… in wei-
ten Teilen Hessens ist der Zustand des Waldes 
in diesem Jahr schlecht wie nie zuvor. An vie-
len Orten … sieht man abgestorbene Fichten 
und Kahlflächen, wo einst geschlossene Wäl-
der standen. … Die mittlere Kronenverlich-
tung aller Baumarten und Altersstufen erreicht 
einen Höchstwert. Auch die Absterberate und 
der Anteil starker Schäden erreichen traurige 
Rekordwerte. Insbesondere die Entwicklung 
bei der Fichte und der Zustand des Waldes in 
der Rhein-Main-Ebene sind besorgniserre-
gend. …“ 
Immer mehr in den Vordergrund rückt jetzt 
auch die Notwendigkeit, neuen Wald, d.h. ei-
nen „Wald der Zukunft“ nachzupflanzen. Die-
ser muss ein klimastabiler Mischwald sein. 
 
Der HLT gab auch vor diesem Hintergrund 
auf Grundlage einer Umfrage u.a. eine Stel-
lungnahme zur Änderung und Anpassung der 
„Extremwetter-Richtlinie Wald“ der hessi-
schen Landesregierung ab. 
 
 

Leitbildprozess Wasserressourcen-Manage-
ment Rhein-Main 
 
Viele Regionen der Welt steuern auf eine dra-
matische Wasserknappheit zu. „Wasser ist da-
bei mehr als nur ein Rohstoff, es ist die Quelle 
allen Lebens. Ohne Wasser könnte die Welt, 
wie wir sie kennen, nicht existieren. Es ist da-
her unsere Aufgabe mit diesem wertvollen Gut 
verantwortungsbewusst und achtsam umzuge-
hen.“ Dies sind die einleitenden Sätze der Prä-
ambel des Leitbildes für ein integriertes Was-
serressourcenmanagement Rhein-Main. 
 
Die Teilnehmer des Leitbildprozesses sind 
überzeugt: Verfügbarkeit und der nachhaltige 
Umgang mit der Ressource Wasser sind essen-
tiell für die Sicherung der Lebensgrundlagen 
der Bevölkerung, die biologische Vielfalt und 
die weitere gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Entwicklung in der Region. Der Klima-
wandel, der demografische Wandel und der 
Schutz der Grundwasserressourcen werden die 
Bewirtschaftung der Wasserressourcen und die 
Sicherstellung der Wasserversorgung in den 
nächsten Jahren vor große Herausforderungen 
stellen. Heute getroffene Grundlagenentschei-
dungen werden die Bewirtschaftung der Was-
serressourcen und die Sicherstellung der Was-
serversorgung und damit auch die Region auf 
lange Zeit hin prägen.  
 
Immer deutlicher wird auch in Hessen: Die lan-
ge Zeit als Selbstverständlichkeit angesehene 
Sicherstellung einer umweltgerechten und ge-
sellschaftlich anerkannten öffentlichen Wasser-
versorgung ist keineswegs selbstverständlich, 
sondern eine komplexe und perspektivisch im-
mer schwieriger werdende Daueraufgabe. Die 
kommunalen Wasserversorger müssen deshalb 
ihre Systeme noch klimarobuster ausgestalten, 
z.B. mit anderen Wasserversorgern und weite-
ren Akteuren kooperieren und so gemeinsam die 
Trinkwasserversorgung sichern. Daneben sind 
neue Wege der Wassereinsparung, bzw. effizi-
enteren Nutzung erforderlich.  
 
Der Hessische Landkreistag ist im Beirat und 
der zugehörigen Steuerungsgruppe vertreten 
und damit engagierter Teil des begonnenen Di-
alogprozesses zur Bewirtschaftung und Nut-
zung der Wasserressourcen der Metropolregion 
Rhein-Main. 
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Entwurf eines wasserwirtschaftlichen 
Fachplanes Hessen  
 
In diesem Zusammenhang hat der Hessische 
Landkreistag auch eine Stellungnahme zum 
Entwurf eines wasserwirtschaftlichen Fach-
planes Hessen abgegeben. Dabei wurden ge-
gen den Entwurf keine grundsätzlichen Be-
denken geäußert, denn die verschiedenen Her-
ausforderungen und Problemfelder werden 
allgemeinverständlich dargestellt, Handlungs-
schwerpunkte werden identifiziert und not-
wendige Maßnahmen herausgearbeitet. Aller-
dings wird im Rahmen der Festsetzungen nur 
Bezug auf die Nutzungskonflikte zwischen 
Naturschutz, Wald und Wasserversorgung ge-
nommen. Hingewiesen wurde darüber hinaus 
auch auf den Nutzungskonflikt zwischen 
Landwirtschaft und Wasserversorgung. Zu-
dem wurde eine Prüfung angeregt, wie im 
Rahmen der Maßnahmenplanung diverse 
Arzneistoffe und deren Rückstände künftig 
ausreichend zurückgehalten werden können. 
Zum Bereich der „Bewässerung von Stadt-
grün“, wird auf künftige Maßnahmen hin-
sichtlich der Bereitstellung des benötigten 
Wassers hingewiesen. Wertvolles Trinkwasser 
sollte hierfür nach Möglichkeit nicht herange-
zogen werden.  
 
 
Kommunalisierte Bereiche / Veterinärwe-
sen  
 
Biodiversitätsberatung der Landwirtschaft  
 
Der Wirtschafts- und Umweltausschuss be-
fasste sich in seiner Sitzung vom 09.11.2021 
mit der Thematik der Biodiversitätsberatung. 
Hintergrund war die Absicht des Hessischen 
Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, für 
jeden hessischen Amtsbezirk eine zusätzliche 
Personalstelle für die Biodiversitätsberatung 
der Landwirtschaft zur Verfügung zu stellen 
und diese dem Landesbetrieb Landwirtschaft 
Hessen (LLH) zuzuweisen. Diese Zuordnung 
wurde seitens der Ämter für den ländlichen 
Raum als völlig unverständlich qualifiziert, 
erfolge doch in den Abteilungen für den länd-
lichen Raum die Beratung und der Vertrags-
abschluss zu den Agrarumweltmaßnahmen. 
Die Biodiversitätsberatung vor Ort hätte eine 
Lücke der kommunalen Beratung geschlossen 
und den Bereich Landwirtschaft abgerundet, 

da die Ämter bereits aktuell in engem Aus-
tausch mit den landwirtschaftlichen Betrieben 
stehen und genau wissen, wo Defizite liegen 
und wo Beratungsbedarf besteht. Eine Bünde-
lung vor Ort hätte somit den Vorteil gehabt, 
dass man sowohl Kompetenzen, als auch 
Fachwissen bündeln und mit einer gemeinsa-
men Stimme im Sinne des Naturschutzes hätte 
sprechen können.  
 
Der Wirtschafts- und Umweltausschuss sprach 
sich deshalb klar dafür aus, die im Bereich der 
Biodiversitätsberatung neu zu schaffenden Per-
sonalstellen bei den Ämtern für den ländlichen 
Raum anzusiedeln. Die Geschäftsstelle richtete 
auf dieser Grundlage eine entsprechende For-
derung an die Umweltministerin. Allerdings 
waren die Planungen dort bereits weit fortge-
schritten, sodass das HMUKLV die Installation 
zusätzlicher Beratungsangebote im Ergebnis 
beim LLH ansiedelte. Damit bestätigt sich 
einmal mehr die Erfahrung, dass das Hessische 
Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) 
auf vielen Ebenen bestrebt ist, Aufgaben nach 
oben zu zonen, bzw. in seinem unmittelbaren 
Zuständigkeitsbereich entweder beim LLH o-
der bei den Regierungspräsidien zu verorten. 
Diese Hochzonung führt jedoch nicht zu Ent-
lastungen bei den Ämtern für den ländlichen 
Raum. Im Gegenteil dazu werden oftmals Un-
terstützungsleistungen für die Landeseinrich-
tungen erforderlich, die unter dem Strich zu ei-
ner weiteren erheblichen Mehrbelastung vor 
Ort führen. 
  
In diesem Zusammenhang betonte der Aus-
schuss einmal mehr die Grundfrage der vorge-
nommenen Kommunalisierung, nämlich ob die 
seitens des Landes für die Ausführung der 
Auftragsverwaltung zur Verfügung gestellten 
Finanzmittel ausreichend sind.  
 
Das Thema Personalausstattung sei z.B. auch 
unter dem Blickwinkel der neuen Förderperio-
de der GAP (2023-2027) und mit den bereits 
beschlossenen Rahmenbedingungen auf EU-
Ebene zu betrachten. Nach ersten Informatio-
nen sei aufgrund des unter den EU-Staaten er-
zielten Kompromisses hinsichtlich Konditiona-
lität und den neuen Öko-Regelungen ein zu-
sätzlicher Verwaltungsaufwand auf allen Ebe-
nen von bis zu 20 % zu erwarten. Entspre-
chende Überlegungen bezüglich eines erhöhten 
Personalbedarfs und einer notwendigen Ver-
stärkung führe zu der Frage, wie die zu erwar-
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tenden Arbeitsmehrbelastungen auf Land-
kreisebene aufgefangen werden sollen, zumal 
das Land seit der Kommunalisierung trotz 
neuer und veränderter Aufgaben die Personal-
ausstattung bzw. das entsprechende Personal-
budget nicht verbessert habe. 
  
Die kommunale Ebene sei im Rahmen der 
Kommunalisierung angetreten, die Abläufe 
durch die Schaffung von Synergie-Effekten 
und Organisationsoptimierungen effizienter 
zu gestalten und hierdurch im Rahmen des 
Budgets auskömmlicher arbeiten zu können. 
Dies sei in den vergangenen Jahren erfolg-
reich umgesetzt worden. Allerdings habe es in 
vielen Bereichen (insbesondere durch Ände-
rungen im Bereich der EU-Vorgaben) erhebli-
che Zuwächse an Aufgaben gegeben, die „ir-
gendwann durch das gegebene Budget nicht 
mehr aufgefangen werden können“. Dieser 
Zeitpunkt sei weit überschritten. 
 
Besonders eklatant stellt sich die Unterfinan-
zierung der staatlichen Auftragsverwaltung im 
Bereich des kommunalisierten Bereiches Ve-
terinärwesen, Lebensmittelüberwachung und 
Verbraucherschutz dar. 
 
 
Mehrbelastungen der Landkreise im Bereich 
des Veterinärwesens, der Lebensmittelüber-
wachung und des Verbraucherschutzes  
 
Die Landkreise führen die Aufgaben des Ve-
terinärwesens, der Lebensmittelüberwachung 
und des Verbraucherschutzes als Auftragsan-
gelegenheit des Landes aus. § 4 Abs. 2 Satz 2 
HKO formuliert: […] können durch Gesetz 
weitere Aufgaben als Auftragsangelegenheit 
übertragen werden; das Gesetz hat die Auf-
bringung der Mittel zu regeln“. Das Gesetz 
sieht zwar einen Ausgleich vor, dieser war je-
doch von Beginn an nicht auskömmlich. Die 
Frage eines adäquaten Ausgleichs für die zwi-
schenzeitlich eingetretenen Mehrbelastungen 
der Landkreise in diesen Bereichen ist nach 
wie vor ungelöst. 
 
Nach nahezu zehn Jahren der Diskussion fand 
zuletzt im Dezember 2019 ein Spitzenge-
spräch bei Umweltministerin Priska Hinz mit 
den Kommunalen Spitzenverbänden zur Zu-
kunft der Finanzausstattung statt. Auch an 
dieser Stelle wurde erneut die zwingend not-
wendige Verbesserung der personellen Aus-
stattung der Veterinärämter thematisiert. 

Mangels weiterer Entwicklung in der Sache 
wandten sich die Kommunalen Spitzenverbän-
de daher im Juli 2021 erneut schriftlich an das 
Umweltministerium.  
 
Zuvor hatten die Leitungen der Fachabteilun-
gen der Veterinärbehörden im Rahmen einer 
gemeinsamen Sitzung der AG der Veteri-
närämter des Hessischen Landkreistages und 
des Hessischen Städtetages zum wiederholten 
Mal die mangelnde Personalausstattung bei 
gleichzeitig steigendem Aufgabenzuwachs und 
Kontrolldichte beklagt.  
 
In seiner Antwort verwies das Ministerium nun 
auf Ausführungen des Hessischen Rechnungs-
hofes, der die Auffassung vertritt, die Frage, ob 
den Kommunen in Folge der Kommunalisie-
rung vor 17 Jahren Mehrbelastungen oder Ent-
lastungen entstanden sind, sei anhand sämtli-
cher kommunalisierter Bereiche zu untersu-
chen. Ein einzelner Bereich wie die Veterinär-
verwaltung sei hierfür nicht aussagekräftig, da 
Mehrbelastungen oder Entlastungen aus ande-
ren Bereichen gegenzurechnen wären. Der 
Rechnungshof bleibe daher bei seiner Auffas-
sung, dass eine umfassende Personalbedarfs-
ermittlung dringend angeraten ist, um einen re-
alistischen Personalbedarf der hessischen Vete-
rinärverwaltung zu ermitteln.  
 
Aus Sicht des Hessischen Landkreistages wird 
damit nur die seit Jahren immer wieder vorge-
tragene Haltung des Landes wiederholt. Sie 
verkennt, dass sich die finanzielle Situation in-
folge einer allgemeinen und breiten Zunahme 
der Anforderungen und der Bearbeitungstiefe 
in allen Bereichen und nicht nur im Bereich 
der Veterinärverwaltung (dort aber besonders) 
und trotz einer im Kommunalisierungsgesetz 
vorgesehenen Fortschreibung der Aus-
gleichsbeträge, kritisch negativ entwickelt hat. 
Eine weitere Untersuchung wird daher in der 
Sache nicht zu einem Erfolg und einer Verbes-
serung der Situation führen. Derartige  
Erhebungen wurden bereits wiederholt und  
mit großem (Kosten- und Personal-)Aufwand 
durchgeführt. Die Ergebnisse haben jedoch zu 
keiner Änderung der Haltung des Landes ge-
führt. Der Sache wegen sind nun anstelle wei-
terer Erhebungen zeitnah die entsprechenden 
politischen Verhandlungen aufzunehmen.  
 
Dennoch scheint die langjährige Diskussion 
mit der Landesregierung über angemessene 
Ausgleichsbeträge spätestens seit der Vorstel-
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lung des Gutachtens des Hessischen Rech-
nungshofes in eine neue Phase eingetreten zu 
sein, denn das Gutachten verdeutlicht die Un-
terfinanzierung der Veterinärämter: In Schrei-
ben der Kommunalen Spitzenverbände vom 
Juli 2022 an das HMUKLV wurden die Er-
kenntnisse des Landesrechnungshofes dem-
entsprechend aus kommunaler Sicht einge-
ordnet. Dabei wurde zunächst mitgeteilt, dass 
das Präsidium des Hessischen Landkreistags 
in seiner Sitzung am 30.06.2022 den Be-
schluss gefasst hat, sich erneut bei der Lande-
regierung für eine hinreichend finanzielle 
Ausstattung der Veterinärverwaltung einzu-
setzen. Jegliche Bemühungen, von diversen 
organisatorischen Untersuchungen bis hin 
zum Herausarbeiten von Mehrbelastungen in 
diesem Bereich seit Beginn der Kommunali-
sierung, seien bislang ergebnislos geblieben. 
Das Gutachten des Hessischen Rechnungsho-
fes zeige die deutliche Finanzierungslücke 
auf. Allein für die Jahre 2016 bis 2018 wurde 
ein Defizit von knapp 35 Mio. EURO ermit-
telt - mit steigenden Zuwachsraten. Rechne 
man den durch den Rechnungshof mitgeteil-
ten Anteil für die kreisfreien Städte in Hessen 
aus den Gesamtsummen heraus, so verbleibe 
für die untersuchten Jahre eine Finanzierungs-
lücke von rund 9,4 Mio. EURO pro Jahr. Be-
trachte man die dargelegten Zuwachsraten und 
extrapoliere die Daten linear mit dem durch-
schnittlichen Prozentwert, so ergibt sich allein 
für das Jahr 2022 ein Defizit von gut 25 Mio. 
Euro. Dies ergebe in der Summe alleine für 
die Jahre von 2016 bis 2022 einen Betrag von 
über 105 Mio. Euro. 
 
Das Land Hessen sei nach dem Kommunali-
sierungsgesetz verpflichtet, eine auskömmli-
che Erstattung der Budgets der Auftragsver-
waltung zu gewähren und hierbei auch die seit 
der Kommunalisierung eingetretenen Mehrbe-
lastungen durch das Setzen zusätzlicher Stan-
dards und gesetzliche Verschärfungen, vor al-
lem durch neue EU- und bundesrechtliche 
Vorgaben, zu berücksichtigen und diese voll-
umfänglich zu erstatten.  
 
Der durch den Landesechnungshof aufgezeig-
te Trend, dass der Anteil der Landesmittel an 
der Finanzierung der Veterinärverwaltung 
kontinuierlich deutlich sinke, im Gegenzug 
der Finanzierungsanteil der Kommunen aber 
in gleichem Maße steige, sei eine Entwick-
lung, die es im Hinblick auf die stark belaste-
ten kommunalen Haushalte unverzüglich zu 

stoppen gilt. Daher wurde erneut ein zeitnah 
durchzuführendes Gespräch auf Spitzenebene 
vorgeschlagen, mit dem Ziel die bisherigen 
Positionen nun einer einvernehmlichen Lösung 
zuführen zu können. Eine Reaktion des 
HMUKLV liegt aktuell noch nicht vor. Diese 
wird seitens der Spitzenverbände jedoch mit 
Interesse erwartet. Eine verbesserte Ausstat-
tung ist dringend notwendig, um die zuständi-
gen Ämter künftig in die Lage zu versetzen, 
z.B. auch im Fall eines Ausbruchs der Afrika-
nischen Schweinepest (ASP) angemessene Be-
kämpfungsmaßnahmen einleiten zu können. 
 
 
Afrikanische Schweinepest 
 
Auch im Verlauf des aktuellen Berichtszeit-
raumes hat der Wirtschafts- und Umweltaus-
schuss des HLT regelmäßig das Entwicklungs-
geschehen der Afrikanischen Schweinepest 
(ASP) verfolgt. Nachdem die ASP 2020 erst-
mals bei einem Wildschwein in Brandenburg 
festgestellt wurde, stellt deren Bekämpfung 
weiterhin eine zentrale Herausforderung für 
die Tierseuchenbekämpfung im Lande und zur 
Sicherung der Schweinewirtschaft in Deutsch-
land dar. Eine unkontrollierte Ausbreitung 
Richtung Westdeutschland konnte aufgrund 
großer Kraftanstrengungen und unter Einsatz 
erheblicher Ressourcen der betroffenen Land-
kreise (Schaffung von Restriktionszonen, 
Zaunbau, verstärkte Bejagung, Fallwildsuche, 
Fanganlagen etc.) bislang weitestgehend ver-
hindert werden.  
 
Die maßgebliche Hauptverbreitungsquelle der 
ASP sind Einträge durch Wildschweine ent-
lang der polnischen Grenze sowie achtlos 
weggeworfene Speisereste. 
 
Erst im April 2022 veröffentlichte das Fried-
rich-Loeffler-Institut erneut eine qualitative 
Risikobewertung zur Einschleppung der Afri-
kanischen Schweinepest in Deutschland, um 
damit einen Rahmen für eine grundsätzliche 
Risikoabschätzung des ASP-Eintrags zu bie-
ten. Diese kam zu dem Ergebnis, dass bei einer 
intakten doppelten wildschweinsicheren Um-
zäunung und der Einhaltung der Anforderun-
gen der Schweinehaltungshygiene-Verordnung 
in ASP-freien Gebieten und in Sperrzonen 
(„Pufferzonen“) das Risiko als vernachlässig-
bar und in Sperrzonen II (ASP bei Wild-
schweinen) als gering einzustufen sei. Doch 
schon Ende Mai wurde in einem landwirt-
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schaftlichen Betrieb in Baden-Württemberg 
sowie Anfang Juli in Niedersachsen ein Aus-
bruch der ASP amtlich festgestellt. Auch 
wenn Hessen bislang keinen einzigen Fall der 
anzeigepflichtigen Viruserkrankung zu ver-
zeichnen hat so zeigt sich doch, dass die ASP 
nach wie vor ein großes und teilweise unkal-
kulierbares Bedrohungsszenario darstellt. 
 
Letztlich wird es aber voraussichtlich nur eine 
Frage der Zeit sein, bis die ASP auch in Hes-
sen auftritt, denn laut Einschätzung des Hessi-
schen Umweltministeriums ist Hessen mit 
Blick auf einen möglichen ASP-Eintrag unter 
anderem wegen des Autobahnverkehrs aus 
östlichen (Bundes-)Ländern besonders ge-
fährdet. Als besondere Infektionsmöglichkei-
ten für heimische Wildschweine werden häu-
fig Rastplätze identifiziert, auf denen immer 
wieder eine illegale Entsorgung von eventuell 
infizierten Fleisch- oder Fleischerzeugnissen 
festzustellen ist. Auch die Tatsache, dass Hes-
sen eines der Wald- und Wildschwein-
reichsten Bundesländer ist, würde eine Be-
kämpfung der ASP im Falle eines Ausbruchs 
sehr schwierig machen. 
  
Die Behörden auf Landes- und Kreisebene 
sind im Rahmen ihrer Möglichkeiten grund-
sätzlich auf den Ernstfall eingestellt. Vorsorg-
lich wurde entsprechendes Zäunungsmaterial 
erworben und eingelagert. Da die Landkreise 
als Untere Veterinärbehörden für die Tierseu-
chenbekämpfung zuständig sind, kommt 
ihnen eine bedeutende Rolle zu. Aus dem Be-
reich Nordhessen wird berichtet, dass vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen aus Branden-
burg über das Zaunmaterial des Landes Hes-
sen hinaus, weitere Zäune erworben und ein-
gelagert wurden. 
 
Aktuell besteht kein zusätzlicher Handlungs-
bedarf. Der Verband wird das Thema weiter 
im Fokus haben und die Landkreise über jeg-
liche Neuerungen zeitnah informieren. 
 
 
Geflügelpest – Hochpathogene aviäre In-
fluenza (HPAI) 
 
Schwierigkeiten bereitet nach wie vor die 
Eindämmung der Vogelgrippe(n) auch wenn 
die Fallzahlen in Europa wie auch im Rest der 
Welt aktuell etwas rückläufig sind. Laut An-
gaben der Europäischen Behörde für Lebens-
mittelsicherheit (EFSA) war die Seuchensai-

son 2021-2022 dennoch insgesamt mit mehr 
als 5.300 Fällen die bisher größte in Europa 
beobachtete Epidemie bei Geflügel, gehaltenen 
Vögeln sowie Wildvögeln. 46 Millionen Vögel 
mussten getötet werden. Aufgrund des seit 
Herbst 2021 in Deutschland hoch-dynamischen 
Geschehens stuft das Friedrich-Loeffler-
Institut (FLI) das Risiko der Aus- und Weiter-
verbreitung in Wasservogelpopulationen, das 
Risiko der weiteren Einträge in deutsche Ge-
flügelhaltungen und Vogelbestände sowie das 
Eintragsrisiko durch Verschleppung des Virus 
zwischen Haltungen als hoch ein. 
 
Problematisch ist, dass die Einschleppungs- 
und Verbreitungswege häufig nicht umfassend 
rekonstruiert werden können. Auch mangelnde 
Möglichkeiten der Einflussnahme auf das In-
fektionsgeschehen in Wildvogelpopulationen 
zwingen daher zu verstärkten Maßnahmen zum 
Schutz des Geflügels vor einem Eintrag. Es 
wird seitens der Fachbehörden dringend zu ei-
ner frühzeitigen Aufstallung von in Freigehe-
gen gehaltenem Geflügel, z.B. Gänsen geraten, 
um eine Übertragung der Krankheit von Wild-
vögeln auf die Bestände in Zuchtanlagen nach 
Möglichkeit zu verhindern. Insbesondere müs-
sen z.B. Biosicherheitsmaßnahmen und deren 
strikte Einhaltung überprüft und optimiert 
werden. Auf lange Sicht müssen Geflügelpro-
duktionssysteme umstrukturiert sowie die Ver-
fügbarkeit von Impfstoffen in den Fokus ge-
nommen werden.  
 
Der Verband wird den Themenkomplex weiter 
im Fokus behalten. 
 
 
Verkehr 
 
ÖPNV-Finanzierung 
 
Ein funktionierender und attraktiver Öffentli-
cher Personennahverkehr (ÖPNV) ist ange-
sichts einer fortschreitenden Klimakrise, stei-
genden Energiekosten und einem drohenden 
Verkehrsinfarkt auf den Straßen eine Grundvo-
raussetzung für zeitgemäß angepasste Mobili-
tät. Die Qualität des Angebots beeinflusst z.B. 
auch Entscheidungen der Menschen über die 
Wahl des Wohnortes und des Arbeitsplatzes. 
Sie ist damit ein Standortfaktor, aber auch ein 
Aspekt der gesellschaftlichen Teilhabe. 
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Die Qualität ist jedoch gefährdet. Der ÖPNV 
in Hessen kostet pro Jahr rund zwei Milliar-
den Euro, die alleine durch Fahrgeldeinnah-
men bei Weitem nicht abgedeckt werden kön-
nen. Für die kommunale Ebene als Aufgaben-
träger des ÖPNV erweist sich die weitere Fi-
nanzierung des ÖPNV als besondere Heraus-
forderung. Unter dem Eindruck der politi-
schen und gesellschaftlichen Vorgaben zur 
Umsetzung einer Verkehrs-/Mobilitätswende 
erscheinen die bisherigen Finanzierungs-
grundlagen nicht mehr ausreichend und damit 
durch die kommunale Ebene perspektivisch 
nicht mehr ohne erhebliche zusätzliche Unter-
stützung weiter bestreitbar. 
 
Der HLT-Wirtschafts- und Umweltausschuss 
beriet sich daher intensiv mit den Verkehrs-
verbünden, RMV und NVV. Dabei wurden 
u.a. die Finanzierungsnotwendigkeiten aus 
Sicht der Verkehrsverbünde dargestellt. Aus 
Ausschusssicht ist insgesamt im Blick zu hal-
ten, dass durch die kommunale Ebene auch an 
anderen Stellen riesige Kostenlasten zu be-
wältigen sind: z.B. die LWV-Umlage, Finan-
zierungsnotwendigkeiten im Bereich der 
Krankenhäuser, im der Ganztagsförderung an 
Schulen/Nachmittagsbetreuung. Auch aus die-
sem Blickwinkel kann den Herausforderungen 
im Bereich des ÖPNV nur mit substanzieller 
Unterstützung von Land und Bund begegnet 
werden. Der Wirtschafts- und Umweltaus-
schuss betonte deshalb, die kommunale Ebene 
müsse ihre Sicht aktiv kommunizieren und 
deutlich machen, dass hier ein bundes- und 
landespolitisches Thema (Mobilitäts- und 
Verkehrswende) auf Kosten der kommunalen 
Ebene mittels Beisteuerung von „Almosen“ 
durch Bund und Land gelöst werden soll.  
Im Mai 2022 wurden die Kommunalen Spit-
zenverbände im Rahmen eines gemeinsamen 
Gesprächs mit der Landesregierung über die 
Überlegungen des Landes zur künftigen Fi-
nanzierung des ÖPNV informiert. In diesem 
Zusammenhang setzte die Landesregierung 
die Kommunalen Spitzenverbände u.a. über 
eine gutachterliche Untersuchung der finanzi-
ellen Bedarfsanmeldungen der drei Verkehrs-
verbünde in Kenntnis. Nach diesen Anmel-
dungen ergebe sich für den Fünfjahreszeit-
raum 2023 bis 2027 eine erhebliche De-
ckungslücke. Nach Prüfung der Anmeldungen 
habe das Land mögliche Einsparungen aus-
gemacht. Um das Defizit in den Griff be-
kommen zu können, werde eine Laufzeitver-
kürzung der Finanzierungsvereinbarung mit 

den Verkehrsverbünden auf zwei Jahre und ei-
ne sog. „Drittelfinanzierung“ zwischen Bund, 
Land, Kommunen in Betracht gezogen.  
 
Die Varianten haben jeweils Vor- und Nachtei-
le, die jedoch erhebliche Folgewirkungen auf-
weisen können. Insgesamt jedoch ist die Frage 
zu stellen, ob die Mittel seitens des Landes an-
gesichts des von der Landesregierung ausge-
gebenen ehrgeizigen Ziels der Verkehrswende 
tatsächlich ausreichend sind. Im Vergleich zu 
den Leistungen anderer Bundesländer bleibt 
der hessische Landesanteil an der Verbundfi-
nanzierung insgesamt denkbar gering. Will die 
Landesregierung glaubwürdig für die Ver-
kehrswende eintreten, muss sie ihren Finanzie-
rungsanteil kräftig steigern.  
 
Die Verhandlungen hierüber sowie über die 
Problemlösung insgesamt sind noch nicht ab-
geschlossen. Der HLT wird sich weiterhin en-
gagiert für eine angemessene Finanzierung ei-
nes attraktiven ÖPNV auch in der Fläche ein-
setzen. 
 
Vor diesem Hintergrund beteiligte sich der 
HLT an einer gemeinsamen öffentlichen Erklä-
rung der Kommunalen Spitzenverbände mit 
der Landesarbeitsgemeinschaft ÖPNV (LAG). 
Darin erklärte der Präsident des Hessischen 
Landkreistages, Herr Landrat Wolfgang Schus-
ter, anlässlich der Unterzeichnung: „Man kann 
nicht immer weitere Anforderungen draufpa-
cken und dann nur mit Kleingeld dafür bezah-
len wollen“. Städte, Gemeinden und Landkrei-
se stünden grundsätzlich auch weiterhin zu ih-
rer Finanzierungsmitverantwortung für eine 
ausreichende Bedienung der Bevölkerung mit 
Verkehrsleistungen im öffentlichen Personen-
nahverkehr entsprechend den regionalen und 
örtlichen Gegebenheiten. „Wenn die kommu-
nalen Mittel aber erschöpft sind, und Bund und 
Land nicht helfen, bleiben nur Kürzungen bei 
den Standards und der Anbindungsqualität.“ 
 
Die Verbände schrieben weiter: „Wir appellie-
ren gemeinsam an das Land Hessen, seinen po-
litischen Zusagen und Vorgaben zur Mobili-
täts- und Verkehrswende zu folgen und die 
originären Mittel im Landeshaushalt ziel- und 
bedarfsorientiert deutlich aufzustocken und zu 
dynamisieren. Es ist zudem Aufgabe des Lan-
des Hessen dafür Sorge zu tragen, dass von 
den Regionalisierungs- und Landesmitteln eine 
hinreichende Weiterleitung auch an die lokalen 
Aufgabenträgerorganisationen erfolgt. Ohne 
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zusätzliche originäre Landesmittel für den 
ÖPNV wird es nicht möglich sein, die überre-
gionale Erschließungsfunktion der lokalen 
Verkehre zu sichern und eine erfolgreiche 
Mobilitätswende zu gewährleisten.“  
 
Dem Land komme auch jenseits der rein 
rechtlichen Festlegungen eine überregionale 
und strukturelle Verantwortung zu. Es müsse 
deshalb erhebliche zusätzliche originäre Lan-
desmittel für die Finanzierung des ÖPNV zur 
Verfügung stellen. Zudem wurde betont: 
„Dem Bekenntnis des Landes zur Verkehrs-
wende müssen nun auch Taten folgen. Das 
Land muss seinen Finanzierungsanteil am 
ÖPNV mit auskömmlichen und dauerhaften 
Anteilen im Landeshaushalt untermauern."  
 
 
Enquetekommission „Mobilitätsentwicklung 
in Hessen 2030“ 
 
Der Hessische Landtag setzte auf Antrag der 
Fraktionen der SPD und der FDP eine En-
quetekommission „Mobilitätsentwicklung in 
Hessen 2030“ ein (LT-Drs. 20/3995). Bis zum 
Frühjahr 2023 sollen auf dieser Grundlage 
fraktionsübergreifend und unterstützt durch 
externe Berater, wie z.B. Hochschulen und 
Verkehrsexperten, die Verkehrsprobleme im 
Land diskutiert und ein Gesamtkonzept vorge-
legt werden.  
 
Eine zentrale Frage ist dabei, wie die Vernet-
zung der einzelnen Verkehrsträger künftig ge-
lingen kann und welche Trends die Mobilität 
bis 2030 beeinflussen werden.   
 
Im Zusammenhang mit dem konkreten The-
menfeld „Mobilitätsverhalten in Stadtregio-
nen“ beschäftigte sich die Enquetekommissi-
on im Berichtszeitraum daher mit der Frage, 
wie der bislang wachsende Mobilitätsbedarf 
durch eine gleichzeitig wachsende Vielfalt an 
Mobilitätsformen aufgefangen werden kann 
und welchen Einfluss die Veränderungen in 
der Arbeitswelt z.B. durch vermehrte Arbeit 
im „Homeoffice“ haben werden. Mobilität 
muss - so der Ansatz - auch im Hinblick auf 
ökologische Konsequenzen neu gedacht wer-
den.  
 
Als weiteres Themenfeld wurde das Mobili-
tätsverhalten in ländlichen Regionen und de-
ren Mittelzentren beraten. Weitere Themen-
blöcke sind neben Schienen- und Straßenver-

kehr u.a. auch die Nahmobilität, der Schiffs-
verkehr und Digitalisierung.  
 
Der Hessische Landkreistag ist als ständiges 
beratendes Mitglied der Enquetekommission 
benannt. Der HLT nimmt seine Rolle insbe-
sondere auch mit Blick auf die ländlichen 
Räume und dessen Bedürfnisse engagiert wahr. 
 
 
Arbeitsgemeinschaft Nahmobilität Hessen 
(AGNH) 
 
Ziel der AGNH ist, die Nahmobilität in Hessen 
als integralen Bestandteil des gesamten Ver-
kehrssystems umfassend zu fördern. Es sollen 
neue Ideen entwickelt und umgesetzt, sowie 
beispielhafte Konzepte bekanntgemacht wer-
den. Zentrales Anliegen ist eine Verbesserung 
der Bedingungen für den Fuß- und Fahrradver-
kehr und deren Verknüpfung mit anderen Ver-
kehrsmitteln. Die AGNH versteht sich in die-
sem Zusammenhang als Kompetenznetzwerk, 
in dem sich Vertreter von Kommunen, Ver-
bänden und Organisationen der Mobilität und 
der Wissenschaft gemeinsam für die Belange 
der Nahmobilität einsetzen. 
 
Der HLT ist aktives Mitglied der AGNH und 
engagiert sich zudem im Lenkungskreis.  
 
 
Schaffung einer zentralen Erlaubnisbehörde für 
Großraum- und Schwertransporte    
 
Im Koalitionsvertrag zwischen CDU Hessen 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen für 
die 20. Legislaturperiode wurde u.a. festge-
schrieben, dass die Genehmigungs- und Er-
laubnisprozesse für Großraum- und Schwer-
transporte nach dem Vorbild anderer Bundes-
länder beschleunigt werden sollen. Deshalb ist 
beabsichtigt, in Hessen eine zentrale Anhö-
rungs- und Genehmigungsbehörde für Groß-
raum- und Schwertransporte einzurichten und 
diese Aufgabe auf Hessen Mobil zu übertra-
gen.  
  
Hierzu soll die Hessische Verordnung zur Be-
stimmung verkehrsrechtlicher Zuständigkeiten 
geändert werden. Der Aufbau der Strukturen 
und der entsprechenden Personalausstattung 
soll bis zum Ende der Legislaturperiode im Ja-
nuar 2024 abgeschlossen sein. Zielsetzung ist 
aus Sicht des Landes die Schaffung von Sy-
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nergien. Es wird ein „flexibler Personaleinsatz 
bei Spitzenbelastung“ aber zugleich auch eine 
„routinierte Bearbeitung durch dauerhafte Be-
fassung mit den Antragsverfahren“ angestrebt. 
Zudem soll die Kommunikation mit Behörden 
und Transportfirmen vereinheitlicht werden, 
was zu einer weiteren Beschleunigung der 
Verfahren „auch im Interesse der Wirtschaft“ 
führen soll.  
  
Das Hessische Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Wohnen legte im Juni 
2022 zur weiteren Umsetzung den Entwurf 
einer Achten Verordnung zur Änderung der 
Verordnung zur Bestimmung verkehrsrechtli-
cher Zuständigkeiten vor. Auf Basis der Gre-
mienbeschlüsse sowie einer hierzu durchge-
führten Umfrage lehnte der HLT den Entwurf 
ab. Der Hessische Landkreistag machte ein-
mal mehr deutlich, dass sich die Abwicklung 
der Genehmigungs- und Erlaubnisprozesse für 
den Großraum- und Schwertransport bei den 
Kreisen sich stabil und positiv eingespielt hat. 
Gerade die Planung von Großraum- und 
Schwertransporten erfordert spezielle Ort-
kenntnisse und ist mit Blick auf die Wahl ge-
eigneter Transportrouten sehr personal- und 
zeitaufwendig.  
 
Wird nun auf Ebene von HessenMobil eine 
zentrale Erlaubnisbehörde etabliert, so muss 
dennoch auf die Ortskenntnis der kommuna-
len Ebene zurückgegriffen werden. Dies kann 
im Ergebnis möglicherweise im Vergleich zu 
dem gegenwärtigen Zustand sogar zu Mehrar-
beit und zusätzlichen Abstimmungserforder-
nissen führen. 
 
Abgesehen von der Frage, ob eine derartige 
Zentralisierung in der Sache tatsächlich sinn-
voll ist, ergibt sich für die Landkreise darüber 
hinaus auch die Problematik, wie angesichts 
des zu erwartenden Mehraufwands die künfti-
ge Gebührenstruktur und -verteilung geregelt 
werden soll. Im Fall einer Zentralisierung der 
Aufgabe bei HessenMobil ist davon auszuge-
hen, dass die zu erzielenden Gebührenein-
nahmen dem Landeshaushalt zugutekommen 
und die kommunale Ebene lediglich zu (kos-
tenloser) Amtshilfe herangezogen wird. Ein 
solches Vorgehen kann aus kommunaler Sicht 
angesichts des zu erwartenden Umfangs der 
Unterstützungsleistungen nicht akzeptiert 
werden.  
 
 

Parkplätze und Einsatzbereitschaft der Freiwil-
ligen Feuerwehren 
 
Der Wirtschafts- und Umweltausschuss befass-
te sich zudem mit einem besonderen Aspekt 
der Einsatzbereitschaft der Freiwilligen Feu-
erwehren. Hintergrund ist, dass in einer Reihe 
von Städten im Rhein-Main-Gebiet ein hoher 
Parkdruck besteht. Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehr, die über keinen privaten Parkplatz 
verfügen und im öffentlichen Straßenraum 
parken müssen, verlieren oft viel Zeit, um im 
Einsatzfall von ihrem Wohnort zum eigenen 
Fahrzeug zu gelangen und damit zur Feuerwa-
che fahren. Als Lösung wurde die Ausweisung 
persönlicher Parkplätze in unmittelbarer Nähe 
zur Wohnung der Einsatzkräfte ins Auge ge-
fasst. Problem ist, das eine Anordnung solcher 
Parkplätze in der StVO noch nicht vorgesehen 
ist. Das Regierungspräsidium Darmstadt ord-
nete deshalb an, eine in einem Landkreis be-
reits erfolgte Beschilderung wieder zu entfer-
nen. 
  
Der Wirtschafts- und Umweltausschuss sprach 
sich zur Sicherung der Einsatzbereitschaft da-
für aus, in der StVO die Möglichkeit zu schaf-
fen, Parkplätze für Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehr in Wohnortnähe im öffentlichen 
Straßenraum ausweisen zu können. Die Ge-
schäftsstelle setzte sich auf dieser Grundlage 
gegenüber dem Hessischen Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesent-
wicklung für eine solche Lösung ein und regte 
an, die Problematik der Verkehrsministerkon-
ferenz mit dem Ziel einer Anpassung der StVO 
zur weiteren Beratung vorzulegen. 
 
 
Bauen / Wohnen 
 
Allianz für Wohnen in Hessen  
 
Die Versorgung der Menschen mit bezahlba-
rem und auf ihre Bedürfnisse zugeschnittenem 
Wohnraum in einem attraktiven Umfeld muss 
zentrales Anliegen der politisch Verantwortli-
chen sein. Dies gilt insbesondere angesichts 
der gegebenen Rahmenbedingungen: zuneh-
menden Bevölkerungszahlen, steigenden Mie-
ten, Inflation, wieder steigenden Hypotheken-
zinsen usw.. Mit dem Ziel, Strategien für guten 
und bezahlbaren Wohnungsbau in Hessen zu 
entwickeln, wurde vom Hessischen Umwelt-
ministerium bereits im Jahr 2015 ein Bündnis 
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für bezahlbares Wohnen, die Allianz für 
Wohnen in Hessen, ins Leben gerufen.  
 
Zwar hat sich die Bautätigkeit in den letzten 
Jahren bundesweit deutlich erhöht, dennoch 
klafft zwischen den Baugenehmigungszahlen, 
der Zahl der fertiggestellten Wohnungen und 
dem realen Bedarf nach wie vor eine Lücke. 
 
In ihrem, durch den Hessischen Landkreistag 
unterstützten 12-Punkte-Programm, unterbrei-
tet die Allianz für Wohnen Vorschläge für al-
ternative Herangehensweisen. Das Programm 
umfasst konkrete und praktikable Lösungs-
möglichkeiten, die dazu führen sollen, die an-
gespannte Situation am Wohnungsmarkt zu 
verbessern. Hierzu gehören z.B. Vorschläge 
für modulares, serielles Bauen (Aufstockung 
im Bestand) und eine Beschleunigung der 
Entwicklung von Bauland. Darüber hinaus 
geht es auch um eine Nachsteuerung und Ver-
besserung der Förderrichtlinien.  
 
Der HLT ist aktives Mitglied des Lenkungs-
ausschusses der Allianz für Wohnen. Die Ge-
schäftsstelle informierte erneut über die je-
weils aktuellen Entwicklungen.  
 
 
Allianz vor Ort 
 
Im Rahmen des Formats „Allianz vor Ort“ be-
teiligte sich der HLT an einem Gesprächsfo-
rum mit der Landesregierung im Landkreis 
Gießen. Dabei wurden die Probleme und Hin-
dernisse der kommunalen Ebene bei der Er-
richtung von zusätzlichen sozialen Wohnun-
gen gegenüber der Leitung des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Wohnen adressiert und diskutiert. Auf 
Grundlage einer Umfrage bei den Landkreisen 
wurden als Hindernisse u.a. genannt:  
 

- Anwenderunfreundliche gesetzliche Rege-
lungen,  

- komplizierte Fördergrundlagen,   
- nicht ausreichende Fördermittel (z.B. im 

Rahmen der Dorfentwicklung), 
- hohe Denkmalschutzauflagen, z.B. im Be-

reich der Photovoltaik,  
- teure Standardvorgaben. 
 

Angeregt wurde zudem, gerade im ländlichen 
Raum anstelle einer einseitigen Fokussierung 
auf den Neubau auch eine Aktivierung des 
vorhandenen Wohnraums zu unterstützen.  
 

Projekt „Virtuelles Bauamt“ 
 
Sowohl die Metropolregion Rhein-Neckar 
(MRN) als auch das Hessische Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen ver-
folgen Projekte zu einer Digitalisierung des 
Baugenehmigungsverfahrens. MRN fokussiert 
sich auf ein drei Bundesländer einbeziehendes 
Modellvorhaben „Kooperatives e-Government 
in föderalen Strukturen“, ein sog. „virtuelles 
Bauamt“  
 
Beide Initiativen stehen vor dem Hintergrund, 
dass die elektronische Abwicklung von Bau-
genehmigungsverfahren hohe Optimierungs- 
und Synergiepotenziale birgt. Dies gilt sowohl 
hinsichtlich der Schnelligkeit der Antragsbear-
beitung, als auch mit Blick auf die Zusammen-
arbeit mit Antragstellern und anderen beteilig-
ten Fachämtern.  
 
Vorteil des MRN-Projekts ist, dass sich  
dieses über die drei Bundesländer Baden-
Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz er-
streckt und sich insofern als Erprobungsraum 
für eine Reihe von länderübergreifenden Ko-
operationen besonders anbietet. Ein Projekt in 
diesem Zusammenhang ist das sog. „Virtuelle 
Bauamt“, das die bestehenden (bau-)recht-
lichen Regelungen sowie die unterschiedlichen 
IT-Verfahren der beteiligten Behörden mit 
dem Ziel berücksichtigt, Bauanträge medien-
bruchfrei weiterverarbeiten zu können. 
 
Mit einer Anpassung der Hessischen Bauord-
nung wurden die Weichen hierzu bereits ge-
stellt: Nach § 62 Abs. 5 Satz 3 der HBO kann 
die Bauaufsichtsbehörde bestimmen, dass aus-
schließlich das elektronische Verfahren zu nut-
zen ist. Von dieser Möglichkeit hat eine Reihe 
von Landkreisen für ihren Bereich auch bereits 
Gebrauch gemacht und Möglichkeiten geschaf-
fen, Anträge und Mitteilungen nach Hessischer 
Bauordnung (HBO) digital einzureichen. 
  
Der Wirtschafts- und Umweltausschuss ließ 
sich in seiner Herbstsitzung 2021 erneut über 
den Fortschritt des Programms informieren 
und begleitet den Ansatz des HMWEVW auf 
Fachebene. 
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6. Digitalisierung 
 
 
Die Digitalisierung der Verwaltung ist für die 
hessischen Landkreise von grundlegender Be-
deutung, um sich erfolgreich den Chancen 
und Herausforderungen der heutigen Zeit zu 
stellen. Dementsprechend nimmt dieses The-
ma auch in der Arbeit der Geschäftsstelle ein 
größeren Raum ein. Die Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes (OZG), das Bund, Länder 
und Kommunen verpflichtet alle Verwal-
tungsleistungen bis Ende 2022 auch digital 
anzubieten, ist dabei eine – wenn auch um-
fangreiche – Teilaufgabe in diesem Rahmen.  
 
Die zunehmende Verwaltungsdigitalisierung 
stellt zudem steigende Anforderungen an die 
Informations- und Datensicherheit in den 
Kreisverwaltungen. Für die Landkreise folgt 
daraus u.a. ein großer Innovationsbedarf in 
Bezug auf die bestehende kreiseigene IT- und 
die künftige Cloud-Infrastruktur. In diesem 
Zusammenhang gibt es Aktivitäten auf Bun-
des- und Landesebene, in die auch die Ge-
schäftsstelle einbezogen ist. So führt der DLT 
ein vom Bundesministerium der Finanzen ge-
fördertes Innovationsberatungsprojekt "Cloud-
Infrastrukturen für die Landkreise" durch. Ziel 
dieses Projekts ist es, den Kreisen auf Basis 
einer strukturierten Bedarfsanalyse konkrete 
Vorschläge für die aufgezeigten Innovations-
bedarfe der Landkreise zu angemessenen 
Konditionen, technisch zukunftsfähig und 
kommunal steuerbar zu unterbreiten. Auch in 
den Gesprächen mit dem Land Hessen spielen 
Fragen der Cloud-Transformation und digitale 
Souveränität eine immer größere Rolle. 
 
Um ihrer Aufgabe als Dienstleister für Bürge-
rinnen und Bürger gerecht zu werden, müssen 
sich die Landkreise zudem dem grassierenden 
Fachkräftemangel stellen. Zwar werden zu-
nehmend digitalisierte Verwaltungsprozesse 
auch Effizienzgewinne mit sich bringen. 
Gleichzeitig erfordert eine moderne Verwal-
tung auch ein zeitgemäßes Arbeitsumfeld für 
die Mitarbeitenden, um als attraktiver Arbeit-
geber gegen die Konkurrenz der Privatwirt-
schaft bestehen zu können. 
 
All diese Fragen werden auch im Arbeitskreis 
Digitalisierung besprochen, der sich – begin-
nend im Jahr 2019 – als wichtiges Austausch-
format für IT- und Organisationsverantwortli-

che aus den Kreisen etabliert hat. Den ver-
bandsübergreifenden Austausch der kommuna-
len Familie stellt der gemeinsame Arbeitskreis 
IT & E-Government der kommunalen Spitzen-
verbände, her. Regelmäßige Gäste in beiden 
Arbeitskreisen sind Kolleginnen und Kollegen 
aus dem HMdIS und dem HMinD, so dass 
auch die fachliche Verbindung zu den zustän-
digen Landesressorts sichergestellt ist. 
 
 
Entwicklung einer gemeinsamen Digitalisie-
rungsstrategie für die hessischen Landkreise 
 
Die Landkreise gewährleisten in vielfältiger 
Weise Aufgaben der Daseinsvorsorge und im 
Rahmen von Regionalentwicklung und Wirt-
schaftsförderung eine Unterstützung der Wirt-
schaft. Die Gestaltung dieses Lebens- und Ar-
beitsumfeldes durch neue, digitale Lösungen 
für Schulen, eine schnellere und noch bessere 
medizinische Versorgung durch digitale Assis-
tenzsysteme oder die Unterstützung des heimi-
schen Handwerks, sich an die Anforderungen 
einer digitalen Wirtschaft anzupassen, sind 
deshalb wichtige Aufgaben der Landkreise. 
Was dies konkret bedeutet und welche Hand-
lungsanforderungen sich für die Landkreise er-
geben, zeichnet sich jedoch erst in Teilen ab. 
Die Handlungsfelder sind so unterschiedlich 
wie die Landkreise selbst. Kein Landkreis 
kann und muss sich in allen Bereichen enga-
gieren, jeder Landkreis wird für die eigenen 
Voraussetzungen passende Strategien entwi-
ckeln müssen. 
 
Der Einfluss der Digitalisierung auf die Arbeit 
in den Kreishäusern beinhaltet auch Chancen 
für die Verwaltungen, um dem Fachkräfte-
mängel, den auch die Privatwirtschaft deutlich 
zu spüren bekommt und der den öffentlichen 
Dienst besonders hart trifft, zu begegnen. Denn 
allein bis 2030 werden bundesweit 1,2 Millio-
nen Mitarbeitende altersbedingt ausscheiden. 
Auch wenn Effizienzgewinne der Verwal-
tungsdigitalisierung Einsparmöglichkeiten im 
Hinblick auf das Personal eröffnen, wird eine 
Vielzahl an neuen Mitarbeitenden gewonnen 
werden müssen. In Konkurrenz zum privat-
wirtschaftlichen Arbeitsmarkt wird die öffent-
liche Hand nur bestehen können, wenn es ge-
lingt, sich als attraktiver moderner Arbeitgeber 
zu positionieren. Gleichzeitig müssen Füh-
rungskräfte und Mitarbeitende durch Fort- und 
Weiterbildung in die Lage versetzt werden, an 
die jeweils aktuellen Anforderungen angepass-
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te Arbeitsformen verantwortungsbewusst zu 
nutzen. 
 
Die fortschreitende Digitalisierung beinhaltet 
zudem eine wachsende Bedeutung von Fragen 
der Informationssicherheit. Auch die öffentli-
che Verwaltung ist zunehmend von Cyberat-
tacken betroffen. Die zunehmende Vernetzung 
der Verwaltungen, z.B. über den „Portalver-
bund“, in dem alle Behörden ihre Verwal-
tungsleistungen digital anbieten müssen, er-
fordert die Gewährleistung von Cybersicher-
heit auf einem hohen, gemeinsamen Niveau. 
  
Die Implementierung eines smarten Gebäu-
demanagements in Schulen, mit der das Be-
dürfnis von Schülerinnen und Schülern, aber 
auch Lehrkräften nach einer förderlichen 
Lern- bzw. Lehrumgebung und die Notwen-
digkeit einer Verbesserung der Energieeffizi-
enz in Einklang gebracht werden ist ein weite-
rer wichtiger Baustein in der Umsetzung der 
Digitalstrategie. 
 
Die genannten Aspekte sind nur ein Aus-
schnitt der vielfältigen Herausforderungen, 
denen sich die Landkreise im Bereich der Di-
gitalisierung gegenübersehen, und denen sie 
sich auch heute bereits stellen. Häufig handelt 
es sich jedoch um ein isoliertes regionales 
Engagement. Was fehlt ist eine übergeordne-
te, gemeinsame Zielabsprache (Strategie) im 
Sinne verbandsinterner Standards, die es ins-
besondere ermöglichen würde, Synergien zu 
nutzen. 
 
Ziel und Ergebnis der Erarbeitung einer sol-
chen Strategie soll sein, eine bessere Vernet-
zung der Landkreise untereinander dadurch zu 
gewährleisten, dass im Bereich der Verwal-
tungsdigitalisierung grundlegende Strukturen 
verabredet werden. Diese sollten als verbands-
interne, aber für die einzelne Verwaltung auf 
freiwilliger Basis zu berücksichtigende Stan-
dards formuliert werden, indem überlegt wird, 
was künftige grundlegende Problemstellungen 
sind und wie man – ohne das Rad jeweils neu 
zu erfinden – gemeinsam zu praktikablen Pro-
zessen und Lösungen findet. Eine solche Zu-
sammenarbeit ist aus Sicht der Geschäftsstelle 
schon deshalb sinnvoll, weil davon ausgegan-
gen werden kann, dass den Kreisverwaltungen 
seitens des Gesetzgebers in zunehmendem 
Umfang weitere digitale Aufgaben (Stichwort: 
OZG 2.0) zugewiesen werden. 
 

Für den Erfolg eines solchen Vorhabens ist ei-
ne aktive Begleitung der Erarbeitung und Um-
setzung einer Digitalisierungsstrategie unab-
dingbar. Die Geschäftsstelle hat hierzu vorge-
schlagen, gefördert durch das Land Hessen, ein 
Projekt mit einer Laufzeit von zwei Jahren zu 
initiieren. Für eine erfolgreiche Bearbeitung 
des Projekts ist aus Sicht der Geschäftsstelle 
der Aufbau einer professionellen Projektstruk-
tur erforderlich. Hierzu gehört die Einrichtung 
eines Sonderausschusses Digitalisierung (Len-
kungskreis) als strategisches Entscheidungs-
gremium. 
 
Zu jedem der bisher identifizierten Handlungs-
felder sollen Arbeitsgruppen eingerichtet wer-
den, in denen mögliche gemeinsame Maßnah-
men identifiziert und Möglichkeiten der Um-
setzung beraten, sowie Weichenstellungen für 
eine zukünftige individuelle Beteiligung der 
Partner vorgenommen werden. Die Geschäfts-
stelle des HLT begleitet und organisiert die 
Sitzungen. Die Arbeitsgruppen berichten an 
den Sonderausschuss Digitalisierung. 
 
Das Präsidium unterstützt grundsätzlich den 
Vorschlag, eine Digitalisierungsstrategie für 
die Hessischen Landkreise zu erarbeiten, und 
hat die Geschäftsstelle beauftragt, die nähere 
Ausgestaltung des Projekts vorzubereiten, das 
Ergebnis in den Gremien vorzustellen und ent-
sprechende Fördermittelanträge bei der Lan-
desregierung zu stellen. 
 
 
Onlinezugangsgesetz (OZG) 
 
Entsprechend den Verabredungen der Umset-
zungsvereinbarung „OZG Hessen Kommunal“ 
zwischen den hessischen KSpV und dem Land 
Hessen kümmert sich die „Koordinierungsstel-
le OZG Kommunal“ um die Steuerung der 
OZG-Umsetzung auf kommunaler Ebene so-
wie die Koordinierung und Bündelung der Be-
teiligung kommunaler Fachexpertinnen und -
experten in den sog. „Digitalisierungsfabri-
ken“. Besetzt ist die Koordinierungsstelle mit 
vier Mitarbeitenden der KSpV und je einem 
Vertreter von HMdIS und HMinD. Ein von der 
ekom21 benannter Projektbeauftragter unter-
stützt die Aktivitäten der Koordinierungsstelle 
insbesondere durch Koordinierung der techni-
schen Umsetzung sowie der Entsendung von 
technischen Umsetzungsteams in die „kommu-
nalen Digitalisierungsfabriken“. Die strategi-
sche Steuerung liegt beim sog. Steuerungsgre-
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mium, dem das HMdIS, das HMinD und die 
KSpV als stimmberechtigte Mitglieder ange-
hören. 
 
Im Berichtszeitraum konnten zahlreiche wei-
tere Antragsprozesse für die kommunale Fa-
milie digital umgesetzt werden. Von den ur-
sprünglich 545 umzusetzenden kommunalen 
Verwaltungsleistungen wurden zwischenzeit-
lich über 40 Prozent depriorisiert, überwie-
gend aus wirtschaftlichen Gründen. Die ver-
bleibenden Leistungen sollen bis Ende 2022 
umgesetzt und den Kommunen auf dem OZG-
Dashboard der ekom21 zur Nachnutzung be-
reitgestellt werden. 
 
Eine wichtige Rolle im Zuge der Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes nehmen die sog. 
EfA-Leistungen ein, die besonders für die 
Landkreise von Relevanz sind. Das Modell 
„Einer für Alle“ (EfA) bedeutet im Kern, dass 
eine OZG-Leistung von einer Stelle aus zent-
ral entwickelt und betrieben wird und diese 
Leistung dann in anderen Ländern oder dem 
Bund zur Nachnutzung zur Verfügung steht. 
Die Umsetzung der EfA-Antragsprozesse 
wird aus Mitteln des „Corona-Konjunktur-
pakets“ des Bundes finanziert. 
 
Dieses Thema ist untrennbar verknüpft mit 
der Entscheidung wie eine vergaberechtskon-
forme Nachnutzung von EfA-Leistungen, die 
von den jeweiligen Themenfeldführern über 
den sog. FIT-Store anderen Bundesländern 
zur Verfügung gestellt werden sollen, auch für 
die Kommunen in Hessen sichergestellt wer-
den kann. Zu dieser Frage und auch zur Frage 
der Finanzierung der Nutzung steht die Ge-
schäftsstelle in intensivem Austausch mit dem 
Land Hessen. 
  
Gegenstand dieser Gespräche sind auch Fra-
gen zur Finanzierung des dauerhaften Be-
triebs, Supports sowie der Pflege der Leistun-
gen, die in den Digitalisierungsfabriken mit 
Unterstützung der kommunalen Fachexperten 
erarbeitet wurden, über den in der Umset-
zungsvereinbarung vereinbarten Zeitraum bis 
Ende 2023 hinaus. 
 
 
Hessisches Cyberabwehrausbildungszent-
rum Land/Kommunen 
 
Im Berichtszeitraum hat das Land Hessen zur 
weiteren Stärkung der Cybersicherheit auf 

kommunaler Ebene ein Hessisches Cyberab-
wehrausbildungszentrum Land/Kommunen 
(HECAAZ L/K) eingerichtet. Mit dem HE-
CAAZ werden vor allem zwei Absichten ver-
folgt: Die Aufmerksamkeit der Verwaltungs-
spitzen insbesondere in allen 421 Städten und 
Gemeinden auf die Bedeutung des Themas 
Cybersicherheit zu richten und zugleich alle 
Kommunen, d.h. auch die Landkreise, in Sa-
chen Cybersicherheit durch die Schulung von 
Bediensteten gezielt zu unterstützen. Im Mit-
telpunkt des von der ekom21 erarbeiteten Cur-
riculums steht das Thema Betriebliches Konti-
nuitätsmanagement (Business Continuity Ma-
nagement, BCM). 
 
Die KSpV in Hessen haben in verschiedenen 
Abstimmungsgesprächen intensiv an der Pla-
nung des Schulungsangebotes mitgewirkt. Ins-
besondere haben der HLT und die Landkreise 
das federführende Hessen CyberCompetence-
Center (Hessen3C) unterstützt, das HECAAZ 
in den kreisangehörigen Kommunen bekannt-
zumachen und über die geplanten Schulungen 
zu informieren sowie bei der Organisation der 
einzelnen Veranstaltungen. 
 
 
Mobilfunk- und Breitbandversorgung 
 
Eckpunktevereinbarung „Digitale Infrastruktur 
Hessen“ 
 
Zwischen dem Hessischen Ministerium für Di-
gitale Strategie und Entwicklung und den 
Kommunalen Spitzenverbänden wurde seit 
2020 der Entwurf eines Eckpunktepapiers mit 
dem Ziel verhandelt, eine gemeinsame Verein-
barung zu den Themen Festnetzausbau, Förde-
rung Gigabit, Mobilfunkausbau, BOS-
Digitalfunk und WLAN sowie Smart Region 
abzuschließen. Auf Basis der erforderlichen 
Gremienbeschlüsse unterzeichneten die Hessi-
sche Landesregierung und die Kommunalen 
Spitzenverbände im März 2022 die fertige 
Vereinbarung. Sie soll einen Schulterschluss 
und eine Bündelung der Kräfte zum Ausbau 
der digitalen Infrastruktur Hessens bewirken. 
Die Landesregierung sagt zu, die Kommunen 
weiterhin beim Ausbau mit den unterschiedli-
chen regionalen Versorgungssituationen „zu-
verlässig zu unterstützen“. Dazu zählen bei-
spielsweise die Fördermöglichkeiten für den 
Festnetz- und Mobilfunkbereich, mit dem Ziel, 
den Ausbau in den Regionen zu forcieren, in 



79 

denen bisher kein flächendeckender und 
marktgetriebener Ausbau vorgenommen wur-
de. Auf Grundlage der „Weiße Flecken-
Karte“ des Landes sollen Daten der Mobil-
funkanbieter in Hessen aggregiert dargestellt 
werden, so dass zügig Hinweise zu möglichen 
Unterversorgungen abgerufen werden können. 
Das Land verpflichtet sich in der Eckpunkte-
vereinbarung, die Kommunen umfangreich zu 
unterstützen, um auch diese Mammutaufgabe 
zu bewerkstelligen. 
 
Im Bereich der Breitbandversorgung mit 50 
Mbit/s hat Hessen insbesondere auch auf-
grund des kommunalen Engagements eines 
der Ziele der Gigabitstrategie mit einer Ver-
sorgungsrate von 96,6 Prozent nahezu er-
reicht. Zur Erstellung flächendeckender Glas-
faseranschlüsse soll der Ausbau der Infra-
struktur weiter vorangetrieben werden. 
 
Der Präsident des Hessischen Landkreistages, 
Wolfgang Schuster, erklärte anlässlich der 
Unterzeichnung: „Das Eckpunktepapier belegt 
die Bereitschaft der Landkreise, den Breit-
band- und Mobilfunkausbau in der Fläche 
weiter voranzubringen. Dafür braucht es Ver-
lässlichkeit bei der Finanzierung und schnelle-
re Förderzusagen. Die Zusammenarbeit aller 
Ebenen in Hessen ist beispielhaft, auf Bun-
desebene ist aber noch einige ‚Luft nach 
oben‘.“ 
 
 
Ausbau eines Mobilfunknetzes der neuesten, 
fünften Generation („5G“) 
 
Nach wie vor besteht insbesondere in ländli-
chen Bereichen die dringende Notwendigkeit, 
die Weiterentwicklung der Mobilfunkinfra-
struktur weiter voran zu treiben. Dies betrifft 
nicht nur die telefonische Anbindung, sondern 
viele sonstige Anwendungen darüber hinaus. 
Unter dem Strich handelt es sich bei der Zur-
verfügungstellung von Telekommunikations-
leistungen um einen wesentlichen Entwick-
lungs-, Wirtschafts- und Sicherheitsfaktor – 
insbesondere im ländlichen Raum. Dabei ist 
selbstverständlich eine 5G-Erschließung d.h. 
ein Mobilfunknetz der neuesten, fünften Ge-
neration wünschenswert. Allerdings gibt es 
angesichts der vielen noch vorhandenen 
„Funklöcher/weißen Flecken“ in der 4G/LTE-
Versorgung im ländlichen Raum noch viel zu 
tun, alleine diese als Grundversorgung zu ge-
währleisten.  

Hier besteht über die dargestellte  
„Eckpunktevereinbarung Mobilfunk“ hinaus 
eine große Erwartung an das novellierte Tele-
kommunikationsmodernisierungsgesetz, das 
am 01.12.2021 in Kraft getreten ist. Der neu 
gefasste § 87 Abs. 2 Nr. 1 TKG n. F. verpflich-
tet die Bundesnetzagentur nunmehr ausdrück-
lich dazu, die „Versorgung der Bundesrepublik 
Deutschland mit hochwertigen, leistungsfähi-
gen, flächendeckenden und unterbrechungs-
freien drahtlosen Sprach- und Datendiensten 
für alle Endnutzer“ sicherzustellen. Die „breit-
bandige Versorgung und die nutzbare 
Dienstequalität in ländlichen Räumen“ ist vo-
ranzutreiben. Darüber hinaus soll die BNetzA 
„möglichst bis Ende 2026“ sowie „mindestens 
entlang von Bundesfernstraßen und auch im 
nachgeordneten Straßennetz sowie an allen 
Schienen- und Wasserwegen einen durchge-
henden, unterbrechungsfreien Zugang für alle 
Endnutzer zu Sprach- und breitbandigen Da-
tendiensten des öffentlichen Mobilfunks“ ge-
währleisten. 
 
Mit der Eckpunktevereinbarung, der „Gigabit-
Agenda“ des Landes und den Beschlüssen zur 
Umsetzung der „Mobilfunkstrategie Hessen“ 
wurden somit wichtige Weichenstellungen für 
die Verbesserung der Mobilfunkversorgung 
des ländlichen Raumes vorgenommen.  
 
Der Dialog mit dem Hessischen Ministerium 
für Digitale Strategie und Entwicklung gestal-
tet sich aus Geschäftsstellensicht auf allen 
Ebenen und in einer Vielzahl von Detailfragen 
sehr eng, praxis- und ergebnisorientiert und 
somit erfreulich. 
 
 
7. Schule und Kultur 
 

Der Bildungsbereich stellt nach Überzeugung 
des Verbandes nach wie vor eine der wichtigs-
ten gesellschaftlichen Herausforderungen und 
zugleich eine der grundlegendsten nachhalti-
gen Weichenstellungen der Politik für die 
kommenden Jahre dar. Für eine Nation, deren 
gesellschaftlicher Zusammenhalt maßgeblich 
auch mit wirtschaftlichem Wohlstand verbun-
den ist, der sich aus technologischem Fort-
schritt und dem Export entsprechender hoch-
wertiger Produkte speist, ist die Vermittlung 
von Bildung ein unabdingbarer Faktor der Zu-
kunftssicherung. Bildungsarmut hat sowohl 
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Auswirkungen auf das betroffene Individuum, 
als auch auf die gesamte Volkswirtschaft: Für 
den Einzelnen wirkt sich ein geringer Bil-
dungsstand auf die derzeitige und zukünftige 
Einkommensposition und den sozialen Status 
aus, da sich damit seine Chancen auf eine 
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftli-
chen und beruflichen Leben verringern. Das 
Risiko, arbeitslos zu werden, ist eng mit dem 
Bildungsstand einer Person verknüpft. Je hö-
her die formale Qualifikation einer Person ist, 
desto geringer ist das Risiko, den Arbeitsplatz 
zu verlieren oder arbeitslos zu bleiben.  

Daher ist Bildungsarmut häufig mit Einkom-
mensarmut verbunden, die den Bezug von 
Transferleistungen des Staates notwendig 
macht. Die unmittelbaren finanziellen Lasten 
aus der bildungsdefizitären Entwicklung trägt 
in der Form der Jugend- und Sozialhilfe zu-
nächst die kommunale Ebene.  

Zugleich handelt es sich jedoch um ein drän-
gendes soziales und gesamtwirtschaftliches 
Problem. Die dauerhafte Finanzierung von 
„Nicht-Arbeit“ ist volkswirtschaftlich und ge-
sellschaftlich eine Sackgasse. Alleine nach-
haltige Anstrengungen im Bildungsbereich, 
die den Einzelnen tatsächlich erreichen, kön-
nen aus dieser Entwicklung herausführen. 
 
Das Spektrum von Bildung in diesem Zu-
sammenhang umfasst zunehmend und insbe-
sondere auch den im Bereich der „digitalen 
Bildung“. Die Vermittlung entsprechender In-
halte umfasst zwei wesentliche Bereiche: 
Wissensvermittlung und eine technische Ba-
sis, auf deren Grundlage die Vermittlung er-
folgen kann.  
 
Während der Corona-Pandemie fand zwangs-
läufig eine rasche Umstellung auf digitale 
Lernformate statt. Dabei hat sich gezeigt, dass 
digitale Lernformate grundsätzlich geeignet 
sind, Zeiten zu überbrücken, die einen Präsen-
zunterricht nicht ermöglichen. Digitale Lern-
formate und Lernformate in Präsenz bergen 
jeweils eigene Potenziale. Um die gegebenen 
Potenziale zu erschließen, sind didaktische 
und lernpsychologische Konzepte erforder-
lich. Digitales Lernen bietet viele Möglichkei-
ten und Chancen - wesentlich ist dabei auch 
der systematische Aufbau von Kompetenzen 
bei den Personen, die digitale Lernformate 
konzipieren und umsetzen. Neben diesem 
Kompetenzaufbau ist es wichtig, Prozesse und 

Strukturen im Blick zu behalten. Der Einsatz 
digitaler Lernformate bedeutet immer auch ei-
nen Wandlungsprozess, sowohl bei den Leh-
renden, als auch bei den Lernenden. Während 
der Corona-Pandemie hat sich in den hessi-
schen Schulen gezeigt, dass unter anderem 
aufgrund administrativer und organisatorischer 
Zuständigkeitsverwirrungen sowie nicht aus-
reichender Kompetenzressourcen der Bil-
dungsvermittelnden nach wie vor erhebliche 
Defizite bestehen.  
 
Zwar sind die Bildungsausgaben insgesamt er-
heblich. Allerdings bedeuten hohe finanzielle 
Aufwendungen alleine ebenso wenig eine hohe 
Qualität der Bildung, wie auch eine umfassen-
de technische (IT-)Ausstattung alleine nicht 
zwangsläufig einen breiten Bildungserfolg ga-
rantiert. Entscheidend sind daher jenseits der 
„Hardware“ die Qualität und die Wege der 
Bildungsvermittlung, d.h. die Professionalität 
und Motivation des Lehrpersonals, deren Aus- 
und Fortbildung und nicht zuletzt eine in sich 
stimmige pädagogische und technische Rah-
menplanung.  
 
Unter dem Strich hat die Corona-Pandemie 
deshalb neben den wirtschaftlichen Auswir-
kungen auf kaum einen Bereich so massive 
negative Auswirkungen wie auf Schule und 
Bildung gezeigt. Die Einschränkungen des 
Schulbetriebs stellten eine immense Heraus-
forderung für alle am Schulbetrieb Beteiligten 
dar. In ganz besonderer Weise galt dies für oh-
nehin sozial benachteiligte Kinder und Jugend-
liche.   
 
„Corona“ hat zugleich besonders deutlich wer-
den lassen, dass Deutschlands Bildungseinrich-
tungen noch in einem relativ frühen Stadium 
an der digitalen Zukunft arbeiten. Vieles ist gut 
gemeint – es fehlt aber bislang an einer über-
greifenden Festlegung, die eine bestmögliche, 
verbindliche, einheitliche Nutzung der Einrich-
tungen gewährleistet. Viele Staaten sind hier 
deutlich weiter. Sicher ist: Wenn Deutschland 
weitermacht wie bisher, wird es mittel- und 
langfristig der große Verlierer sein. In Kinder-
gärten, Schulen und Universitäten ist daher 
vieles zu überdenken und zu optimieren. 
  
Die positive Nachricht ist, dass sich Hessen 
hier auf den Weg gemacht hat. Der von Seiten 
des Bundes iniizierte DigitalPakt Schule hat 
zumindest dazu beigetragen, die technische 
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Basis für einen digital unterstützten Unterricht 
zu verbessern. 
 
 
„DigitalPakt Schule“   
 
Die Umsetzung des DigitalPakts Schule ein-
schließlich der Zusatzvereinbarungen Annex 
I, II und III stellte erneut einen Schwerpunkt 
der Arbeit der Geschäftsstelle in der vergan-
genen Berichtsperiode im Bereich Schule und 
Kultur dar. Während in der vergangenen Be-
richtsperiode die Zuständigkeit für die Umset-
zung des DigitalPakts und die AG DigitalPakt 
auf Landesebene auf das Digitalministerium 
übertragen wurde, so wurde dieser Schritt mit 
Beginn des Jahres 2022 revidiert und die in-
haltliche Verantwortung erneut dem Hessi-
schen Kultusministerium zugewiesen. Die Zu-
ständigkeit des Digitalministeriums hatte zu 
einer deutlichen Beschleunigung des Verfah-
rens und zu einer grundlegenden Verbesse-
rung der Zusammenarbeit sowie zu einer bes-
seren Strukturierung der Abstimmungsschritte 
geführt. Das Hessische Kultusministerium ist 
bemüht, personell und fachlich an diese Struk-
turen anzuknüpfen. Es bestehen nach wie vor 
regelmäßige Austausche mit dem Ministeri-
um, z.B. im Rahmen einer gemeinsamen Ar-
beitsgemeinschaft zur Umsetzung des Digi-
talPakts, bei welcher auch über mögliche 
Verbesserungsmöglichkeiten gesprochen 
wird.  
 
So konnte beispielsweise mit Unterstützung 
der Schulträger das sog. Sofortausstattungs-
programm „Annex I“ zum DigitalPakt erfolg-
reich umgesetzt werden. Es wurden rund 
168.000 Tablets und Laptops für Lehrkräfte 
sowie bedürftige Schülerinnen und Schüler 
angeschafft. Entgegen Presseberichten, dass 
30 % der angeschafften Geräte nicht verwen-
det werden, teilte das Hessische Kultusminis-
terium im Rahmen einer Antwort auf eine 
Kleine Anfrage im Hessischen Landtag (LT-
Drs. 20/7881) mit: „Ganz überwiegend befin-
den sich die an die Schulen ausgelieferten Ge-
räte auch in Gebrauch. Die Nutzung der Gerä-
te unterliegt allerdings der Freiwilligkeit und 
ist ein Prozess, bei dem Lehrkräfte zunächst 
Erfahrungen bei der Arbeit mit den neuen Ge-
räten sammeln.“ […] „Um digitale Endgeräte 
im Unterricht sinnvoll einsetzen zu können, 
ist ein pädagogisches Konzept Voraussetzung. 
Insofern erfolgt der Einsatz der Geräte im Un-

terricht immer auf Basis einer pädagogisch-
didaktischen Konzeption der Lehrkraft.“  
 
Der Aufbau professioneller Supportstrukturen 
bei den Schulträgern wird durch den sog. An-
nex II zum DigitalPakt unterstützt. Unerheb-
lich ist, ob die Förderstrukturen intern durch 
die Schulträger selbst oder extern, d.h. durch 
die Nutzung von Dienstleistern, wie ekom21 
aufgebaut werden. Die Entwicklung ist auf ei-
nem guten Weg. 
 
Im Rahmen des Annex III „Endgeräte für 
Lehrkräfte“- wurden Leihgeräte für Lehrkräfte 
verausgabt. Die Schulträger unterstützen das 
Land bei der Ausgabe der Geräte an dessen 
Personal. Zum Support vereinbarte das Land 
mit ekom21 standardisierte Module. Bei Spe-
zialbedarfen, wie zum Beispiel von Berufs-
schullehrern (CAD-Anwendungen) ist eine 
Einzelgenehmigung durch das HKM möglich 
und vorgesehen. 
 
 
Monitoring 
 
Im Rahmen der ursprünglichen Zusammenar-
beit mit dem Digitalministerium wurde mit der 
Landesregierung ein Monitoring der bestehen-
den und geplanten Gigabit- bzw. Glasfaseran-
bindungen der Schulen in Hessen vereinbart. 
Aus Schulträgersicht gestaltet sich das  
landesseitig angestrebte Monitoring der IT-
Ausstattung keineswegs banal, da es u.a. für 
die Verwaltungen mit erheblichem Arbeits-
aufwand verbunden sein kann. Die Vorberei-
tungen für einen Einstieg in die Arbeit der Ar-
beitsgruppe sind geleistet. Ein Start wird für 
den Herbst 2022 erwartet. 
 
 
Entwurf zur Anpassung der Förderrichtli-
nie zur Umsetzung des DigitalPakts Schule  
 
Das Hessische Kultusministerium legte im De-
zember 2021 einen Entwurf zur Anpassung der 
Förderrichtlinie zur Umsetzung des DigitalPa-
kts Schule 2019-2024 mit der Gelegenheit zur 
Stellungnahme vor. Zielsetzung der Anpassung 
war die Schaffung von Rechtssicherheit und 
Harmonisierung mit anderen Förderrichtlinien 
des Landes. Dabei handelte es sich zum einen 
um eine Neufassung des Maßnahmenendes 
analog zu den vorgesehenen Anpassungen in 
den Förderrichtlinien der KIP-Programme und 
des Programms „Hessen-Kasse“. Darüber hin-
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aus wurde die Abwicklung der Zusatzverein-
barung Administration (Annex II) über das 
Kundenportal vorgesehen. Zusätzlich wurde 
eine Regelung zur Berücksichtigung von 
Verwaltungskosten für Beschaffungen durch 
die ekom21 aufgenommen.  
Nach Beratung in den Verbandsgremien er-
klärten sich die Landkreise grundsätzlich mit 
der Zielsetzung des Entwurfs einverstanden. 
Dennoch wurde geltend gemacht, dass vor ei-
ner Inkraftsetzung zu klären sei, warum e-
kom21 über den Umweg über die Förderricht-
linie Verwaltungskosten zugestanden werden 
sollten, die den Schulträgern nicht gewährt 
werden. Fraglich war zudem die konkrete Hö-
he des Betrages. Dies blieb bislang ebenso 
unklar, wie die Frage, wem die Abzüge zuge-
ordnet werden – dem Land oder den Schulträ-
gern.  
 
 
Problem: Finanzierung der schulischen IT-
Strukturen nach Ende des DigitalPakts 
 
Offen ist nach wie vor auch die Frage der 
Schulträger, wie sich die Landesförderung für 
IT-Geräte, Netzwerke und Support nach der 
Projektförderdauer des DigitalPakts (Ende 
31.12.2023) gestalten wird. Erforderlich ist 
hier eine hinreichende und gesetzlich normier-
te Beteiligung des Landes Hessen an den Kos-
ten der IT-Ausstattung der Schulen. Das HLT-
Präsidium machte deshalb bereits in seiner 
Sitzung am 18.02.2021 deutlich, dass die 
Schulträger für die Zeit nach dem DigitalPakt 
vor Allem Investitionssicherheit benötigen 
und deshalb langfristig tragfähige Zusagen der 
Landesregierung erwarten. Im Detail fasste 
das Präsidium folgenden Beschluss: 
 
1. Das Präsidium […] betont, dass sich mög-

liche Zusagen der Schulträger im Zusam-
menhang mit der Ausstattung der Schu-
len, der Schüler und der Lehrkräfte mit 
digitalen Infrastrukturen und Endgeräten 
grundsätzlich nur auf den Projektzeitraum 
des DigitalPakts 2019 – 2024 beziehen.  

 
2. Zeitlich darüber hinausgehende Finanzie-

rungsverpflichtungen werden nicht über-
nommen und sind von einer Einigung 
über eine grundsätzliche gesetzliche Fi-
nanzierungsaufteilung zwischen Land und 
kommunalen Schulträgern abhängig. 

 

Das Land signalisierte bislang, man könne 
hierzu derzeit noch keine bindende Antwort 
gegeben. Man werde aber dafür sorgen, „dass 
die Schulen auch danach in eine digitale Zu-
kunft weitergehen können“. Der Landesregie-
rung sei es bewusst, dass die Schulträger hier 
dringend einer Perspektive bedürften.  
 
Tatsächlich wurde im Laufe des Jahres 2022 
seitens des Hessischen Kultusministeriums 
mehrfach auf einen möglichen, seitens des 
Bundes aufzulegenden DigitalPakt II verwie-
sen. Ob und mit welcher Ausstattung dieser je-
doch kommen wird, ist angesichts der massi-
ven finanziellen Belastungen des Bundeshaus-
halts u.a. durch den Ukrainekrieg und den 
Umbau der Energieversorgung des Landes 
mehr als ungewiss. Der zur Novellierung des 
Hessischen Schulgesetzes vorgelegte Entwurf 
der Landesregierung enthält erneut keine ge-
setzliche Regelung der Folgefinanzierung zur 
Ausstattung der Schulen mit digitaler Infra-
struktur.  
 
Festzuhalten ist allerdings zugleich, dass das 
Land nicht davon ausgehen kann, dass die 
Schulträger eine IT-Ausstattung auf einem Ni-
veau, das durch den DigitalPakt erreicht wur-
de, aus eigenen Mitteln unverändert fortführen 
können, bzw. werden. 
 
 
Novelle Hessisches Schulgesetz 
 
Der Hessische Landkreistag hat auf Basis meh-
rerer Umfragen und Gremienberatungen so-
wohl zu dem Referentenentwurf des HKM für 
ein „Dreizehntes Gesetz zur Änderung des 
Hessischen Schulgesetzes“, als auch nachfol-
gend zu dem entsprechenden Landtags-Ge-
setzentwurf (LT-Drs. 20/8760) Stellung ge-
nommen. 
  
Wesentliche schulträgerrelevante Inhalte der 
Gesetzesanpassung waren Fragen der Zulas-
sung von Schulbüchern und digitalen Lehr-
werken, Regelungen zu Betreuungsangeboten, 
Ganztagsangeboten und Ganztagsschulen, zur 
Schulentwicklungsplanung und der Lernmittel-
freiheit. Während künftig z.B. das Land die 
Kosten für Lehr- und Lernprogramme trägt, 
sollen die Schulträger - soweit Lehr- und 
Lernprogramme auf deren Geräten betrieben 
werden - diese Programme einrichten und be-
triebsbereit halten. 
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Dies bedeutet eine neue Qualitätsstufe der 
schulgesetzlich geregelten Verpflichtungen 
der Schulträger. Bislang enthält das HSchG 
hinsichtlich der IT-Ausstattung der Schulen 
nur eine relativ rudimentäre Normausgestal-
tung. Dies ist vor dem Hintergrund der Gene-
se des Hessischen Schulgesetzes und der 
schnellen Entwicklung der digitalen Unter-
richtsmittel zu begreifen. Daraus folgt jedoch 
im Umkehrschluss zugleich, dass derzeit kei-
ne konkrete Normsetzung für den Bereich der 
IT vorliegt. Dies gilt insbesondere für den Be-
reich der Ausstattungsstandards der Schul-IT. 
Die neue Regelung stellt im Verhältnis zum 
Status quo ein „Mehr“ dar. Soweit das Land 
Hessen in diesem Bereich mithin Supportleis-
tungen der Schulträger erwartet, so sind diese 
Mehrleistungen als Konnexitätsleistung aus-
zugleichen. Solches ist aber im Gesetzentwurf 
nicht vorgesehen.  
 
Wesentlich gewichtiger ist aber, was nicht im 
Gesetzentwurf enthalten ist, nämlich eine Re-
gelung, die der zuvor dargestellten Forderung 
des Präsidiums des Hessischen Landkreistages 
an die Landesregierung entspricht. Offen ist 
nämlich abseits eines möglichen DigitalPakts 
2.0 (Projektförderung) nach wie vor die Frage 
einer dauerhaften Beteiligung des Landes an 
den Kosten der Schul-IT. Es geht dabei letzt-
lich um die Frage der Schulträger, wie sich 
die Landesförderung für IT-Geräte, Netzwer-
ke und Support nach der fünfjährigen Projekt-
förderdauer des DigitalPakts gestaltet (s. auch 
oben). Erforderlich ist hier eine hinreichende 
und gesetzlich normierte Beteiligung des 
Landes Hessen an den Kosten der IT-
Ausstattung der Schulen (Geräte, Support, 
Personal, Providerkosten).  
 
Das Land Hessen hat sich hierzu bislang stets 
ablehnend gezeigt. Allerdings liegt dem Kul-
turausschuss des Hessischen Landtages mit 
der aktuellen Landtagsdrucksache 20/8219 ein 
Antrag der SPD-Fraktion zur Zukunft des Un-
terrichtens in einer Digitalen Welt vor. Der 
Antrag formuliert unter Ziffer 6: „Der Land-
tag stellt fest, dass die hessischen Schulen oh-
ne die Finanzhilfen des Bundes im Rahmen 
des DigitalPakts Schule noch in der digitalen 
Kreidezeit stehen würden. Digitale Bildung 
bleibt eine Daueraufgabe, die personelle und 
finanzielle Ressourcen und Knowhow von 
verschiedenen Seiten erfordert.“ 
 

Das ist einerseits für die Schulträger, die sich 
seit mindestens 20 Jahren mit erheblichen 
kommunalen Mitteln auch auf dem Gebiet en-
gagieren, kein besonderes Lob. Andererseits 
weist die Formulierung in die Richtung, die 
seitens des Präsidiums formuliert wurde. Die 
digitale Bildung und damit korrespondierend 
die IT- Ausstattung an Schulen kann nicht auf 
eine zeitlich befristete Projektförderung aufge-
baut werden. Zudem kann sie nicht auf die Fi-
nanzierung durch die Schulträger alleine ge-
gründet werden, sondern die Daueraufgabe er-
fordert insbesondere finanzielle Ressourcen 
von verschiedenen Seiten. Zwar ist in dem An-
trag der SPD nicht gesagt, von welcher Seite 
konkret finanzielle Ressourcen erforderlich 
sind. Allerdings kommt letztlich dann, wenn 
die Finanzierung nicht alleine von den Schul-
trägern bestritten werden kann, auch nur eine 
Finanzierung durch den Bund und insbesonde-
re seitens des Landes in Betracht.  

Der Hessische Landkreistag hat auf die Positi-
on im Rahmen eines Austauschs mit Herrn 
Kultusminister Prof. Dr. Lorz im HLT-Schul- 
und Kulturausschuss und darüber hinaus in 
Form der erwähnten schriftlichen Stellung-
nahmen aufmerksam gemacht.  
 
 
Supportpersonal Schulen   
 
Im Rahmen der Beratungen des Schul- und 
Kulturausschusses wurde mit Blick auf die u.a. 
durch den DigitalPakt beförderten IT-
Strukturen an den Schulen und eine Vielzahl 
zusätzlicher Geräte auch die Frage der zukünf-
tigen Ausgestaltung des IT-Supports diskutiert. 
 
Festzuhalten ist: Eine adäquate Ausgestaltung 
des Supports erfordert eine ausreichende An-
zahl von Fachkräften. Diese Fachkräfte sind 
derzeit bei den Schulträgern noch nicht in aus-
reichender Anzahl vorhanden. Informatiker al-
ler Ausbildungsstufen finden derzeit auch 
deutlich lukrativere Anstellungsmöglichkeiten 
in der freien Wirtschaft, als im öffentlichen 
Dienst. Daher ist es für die Landkreise / Schul-
träger aufgrund der sog. „Lohn-Lücke“ derzeit 
schwierig auf Gehaltsniveau des öffentlichen 
Dienstes am Markt entsprechend qualifiziertes 
Personal zu akquirieren. Ein Ausweg könnte 
sein, den Fokus verstärkt auf eine eigene Aus-
bildung derartigen Fachpersonals durch die 
Landkreise zu legen. Die Kreise Marburg-
Biedenkopf und Waldeck-Frankenberg haben 
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daher ein erstes Ideen-Papier zur Assistenten-
Ausbildung entwickelt. Aufgrund der teils 
höchst unterschiedlichen örtlichen Strukturen 
fand der Vorschlag zunächst nur einge-
schränkte Resonanz. Trotz dieses nicht unmit-
telbar positiven Bildes erscheint die Idee einer 
gemeinsamen Ausbildung von Supportperso-
nal angesichts der aktuellen Situation als prak-
tikabler Ausweg aus einer schwierigen Lage, 
in der sich die Schulträger befinden. Einer-
seits besteht die Aufgabe, die geschaffenen 
IT-Strukturen in den Schulen betriebsbereit zu 
halten, andererseits ist die Lage am Arbeits-
markt angespannt. Für mögliche Bewerber 
sind die Entgelt-Konditionen der freien Wirt-
schaft verlockend. Personal zu akquirieren 
und zu halten ist schwierig. Somit stellt sich 
die Frage, ob nicht für einfache Support-
leistungen, für die nicht unmittelbar ein  
vollausgebildeter (oder studierter) IT-
Sachverständiger erforderlich ist, alternative 
Lösungen gefunden werden können. 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Archivwesens  
 
Mit Blick auf den Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Archivwesens wurde eine 
Befragung der Mitglieder des Hessischen 
Landkreistages durchgeführt. Diese ergab, 
dass gegen den Entwurf keine grundsätzlichen 
Bedenken bestanden. 
 
 
Problem: Schulportal des Landes und 
Schnittstellen zu den Schulportallösungen 
der Schulträger 
 
Das Schulportal Hessen ist eine digitale Lern- 
und Arbeitsplattform für alle hessischen Schu-
len. Sie ist, so das Hessische Kultusministeri-
um, darauf ausgerichtet, „das Lehren und Ler-
nen positiv zu unterstützen, nach individuellen 
Bedürfnissen zu gestalten und den Schulalltag 
zu entlasten“. Es umfasst auf Grundlage einer 
Weiterentwicklung von Elementen aus den 
neunziger Jahren die Teile „Pädagogisches 
Netzwerk“, „Pädagogische Organisation“ und 
„Lernmanagementsysteme“ und den Bil-
dungsserver. Noch in der vergangenen Be-
richtsperiode wurde das Schulportal negativ 
beurteilt, z.B. weil nur ein Bruchteil der Schu-
len Zugang dazu hatte. Inzwischen hat sich 
die Situation grundsätzlich verbessert. Zwar 

hatte das Land bereits in der vergangenen Be-
richtsperiode zugesagt, die vorhandenen Netze 
der Schulträger mit Schnittstellen an das 
Schulportal zu versorgen. Eine Umfrage bei 
den Landkreisen belegte allerdings, dass die 
Schnittstellensituation nach wie vor verbesse-
rungswürdig ist.  
 
 
HKM-Telefonkonferenz zum laufenden 
Schulbetrieb „Coronalage“ u. weitere The-
men 
 
Der durch die Corona-Pandemie erforderliche 
Lockdown umfasste auch die hessischen Schu-
len. Die Vielzahl der damit im Detail einher-
gehenden technisch-administrativen Probleme 
war enorm. Fast noch aufwendiger gestaltete 
sich jedoch aufgrund der erforderlichen Hygi-
enemaßnahmen die Wiederaufnahme eines 
grundsätzlichen Regelbetriebs nach den Som-
merferien. Hierzu waren vielfache Detail-
Abstimmungen zwischen dem Hessischen Kul-
tusministerium und den Schulträgern erforder-
lich, die über die Geschäftsstelle kommuniziert 
wurden. Eigens wurde eine wöchentlich tagen-
de Telefonkonferenz gegründet, die Abstim-
mungen über alle mit dem Schulstart verbun-
denen Problembereiche herbeiführte. Ohne 
diese Verbindung wäre die Lösung vieler Pra-
xisprobleme deutlich schwieriger gewesen. Die 
Telefonkonferenz wird nach wie vor durchge-
führt. 
 
 
„Masterplan Kultur Hessen“  
 
Hessen zeichnet sich durch eine vielfältige und 
lebendige Kulturlandschaft aus. Diese beson-
dere Kulturlandschaft lebt vom Engagement 
zahlreicher Akteurinnen und Akteure, von 
Tradition und guten Ideen für Neues. Als wich-
tiges Instrument für die zukünftige Gestaltung 
der Kulturpolitik hat die Landesregierung den 
„Masterplan Kultur Hessen“ projektiert. Er legt 
die strategische Ausrichtung der hessischen 
Kulturpolitik für die nächsten Jahre fest und 
umfasst zum einen eine umfassende Bestands-
aufnahme der Kultur in Hessen (Kulturatlas, 
Online-Umfrage) und darüber hinaus ein kul-
turpolitisches Leitbild sowie konkrete Ansatz-
punkte und Maßnahmen in zentralen Hand-
lungsfeldern. 
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Der HLT war in das umfangreiche Fach-
Beteiligungsverfahren eingebunden. Ab 
Herbst 2021 begann die zweite Phase, eine 
Beteiligung der Öffentlichkeit. Aktuell wird 
der Masterplan Hessen durch das Hessische 
Ministerium für Wissenschaft und Kunst aus 
den erarbeiteten Bausteinen zusammenge-
stellt. Der HLT wird den Prozess weiter be-
gleiten. 
 
 
Austausch mit der Landesschülervertre-
tung 
 
Der Schul- und Kulturausschuss tauschte sich 
in seiner Herbstsitzung 2021 mit Vertretern 
der LSV Hessen über das Thema „Digitale 
Schule Hessen“ aus. Ziel war, die jeweiligen 
Positionen besser zu verstehen und ggf. zu 
besser abgestimmten Lösungen zu finden. Sei-
tens der LSV wurden insbesondere die The-
men: Umsetzung des DigitalPakts, moderne 
Ausstattung der Schulen, Glasfaseranbin-
dung/WLAN angesprochen und die Frage ge-
stellt, warum trotz der seitens des Bundes zur 
Verfügung gestellten Mittel die IT-
Ausstattung, sowie die Anbindung der Schu-
len an das Internet vielfach noch verbesse-
rungswürdig sei. Der Ausschuss nahm die Be-
schreibung aus der Anwenderpraxis sehr 
ernst, beschrieb aber auch die schwierige Lage 
der Schulträger. Diese sei trotz des DigitalPa-
kts durch vielfältige Finanzierungshürden ein-
schließlich steigender Betriebskosten, sowie 
durch bürokratische Antragsverfahren, Lie-
ferengpässe und Problemen geprägt, Unter-
nehmen mit freien Kapazitäten zu finden, die 
Planungen erstellen und umsetzen. Der Aus-
tausch wurde von beiden Seiten positiv be-
wertet. Möglichkeiten einer weiteren Ab-
stimmung werden geprüft. 
 
 
Ganztagsförderungsgesetz- GaFöG 
 
Der Entwurf zu dem am 11.10.2021 in Kraft 
getretenen Gesetz zur ganztägigen Förderung 
von Kindern im Grundschulalter (Ganztags-
förderungsgesetz – GaFöG), BT-Drs. 
19/30236, formuliert die Zielsetzung so: „Die 
Förderung der Entwicklung und Erziehung 
von Kindern zu eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten, die 
Förderung der Teilhabe von Kindern, der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie 

der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen 
und Männern am Erwerbsleben sind wichtige 
gesellschaftspolitische Ziele. Ein wichtiges 
Element zur Erreichung dieser Ziele ist der 
Ausbau von ganztägigen Bildungs- und Be-
treuungsangeboten für Kinder in Tageseinrich-
tungen und Grundschulen. […] Ganztägige 
Bildungs- und Betreuungsangebote für Grund-
schulkinder wurden und werden in allen Län-
dern ausgebaut. Dennoch kann die Nachfrage 
nach wie vor nicht gedeckt werden. Das hat 
zur Folge, dass Teilhabechancen für Grund-
schulkinder ungenutzt bleiben.“ Mit einem 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
Kinder im Grundschulalter soll die Betreu-
ungslücke geschlossen werden, die nach der 
Kita für viele Familien entsteht, sobald die 
Kinder eingeschult werden.“  
 
Das Gesetz beinhaltet demgemäß die stufen-
weise Einführung eines Anspruchs auf ganztä-
gige Förderung für Grundschulkinder ab dem 
Jahr 2026: Ab August 2026 sollen zunächst al-
le Kinder der ersten Klassenstufe einen An-
spruch darauf haben, ganztägig gefördert zu 
werden. Der Anspruch soll in den Folgejahren 
um je eine Klassenstufe ausgeweitet werden, 
damit ab August 2029 jedes Grundschulkind 
der Klassenstufen 1 bis 4 einen Anspruch auf 
ganztägige Betreuung hat. 

Der Rechtsanspruch wird im Achten Sozialge-
setzbuch (SGB VIII) geregelt und sieht einen 
Betreuungsumfang von acht Stunden an allen 
fünf Werktagen vor. Die Unterrichtszeit wird 
angerechnet. Der Rechtsanspruch soll auch in 
den Ferien gelten, dabei können Länder eine 
Schließzeit bis maximal vier Wochen regeln. 
Eine Pflicht, das Angebot in Anspruch zu 
nehmen, gibt es nicht. 

Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung  
für Grundschulkinder soll sowohl in Horten als 
auch in offenen und gebundenen Ganztags-
schulen erfüllt werden. Dafür müssen noch 
mehr als 800.000 zusätzliche Plätze geschaffen 
werden. 

Die Umsetzung bedarf intensiver Planungen 
und Vorbereitungen auch in den Landkreisen 
und kreisfreien Städten. Die kommunalen Spit-
zenverbände bemühten sich lange Zeit erfolg-
los mit dem Land ins Gespräch zu kommen. 
Grund war eine nicht geklärte fachliche Zu-
ständigkeit zwischen Sozial- und Kultusminis-
terium. Im Dezember 2021 hatte Herr Staats-
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minister Klose (HMSI) im Landesjugendhil-
feausschuss zwar die federführende Zustän-
digkeit seines Hauses betont, zugleich aber 
eine enge Kooperation beider Ressorts erklärt. 
Erst im Mai 2022 fand ein Gespräch der Lan-
desregierung mit den kommunalen Spitzen-
verbänden statt, in dessen Rahmen die Grün-
dung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe ab 
September 2022 verabredet wurde. Inhalte 
sollen die Themen: Investitionsprogramm, 
Betriebskosten, Rechtsgrundlagen, Platzbe-
darfe/Statistik, Qualität und Fachkräftegewin-
nung sein. 
 
Die kommunale Ebene insgesamt ist nach wie 
vor mit der Gewährleistung von weiteren 
Rechtsansprüchen, z.B. auf frühkindliche Bil-
dung, in Kindergärten und in der Kinderta-
gespflege befasst. Personalmangel, fehlende 
Räume, Pandemie und herausfordernde Ver-
haltensauffälligkeiten von Kindern beschäfti-
gen sie dabei sehr. Vor diesem Hintergrund 
wäre es wünschenswert gewesen, wenn Bund 
und Land – wenn sie schon verpflichtend um-
zusetzende Rechtsansprüche vorgeben – diese 
Herausforderungen in ihre Entscheidungen 
einbezogen, entsprechende flexible Umset-
zungsmöglichkeiten geschaffen und vor allem 
das erforderliche finanzielle Engagement aus 
originären Bundes- und Landesmitteln nicht 
hätten vermissen lassen. Eine möglichst bal-
dige aktuelle Bedarfserhebung und eine ent-
sprechende Planung sind erforderlich. 
 
 
Denkmalschutz: Umsetzung des Denkmal-
schutzgesetzes 
 
In der sog. „Alltagsdenkmalpflege“ ergab sich 
in der Praxis immer wieder die Notwendigkeit 
für Abstimmungs- und Vereinfachungsbe-
dürfnisse der Abläufe zwischen der Unteren 
Denkmalschutzbehörden und dem Landesamt 
für Denkmalpflege. Der Landesdenkmalbeirat 
mahnte darüber hinaus weitere Kapazitäten 
der Landkreise im Bereich der Archäologi-
schen Denkmalpflege an. Dies war Anlass für 
den Schul- und Kulturausschuss in der ver-
gangenen Berichtsperiode einen direkten Aus-
tausch mit der Hessischen Wissenschaftsmi-
nisterin und dem Präsidenten des Landesam-
tes für Denkmalpflege zu suchen und zu füh-
ren. Ein Ergebnis des sehr offenen und auf ei-
ne Verbesserung der Kooperation angelegten 
Gesprächs ist, dass künftig regelmäßige Tref-
fen auf politischer Ebene mit der Ministerin, 

dem Landesamt, den Kommunalen Spitzen-
verbänden sowie Vertretern der Kommunen zu 
Fragen der Denkmalpflege und möglichen 
Problemlagen geführt werden sollen. Das Mi-
nisterium hatte zugesagt, insoweit einen Vor-
schlag unterbreiten. Trotz mehrfacher Rück-
fragen, ist der Kreis bislang jedoch nicht zu-
sammengetreten.  
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein 
Gesetz zur Modernisierung medienrechtli-
cher Vorschriften 
 
Der Hessische Landkreistag hat gegenüber 
dem Hessischen Landtag zu dem Gesetzent-
wurf zur Modernisierung medienrechtlicher 
Vorschriften Stellung genommen. Dabei wur-
den gegen den Entwurf als solchen keine 
grundsätzlichen Bedenken geäußert. 
 
Wie allerdings bereits zu den vorangehenden 
Änderungen des HR-Gesetzes artikuliert, hin-
terlegte der HLT die Forderung, auch den 
kommunalen Spitzenverbänden jeweils einen 
Platz im Rundfunkrat zu gewähren. Dies sei in 
den Rundfunkräten anderer Sendeanstalten 
schon seit langem üblich. Die kommunale 
Ebene sei diejenige, die den Bürgerinnen und 
Bürgern politisch am nächsten stehe. Dennoch 
sei es nur beim Hessischen Rundfunk gesetz-
lich ausgeschlossen, dass Vertreter der kom-
munalen Ebene im Rundfunkrat mitarbeiten. 
Der HLT appellierte deshalb erneut an die 
Landesregierung und den Hessischen Landtag, 
im Rahmen der aktuellen Gesetzesanpassung 
auch die überfällige Berücksichtigung der 
Landkreise, Städte und Gemeinden im Rund-
funkrat vorzusehen. 
 
 
Tastaturschreiben/10-Finger-Schreiben für 
Grundschüler  
 
Auf Grundlage eines Kreistagsbeschlusses ei-
nes Landkreises und der in diesem Zusammen-
hang formulierten Bitte, befasste sich auch der 
HLT- Schul- und Kulturausschuss mit der Fra-
ge der Einführung des Tastaturschreibens für 
Grundschüler.  
 
Aus der Begründung des Antrages geht hervor, 
dass Grundschüler bereits Texte am Computer 
verfassen müssen. Dazu sei es hilfreich, ein ef-
fizientes Tastaturschreiben möglichst früh ein-
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zuleiten. Die momentane Situation in den 
Schulen gestalte sich derart, dass lediglich in 
manchen Grundschulen VHS-Kurse angebo-
ten werden, die vorrangig von Eltern bil-
dungsnaher Schichten für ihre Kinder in An-
spruch genommen werden. Um Chancen-
gleichheit zu gewährleisten, „sollten die Schü-
ler jedoch die Möglichkeit haben, die Technik 
des Tastaturschreibens in der Schule erlenen 
zu können“. Tastaturschreiben sei im Zeitalter 
der Digitalisierung eine Kulturtechnik, die 
man zum Zweck der Kommunikation brauche. 
Trotz leistungsfähiger Spracherkennungspro-
gramme werde das „Tippen“ auf der Compu-
tertastatur auch mittelfristig noch erforderlich 
sein. Ein „10-Finger-Schreiben“ erleichtert 
die Bedienung nachhaltig. Je früher die Tech-
nik vermittelt und eingeübt werde, desto 
leichter falle der Einsatz. Auch wenn es mög-
licherweise in Zukunft andere Kommunikati-
ons- oder Eingabeformen geben könnte, wer-
de die Tastatureingabe noch viele Jahre ein 
Standard sein. Derzeit fühle sich für die Ver-
mittlung entsprechender Kenntnisse niemand 
zuständig. 
  
Der Ausschuss teilte die Auffassung. Die Be-
herrschung des 10-Finger-Schreibens sei eine 
Kulturtechnik. Dennoch dürfe die Schriftspra-
che nicht abgeschafft werden. Auch eine wei-
tere Vermittlung von Handschrift sei neben 
der Texteingabe in digitale Geräte weiter er-
forderlich. 
 
Der Hessische Landkreistag wandte sich da-
her mit der Forderung an das Hessische Kul-
tusministerium, das 10-Finger-Schreiben als 
Lehrziel zu definieren. 
 
 
Corona-Pandemie, ukrainische geflüchtete 
Kinder und Jugendliche und Schulbetrieb, 
Erfahrungsaustausch  
 
Der HLT-Schul- und Kulturausschuss tausch-
te sich wiederholt zu möglichen Problemstel-
lungen im Bereich der Bewältigung der 
Corona-Pandemie in Schulen sowie der Auf-
nahme ukrainischer geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher aus. Als Ergebnis ist festzuhal-
ten, dass seitens der Landkreise bis zum Zeit-
punkt der Erstellung dieses Geschäftsberichts 
keine größeren Probleme oder Auffälligkeiten 
bestanden. Eine Ausnahme bildete teilweise 
der Bereich der Schülerbeförderung.  
 

Das Gesamtbild basiert u.a. auf einer Umfrage 
bei den Schulverwaltungsamtsleitungen. Inhalt 
war unter anderem die Frage, ob an den Schu-
len noch genügend Räumlichkeiten für die Be-
schulung in Intensivklassen zur Verfügung 
stehen und wie die räumliche Situation an den 
Schulen im Hinblick auf den möglichen Zu-
strom weiterer Geflüchteter aus der Ukraine 
beurteilt wird. Zudem wurde gefragt, ob bereits 
Fach- und Betreuungsräume an den Schulen 
umgenutzt werden, ob dies Auswirkungen auf 
den allgemeinen Schulbetrieb hat und ob ggf. 
die Beschaffung von Klassenraum-Containern 
zur Beschulung erwogen wird.  
 
Das gewonnene Bild gestaltete sich sehr un-
einheitlich. Grundsätzlich war die Aussage 
möglich, dass ländliche Regionen noch eher 
über Raumkapazitäten verfügen, als Landkrei-
se im städtischen Umfeld. Dennoch können die 
Gegebenheiten auch innerhalb eines Landkrei-
ses und auch von Schule zu Schule differieren. 
In einigen Landkreisen war die Situation ange-
spannt, die Kapazitäten sind aber gerade noch 
ausreichend. Andere Landkreise meldeten, 
dass die Raumsituation an mehreren Schul-
standorten sehr angespannt und die vorhande-
nen Räumlichkeiten für die Beschulung von 
zusätzlichen Intensivklassen nicht mehr ausrei-
chend seien. Die Nutzung von Bibliotheks- o-
der Fachräumen wird unterschiedlich gehand-
habt. Auch dies ist von der konkreten Situation 
der jeweiligen Schule abhängig. 
 
Aktuelle Überlegungen, zusätzliche Klassen-
raum-Container einzusetzen, werden derzeit in 
keinem Landkreis angestellt. Entweder sei dies 
angesichts der aktuellen Lage noch nicht erfor-
derlich oder die Marktsituation für Container 
wird als so angespannt angesehen, dass per-
spektivisch andere Lösungen geprüft werden.  
 
 
Hessencampus 
 
Der sogenannte Hessencampus hat sich dem 
lebensbegleitenden Lernen verschrieben und 
zeigt entsprechende Bildungsangebote in Hes-
sen auf. Das Spektrum reicht von der Bil-
dungsberatung über den zweiten Bildungsweg 
bis hin zu Fort- und Weiterbildungen für Er-
wachsene. Das hessische Kultusministerium 
koordiniert die Angeboten und richtet sich mit 
dem Hessencampus an Erwachsene in allen 
Lebensphasen, die das Konzept des lebenslan-
gen Lernens in ihren Alltag integrieren und so 
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weiter vorankommen wollen. Bildung ist der 
Schlüssel zum beruflichen Erfolg und be-
schränkt sich in keiner Weise lediglich auf die 
Kindheit und Jugend.  
 
Die Frage der Zukunft der Initiative „Hessen-
campus – Lebensbegleitendes Lernen", mit 
der vom Ansatz her die „Aus- und Weiterbil-
dungskultur in Hessen“ gestärkt werden soll, 
war erneut Gegenstand einer innerverbandli-
chen Diskussion. Dabei wurde das grundsätz-
liche Bekenntnis dazu deutlich, dass lebens-
langes und lebensbegleitendes Lernen die bes-
te Möglichkeit ist, um auch zukünftig in Ge-
sellschaft und Beruf bestehen zu können.  
 
Anerkannt wird, dass als Fortsetzung oder im 
Zuge der Wiederaufnahme organisierten Ler-
nens nach Abschluss vorangegangener Aus-
bildungsphasen an die Weiterbildung in Zu-
kunft erhöhte Anforderungen gestellt werden. 
Die Weiterbildung steht somit im Spannungs-
feld von gesellschaftlichen Prozessen, von 
Arbeitsmarkt, Wirtschaftsentwicklung und 
Bildungssystem. Sie ist sowohl eine öffentli-
che als auch eine private Aufgabe. Die Bil-
dungslandschaft muss sich den vielen Mög-
lichkeiten des Lebenslangen Lernens und ei-
ner Anpassung des Bildungssystems an aktu-
elle Anforderungen öffnen.  
 
 
Sonstige Arbeitsthemen 
 
Über die zuvor dargestellten Punkte hinaus, 
befasste sich der Verband sowohl im Bereich 
„Bildung“ als auch in den Bereichen Wirt-
schaft, Planung, Umwelt und Verkehr mit ei-
ner Vielzahl weiterer (Dauer-) Themenstel-
lungen, deren detaillierte Darstellung an die-
ser Stelle zu weit führen würde, da hierüber 
u.a. mit rund 400 Rundschreiben informiert 
wurde.  
 
Lediglich beispielhaft und zur weiteren  
Illustrierung des Themenspektrums seien ge-
nannt: Die Durchführung vielfältiger (Blitz-) 
umfragen zu Hygienemaßnahmen in Schulen, 
der Schülerbeförderung und Schülerbetreuung 
im Unterricht. Darüber hinaus wurden auf Ba-
sis entsprechender Umfragen bei den Land-
kreisen vielfältige Stellungnahmen abgege-
ben, u.a. zum Hessischen Entwurf zur Ände-
rung des Wasserhaushaltsgesetzes, zum Tier-
arzneimittelrecht, der Luftverkehrszuständig-
keitsverordnung, zum Sonderprogramm 

„Klimabonus in der sozialen Wohnraumförde-
rung“, zur Kommunalenergierichtlinie, zum 
wasserwirtschaftlichen Fachplan, zum Wirt-
schaftsstrafgesetz-Zuständigkeitsverordnung, 
zu dem hessischen Feiertagsgesetz, zum 
PuSch-Nachfolgeprogramm, zum Landespla-
nungsgesetz, dem hessischen Lehrerbildungs-
gesetz, zum Ladenöffnungsgesetz, der Körper-
schaftswaldverordnung, zu dem Gesetz zur 
Stärkung des Schutzes des Bannwaldes in Hes-
sen, der Verwaltungsvorschrift zur Indirektein-
leiterverordnung, zu einem Eckpunktepapier 
zum hessischen Pestizidreduktionsplan, zum 
Brennstoffemissionshandelsgesetz, zur Ände-
rung des Raumordnungsgesetzes. 
 
 
Zusammenarbeit 
 
Fortgeführt wurde im Berichtszeitraum die tra-
ditionell gute Zusammenarbeit z.B. mit dem 
Hessischen Volkshochschulverband, mit dem 
ein  fortlaufender Austausch im Rahmen des 
Schul- und Kulturausschusses besteht, dem 
MuK (Institut für Medienpädagogik und 
Kommunikation Landesfilmdienst Hessen 
e.V.), dem Hessischen Musikschulverband und 
weiteren Partnern. Erstmals wurde auch ein 
Dialog mit den hessischen Wirtschaftsjunioren 
und dem Landesschülerbeirat geführt.  
 
Zudem wurde ein weiterer intensiver Aus-
tausch mit Arbeitsgemeinschaften oder Ar-
beitskreisen, die unter dem Dach des Hessi-
schen Landkreistages bzw. in Zusammenarbeit 
mit den beiden anderen kommunalen Spitzen-
verbänden eingerichtet sind, gepflegt. Dazu 
gehören aus dem Bereich Wirtschaft, Umwelt, 
Verkehr sowie Schule und Kultur beispiels-
weise die Arbeitsgemeinschaft der Leitungen 
der Ämter für den ländlichen Raum, die AG 
der Schulverwaltungsamtsleitungen, die AG 
der leitenden kommunalen Baubeamten, die 
AG der Veterinäramtsleitungen oder auch der 
AK Informationstechnik und e-Government 
der kommunalen Spitzenverbände in Hessen 
(AK IT). 
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Der Hessische Landkreistag und seine Organe 

 
 
 
Dem Hessischen Landkreistag gehören alle 21 hessischen Landkreise sowie - als kooptierte Mit-
glieder - der Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV) und der Sparkassen- und Giroverband Hessen-
Thüringen (SGVHT) an. Die Organe und Gremien des Hessischen Landkreistages setzen sich wie 
folgt zusammen (Stand: 01. Oktober 2022): 
 
 
 
Präsidium  
 
Präsident: Landrat Wolfgang Schuster, Lahn-Dill-Kreis 
Erster Vizepräsident: Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  
Vizepräsident: Kreistagsvorsitzender Rüdiger Holschuh, Odenwaldkreis 
Vizepräsident: Kreistagsvorsitzender Wolfgang Männer, Main-Taunus-Kreis 
 
Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis 
Landrat Andreas Siebert, Landkreis Kassel  
N.N.   
N.N 
Kreistagsvorsitzender Helmut Herchenhan, Landkreis Fulda 
Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 
 
Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis  
Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis 
Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen 
Landrat Thorsten Stolz, Main-Kinzig-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Carsten Ullrich, Main-Kinzig-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Joachim Veyhelmann, Landkreis Limburg-Weilburg  
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 
Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach 
Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau  
Kreistagsvorsitzender Armin Häuser, Wetteraukreis 
Kreistagsvorsitzende Dagmar Wucherpfennig, Landkreis Darmstadt-Dieburg  
 
Geschäftsführender Direktor Prof. Dr. Jan Hilligardt, Hessischer Landkreistag  
Direktor Dr. Michael Koch, Hessischer Landkreistag  
 
Landesdirektorin Susanne Selbert, LWV Hessen 
Geschäftsführender Präsident Stefan Reuß, SGVHT 
 
Ehrenmitglieder 
Landrat a. D. Gerhard Bökel, Staatsminister a. D., Frankfurt  
Landrat a. D. Robert Fischbach, Dautphetal-Holzhausen 
Landrat a. D. Jürgen Hasheider, Bad Hersfeld 
Landrat a. D. Alfred Jakoubek, Roßdorf 
Landrat a. D. Dr. Dietrich Kaßmann, Bensheim 
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Finanzausschuss  
 
Landrat Jürgen van der Horst, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Landrat Torsten Warnecke, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda 
Landrat Jens Womelsdorf, Landkreis Marburg-Biedenkopf  
Kreistagsvorsitzender Andreas Güttler, Landkreis Kassel 
Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Friedel Lenze, Werra-Meißner-Kreis  
 
Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 
Landrat Michael Köberle, Landkreis Limburg-Weilburg  
Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis (Vorsitzender) 
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Jens Mischak, Vogelsbergkreis  
Kreisbeigeordneter Hans-Peter Stock, Landkreis Gießen  
Kreistagsvorsitzender Johannes Volkmann, Lahn-Dill-Kreis 
 
Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis 
Landrat Thorsten Stolz, Main-Kinzig-Kreis  
Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau (stv. Vorsitzender) 
Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 
Kreisbeigeordneter Matthias Schimpf, Landkreis Bergstraße  
Kreisbeigeordnete Christel Sprößler, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Kreisbeigeordneter Matthias Walther, Wetteraukreis  
 
Beigeordneter Dieter Schütz, LWV Hessen 
 
Rechts- und Europaausschuss  
 
Landrätin Nicole Rathgeber, Werra-Meißner-Kreis  
Landrat Torsten Warnecke, Landkreis Hersfeld-Rotenburg (Vorsitzender) 
Kreistagsvorsitzender Andreas Güttler, Landkreis Kassel  
Kreistagsvorsitzender Helmut Herchenhan, Landkreis Fulda 
Kreistagsvorsitzender Rainer Hesse, Landkreis Waldeck-Frankenberg 
Kreistagsvorsitzender Michael Kreutzmann, Schwalm-Eder-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Detlef Ruffert, Landkreis Marburg-Biedenkopf 
 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 
Landrat Michael Köberle, Landkreis Limburg-Weilburg  
Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen 
Erster Kreisbeigeordneter Thorsten Schorr, Hochtaunuskreis 
Kreisbeigeordneter Axel Fink, Main-Taunus-Kreis 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Prof. Dr. Harald Danne, Lahn-Dill-Kreis 
Kreistagsvorsitzender Dr. Hans Heuser, Vogelsbergkreis  
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße (stv. Vorsitzender) 
Landrat Jan Weckler, Wetteraukreis 
Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau  
Erster Kreisbeigeordneter Lutz Köhler, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Dr. Michael Reuter, Odenwaldkreis  
Kreistagsvorsitzender Carsten Ullrich, Main-Kinzig-Kreis 
 
Präsident der Verbandsversammlung Friedel Kopp, LWV Hessen 
Verbandsgeschäftsführer Klaus Reusch, SGVHT 
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Wirtschafts- und Umweltausschuss 
 
Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis 
Landrat Jürgen van der Horst, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Landrat Torsten Warnecke, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Rainer Wallmann, Werra-Meißner-Kreis  
Erster Kreisbeigeordneter Marian Zachow, Landkreis Marburg-Biedenkopf 
Kreisbeigeordneter Thomas Ackermann, Landkreis Kassel  
 
Landrat Michael Cyriax, Main-Taunus-Kreis (Vorsitzender) 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 
Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen (stv. Vorsitzende) 
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Jens Mischak, Vogelsbergkreis  
Erster Kreisbeigeordneter Thorsten Schorr, Hochtaunuskreis 
Erster Kreisbeigeordneter Jörg Sauer, Landkreis Limburg-Weilburg 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Heinz Schreiber, Lahn-Dill-Kreis  
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 
Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis  
Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau  
Erste Kreisbeigeordnete Claudia Jäger, Landkreis Offenbach 
Kreisbeigeordneter Winfried Ottmann, Main-Kinzig-Kreis 
Kreisbeigeordneter Matthias Walther, Wetteraukreis 
Kreistagsvorsitzende Dagmar Wucherpfennig, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
 
 
Gesundheitsausschuss  
 
Landrat Andreas Siebert, Landkreis Kassel  
Landrat Torsten Warnecke, Landkreis Hersfeld-Rotenbrug 
Landrat Jens Womelsdorf, Landkreis Marburg-Biedenkopf  
Erster Kreisbeigeordneter Karl-Friedrich Frese, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Erster Kreisbeigeordneter Jürgen Kaufmann, Schwalm-Eder-Kreis 
Erster Kreisbeigeordneter Frederik Schmitt, Landkreis Fulda  
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Rainer Wallmann, Werra-Meißner-Kreis 
 
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis 
Erster Kreisbeigeordneter Dr. Jens Mischak, Vogelsbergkreis  
Erste Kreisbeigeordnete Madlen Overdick, Main-Taunus-Kreis  
Erster Kreisbeigeordneter Jörg Sauer, Landkreis Limburg-Weilburg 
Kreisbeigeordneter Stephan Aurand, Lahn-Dill-Kreis  
Kreisbeigeordnete Karin Hechler, Hochtaunuskreis  
Kreisbeigeordneter Hans-Peter Stock, Landkreis Gießen  
 
Landrat Frank Matiaske, Odenwaldkreis  
Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach (stv. Vorsitzender) 
Landrat Klaus Peter Schellhaas, Landkreis Darmstadt-Dieburg (Vorsitzender) 
Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 
Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  
Erste Kreisbeigeordnete Susanne Simmler, Main-Kinzig-Kreis  
Erste Kreisbeigeordnete Diana Stolz, Landkreis Bergstraße  
 
Landesdirektorin Susanne Selbert, LWV Hessen 
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Sozialausschuss  
 
Landrätin Nicole Rathgeber, Werra-Meißner-Kreis  
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  
Erste Kreisbeigeordnete Silke Engler, Landkreis Kassel  
Erster Kreisbeigeordneter Karl-Friedrich Frese, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Erster Kreisbeigeordneter Jürgen Kaufmann, Schwalm-Eder-Kreis  
Erster Kreisbeigeordneter Dirk Noll, Landkreis Hersfeld-Rotenburg  
Kreistagsvorsitzender Detlef Ruffert, Landkreis Marburg-Biedenkopf  
 
Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis  
Landrat Frank Kilian, Rheingau-Taunus-Kreis (Vorsitzender) 
Landrat Michael Köberle, Landkreis Limburg-Weilburg (stv. Vorsitzender) 
Kreisbeigeordneter Stephan Aurand, Lahn-Dill-Kreis  
Kreisbeigeordneter Johannes Baron, Main-Taunus-Kreis  
Kreisbeigeordnete Katrin Hechler, Hochtaunuskreis 
Kreisbeigeordneter Hans-Peter Stock, Landkreis Gießen 
 
Erster Kreisbeigeordneter Walter Astheimer, Landkreis Groß-Gerau 
Erste Kreisbeigeordnete Stephanie Becker-Bösch, Wetteraukreis  
Erste Kreisbeigeordnete Susanne Simmler, Main-Kinzig-Kreis  
Erste Kreisbeigeordnete Diana Stolz, Landkreis Bergstraße  
Kreisbeigeordneter Carsten Müller, Landkreis Offenbach 
Kreisbeigeordnete Christel Sprößler, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Michael Vetter, Odenwaldkreis 
 
Landesdirektorin Susanne Selbert, LWV Hessen  
Erster Beigeordneter Dr. Andreas Jürgens, LWV Hessen 
 
Schul- und Kulturausschuss  
 
Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis (stv. Vorsitzender) 
Landrätin Nicole Rathgeber, Werra-Meißner-Kreis  
Landrat Jürgen van der Horst, Landkreis Waldeck-Frankenberg  
Landrat Thorsten Warnecke, Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  
Erste Kreisbeigeordnete Silke Engler, Landkreis Kassel 
Erster Kreisbeigeordneter Marian Zachow, Landkreis Marburg-Biedenkopf  
 
Landrat Manfred Görig, Vogelsbergkreis  
Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis 
Erster Kreisbeigeordneter Roland Esch, Lahn-Dill-Kreis 
Erster Kreisbeigeordneter Christopher Lipp, Landkreis Gießen 
Kreisbeigeordneter Axel Fink, Main-Taunus-Kreis  
Kreisbeigeordneter (ehrenamtlich) Rainer Scholl, Rheingau-Taunus-Kreis  
Kreistagsvorsitzender Joachim Veyhelmann, Landkreis Limburg-Weilburg  
 
Landrat Christian Engelhardt, Landkreis Bergstraße 
Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach (Vorsitzender) 
Landrat Jan Weckler, Wetteraukreis  
Landrat Thomas Will, Landkreis Groß-Gerau 
Erster Kreisbeigeordneter Oliver Grobeis, Odenwaldkreis 
Erster Kreisbeigeordneter Lutz Köhler, Landkreis Darmstadt-Dieburg 
Kreisbeigeordneter Winfried Ottmann, Main-Kinzig-Kreis  
 
Beigeordneter Dieter Schütz, LWV Hessen 
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Bezirksversammlungen 
 

Nord: Vorsitzender:   Landrat Winfried Becker, Schwalm-Eder-Kreis  
 Stellv. Vorsitzender:  Landrat Bernd Woide, Landkreis Fulda  
 Stellv. Vorsitzender: Kreistagsvorsitzender Andreas Güttler, Landkreis Kassel 
 
Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 
Hauptamtl. Erste/r 
Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  
Kreisbeigeordnete/r 

Fulda Woide, Bernd Herchenhan, Helmut  Schmitt, Frederik  

Hersfeld-Rotenburg Warnecke, Torsten Wiesenberg, Petra  Noll, Dirk   

Kassel Siebert, Andreas Güttler, Andreas Engler, Silke Ackermann, Thomas 

Marburg-Biedenkopf Wolmelsdorf, Jens  Ruffert, Detlef  Zachow, Marian   

Schwalm-Eder-Kreis Becker, Winfried Kreutzmann, Michael Kaufmann, Jürgen  

Waldeck-Frankenberg Van der Horst, Jürgen  Hesse, Rainer   Frese, Karl-Friedrich  

Werra-Meißner-Kreis Rathgeber, Nicole Lenze, Friedel  Wallmann, Dr. Rainer   

 
 

Mitte: Vorsitzende:   Landrätin Anita Schneider, Landkreis Gießen  
 Stellv. Vorsitzender: Landrat Ulrich Krebs, Hochtaunuskreis 
 Stellv. Vorsitzender: Kreistagsvorsitzender Joachim Veyhelmann, Landkreis Limburg-Weilburg  
 
Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 
Hauptamtl. Erste/r 
Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  
Kreisbeigeordnete/r 

Gießen Schneider, Anita  Spandau, Claus Lipp, Christopher 

 

Stock, Hans-Peter 

Zuckermann, Christian 

Hochtaunuskreis Krebs, Ulrich Sechi, Renzo  Schorr, Thorsten Hechler, Katrin 

Lahn-Dill-Kreis Schuster, Wolfgang Volkmann, Johannes Esch, Roland  Aurand, Stephan  

Limburg-Weilburg Köberle, Michael Veyhelmann, Joachim Sauer, Jörg   

Main-Taunus-Kreis Cyriax, Michael  Männer, Wolfgang  Overdick, Madlen Baron, Johannes  

Fink, Axel  

Rheingau-Taunus-Kr. Kilian, Frank  Stolz, Andrè     

Vogelsbergkreis Görig, Manfred Heuser, Dr. Hans  Mischak, Dr. Jens  

 
 

Süd: Vorsitzender:   Landrat Thomas Will, Groß-Gerau  
 Stellv. Vorsitzender:  Landrat Oliver Quilling, Landkreis Offenbach  
 Stellv. Vorsitzender:  Kreistagsvorsitzender Armin Häuser, Wetteraukreis  
 
Landkreis Landrat/rätin Kreistags- 

vorsitzende/r 
Hauptamtl. Erste/r 
Kreisbeigeordnete/r 

Hauptamtl.  
Kreisbeigeordnete/r 

Bergstraße Engelhardt, Christian Kunkel, Joachim  Stolz, Diana  Schimpf, Matthias   

Darmstadt-Dieburg Schellhaas, K. Peter Wucherpfennig,  
Dagmar 

Köhler, Lutz   Sprößler, Christel  

Groß-Gerau Will, Thomas  Meixner-Römer, Rena-
te   

Astheimer, Walter  

Main-Kinzig-Kreis Stolz, Thorsten  Ullrich, Carsten  Simmler, Susanne  Ottmann, Winfried  

Odenwaldkreis Matiaske, Frank Holschuh, Rüdiger Grobeis, Oliver   

Offenbach Quilling, Oliver  Horn, Volker  Jäger, Claudia  Müller, Carsten 

Wetteraukreis Weckler, Jan  Häuser, Armin  Becker-Bösch, Stepha-
nie  

Walther, Matthias  
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Konferenz der Kreistagsvorsitzenden  
 

 
Landkreis 
 

 
Kreistagsvorsitzende/r 

Bergstraße Kunkel, Joachim   

Darmstadt-Dieburg Wucherpfennig, Dagmar  

Fulda Herchenhan, Helmut  

Gießen Spandau, Claus   

Groß-Gerau Meixner-Römer, Renate  

Hersfeld-Rotenburg Wiesenberg, Petra  

Hochtaunuskreis Sechi, Renzo  

Kassel Güttler, Andreas 

Lahn-Dill-Kreis Volkmann, Johannes  

Limburg-Weilburg Veyhelmann, Joachim (MdL) (Vorsitzender) 
 

Main-Kinzig-Kreis Ullrich, Carsten (Bgm.) 

Main-Taunus-Kreis Männer, Wolfgang  

Marburg-Biedenkopf Ruffert, Detlef  

Odenwaldkreis Holschuh, Rüdiger (MdL) 

Offenbach Horn, Volker   

Rheingau-Taunus-Kreis Stolz, Andrè 

Schwalm-Eder-Kreis Kreutzmann, Michael (stv. Vorsitzender) 

Vogelsbergkreis Heuser, Dr. Hans   

Waldeck-Frankenberg Hesse, Rainer   

Werra-Meißner-Kreis Lenze, Friedel (Bgm.) 

Wetteraukreis Häuser, Armin 

 

LWV Hessen 

 

Kopp, Friedel (Präsident der Verbandsversamm-
lung)  
 

 

 
  



95 

 
Geschäftsstelle des Hessischen Landkreistages 
(Stand: 01.10.2022) 
 
 
 
 
 
Geschäftsführung: Herr Prof. Dr. habil. Jan Hilligardt (Geschäftsf. Direktor) 

Herr Dr. Michael Koch (Direktor) 
 
 
Referate:   Herr Tim Ruder 
    Herr Daniel Rühl 
    Herr Lorenz Wobbe 
    Herr Felix Würfel  
 
 
Sachgebiete:   Herr Cornel Ahlers (Referent)  
    Frau Laura Brennert (Referentin)  

Frau Christiane Gasser 
    Frau Brigitte Hißnauer (Referentin)  

Frau Melanie Knauer  
Frau Anne Monreal-Horn (Referentin) 
Frau Cordula Schwarzmeier (Referentin)  
Frau Dr. Tatjana Teschner (Referentin)  
Frau Jutta Theis (Referentin)  
 
Herr Christopher Roos (Referent / OZG-Koordinierungsstelle) 
Herr Alexander Wilfer (Referent / OZG-Koordinierungsstelle) 

 
 
Sekretariate:   Frau Patricia Rehn 
    Frau Vanessa Streiner  
    Frau Yvonne Welcher 
    Frau Antje Zipfel  
 
 
Poststelle:   Herr Erik Kropp  
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Rechnungsjahr Land Hessen hessische Gemeinden/Gv.

1993 53,5 46,5

1994 53,3 46,7

1995 54,4 45,6

1996 53,6 46,4

1997 52,9 47,1

1998 52,9 47,1

1999 52,1 47,9

2000 52,1 47,9

2001 51,9 48,1

2002 53,5 46,5

2003 54,6 45,4

2004 52,4 47,6

2005 52,6 47,4

2006 51,3 48,7

2007 50,7 49,3

2008 50,5 49,5

2009 50,8 49,2

2010 51,0 49,0

2011 53,5 46,5

2012 52,5 47,5

2013 53,5 46,5

2014 53,2 46,8

2015 53,2 46,8

2016 54,8 45,2

2017 51,8 48,2

2018 52,2 47,8

2019 51,8 48,2

2020 50,4 49,6

2021 51,9 48,1

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen

*) Nach LFA, GU, KFA-Steuerverbund (periodengerecht), Grunderwerbsteuerzuweisungen und 
Kompensationsleistungen für die Verluste der Kommunen durch die Neuordnung des 
Familienleistungsausgleichs unter Berücksichtigung der Spitzabrechnung der Folgekosten der Deutschen 
Einheit bis 2006

Anteile von Land und Gemeinden/Gemeindeverbände an den in Hessen 
verbleibenden Steuereinnahmen *)

- in % -
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Jahr Insgesamt Veränd. im Kommunalen Veränd. außerhalb Veränd. Anteil
(%) Finanzausgleich (%) des KFA (%) %

1990 2.729,9 5,4 2.044,6 4,4 685,3 8,5 25,1

1991 3.009,3 10,2 2.177,8 6,5 831,5 21,3 27,6

1992 3.371,0 12,0 2.415,4 10,9 955,7 14,9 28,3

1993 3.582,0 6,3 2.536,8 5,0 1.045,2 9,4 29,2

1994 3.584,8 0,1 2.452,9 -3,3 1.131,9 8,3 31,6

1995 3.616,2 0,9 2.503,8 2,1 1.112,4 -1,7 30,8

1996 3.584,8 -0,9 2.361,7 -5,7 1.223,1 10,0 34,1

1997 3.492,6 -2,6 2.452,6 3,8 1.040,1 -15,0 29,8

1998 3.307,0 -5,3 2.426,2 -1,1 450,3 -56,7 13,6

1999 3.416,6 3,3 2.553,1 5,2 441,5 -2,0 12,9

2000 3.413,5 -0,1 2.630,3 3,0 400,4 -9,3 11,7

2001 3.415,1 0,0 2.698,2 2,6 716,9 79,0 21,0

2002 3.417,1 0,1 2.692,6 -0,2 724,5 1,1 21,2

2003 3.488,9 2,1 2.695,1 0,1 793,8 9,6 22,8

2004 3.133,3 -10,2 2.407,2 -10,7 726,1 -8,5 23,2

2005 3.480,4 11,1 2.454,3 2,0 1.026,1 41,3 29,5

2006 3.690,0 6,0 2.547,9 3,8 1.142,0 11,3 30,9

2007 4.452,6 20,7 3.211,5 26,0 1.241,1 8,7 27,9

2008 4.422,0 -0,7 3.278,1 2,1 1.144,5 -7,8 25,9

2009 4.433,6 0,3 3.271,7 -0,2 1.161,9 1,5 26,2

2010 4.121,0 -7,1 2.846,9 -13,0 1.274,1 9,7 30,9

2011 1) 4.800,5 16,5 3.220,6 13,1 1.579,9 24,0 32,9

2012 4.954,4 3,2 3.591,5 11,5 1.362,9 -13,7 27,5

2013 5.459,9 10,2 3.820,5 6,4 1.639,4 20,3 30,0

2014 5.453,0 -0,1 4.037,9 5,7 1.415,1 -13,7 26,0

2015 5.863,0 7,5 4.108,5 1,7 1.754,5 24,0 29,9

2016 6.654,1 13,5 4.307,5 4,8 2.346,6 33,7 35,3

2017 7.653,3 15,0 4.586,8 6,5 3.066,5 30,7 40,1

2018 7.949,1 3,9 4.973,2 8,4 2.975,9 -3,0 37,4

2019 8.068,7 1,5 5.211,0 4,8 2.857,7 -4,0 35,4

2020 10.492,9 30,0 5.863,2 12,5 4.629,7 62,0 44,1

2021 9.810,3 -6,5 6.186,8 5,5 3.623,5 -21,7 36,9

2022 Soll 10.264,9 4,6 6.448,2 4,2 3.816,7 5,3 37,2

1) Ohne Schlaglochprogramm in Höhe von 80 Mio. Euro.

Quellen: Hessisches Ministerium der Finanzen; Berechnung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse 
Hessisches Ministerium der Finanzen; Zahlungen an Gemeinden/Gv. und Zweckverbände außerhalb des KFA

davon

1)
1)
1)
1)

Leistungen des Landes an die hessischen Kommunen und Zweckverbände

– in Mio Euro  –
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Jahr Gesamtschlüsselmasse
inkl. Allg. Finanzzuweisung

an den LWV Hessen
Jahr T Euro T Euro %

1993 1.581.687         562.455       35,56

1994 1.387.592         561.098       40,44

1995 1.398.406         565.767       40,46

1996 1.382.048         559.149       40,46

1997 1.455.955         561.208       38,55

1998 1.399.521         510.131       36,45

1999 1.453.620         523.303       36

2000 1.535.413         515.899       33,6

2001 1.626.875         530.908       32,63

2002 1.642.240         535.923       32,63

2003 1.602.966         523.105       32,63

2004 1.309.801         427.181       32,61

2005 1.354.696         442.086       32,63

2006 1.421.210         463.792       32,63

2007 1.663.230         542.772       32,63

2008 1.910.055         623.320       32,63

2009 1.852.812         604.639       32,63

2010 1.479.112         481.528       32,56

2011 1.764.461         579.385       32,84

2012 2.118.398         691.310       32,63

2013 2.320.646         725.476       31,26

2014 2.424.736         796.421       32,85

2015 2.509.291         824.371       32,85

2016 3.161.565         996.492       31,52

2017 3.351.082         1.101.836       32,88

2018 3.491.545         1.170.302       33,52

2019 3.601.266         1.202.720       33,40

2020 4.062.482         1.275.110       31,39

2021 4.133.096         1.247.149       30,17

2022 4.199.145         1.256.746       29,93

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen; Berechnung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse

davon Landkreise

Steuerverbundmasse (unbereinigt)
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Mio Euro Mio Euro Mio Euro Mio Euro %
1 2 3 4 5 6

1993 1.352,1 504,3 1.856,4 2.946,2 63,01

1994 1.569,1 522,4 2.091,4 3.136,3 66,69

1995 1.624,8 500,8 2.125,6 3.199,3 66,44

1996 1.566,5 482,6 2.049,1 3.207,7 63,88

1997 1.475,7 481,5 1.957,3 3.178,0 61,59

1998 1.422,7 499,1 1.921,8 3.173,4 60,56

1999 1.390,4 577,6 1.968,0 3.326,0 59,17

2000 1.403,9 576,1 1.980,0 3.468,0 57,09

2001 1.410,6 567,7 1.978,3 3.369,5 58,71

2002 1.447,9 562,7 2.010,6 3.550,1 56,64

2003 1.522,8 582,2 2.105,0 3.527,7 59,67

2004 1.554,4 586,5 2.140,9 3.595,3 59,55

2005 2.071,6 627,9 2.699,5 4.396,8 61,40

2006 2.293,5 624,2 2.917,7 4.871,0 59,90

2007 2.240,8 631,3 2.872,1 4.434,8 64,76

2008 2.233,1 615,5 2.848,6 4.548,6 62,62

2009 2.378,0 647,9 3.025,8 4.710,8 64,23

2010 2.438,5 709,3 3.147,8 4.896,8 64,28

2011 2.420,3 736,7 3.157,0 4.972,8 63,49

2012 2.562,2 755,7 3.317,9 5.154,3 64,37

2013 2.686,5 788,8 3.475,3 5.432,3 63,97

2014 2.837,3 788,2 3.625,5 5.561,4 65,19

2015 3.038,6 821,0 3.859,6 5.838,2 66,11

2016 3.578,4 822,0 4.400,4 6.373,2 69,05

2017 3.629,8 851,8 4.481,6 6.523,4 68,70

2018 3.641,7 923,1 4.564,8 6.738,0 67,75

2019 3.601,3 939,6 4.540,9 6.865,5 66,14

2020 3.858,2 893,0 4.751,2 7.172,1 66,25
Zuwachs 1993-2020 2.506,1 388,7 2.894,7 4.225,9

Haus-
halts-
jahr

Ausgaben für 
Soziales LWV-Umlage

Aufwendungen 
soziale 

Sicherung

Ausgaben 
Verwaltungs-
haushalt ohne 

Abdeckung 
Altfehlbeträge

Anteil 
Aufwendungen 

soziale Sicherung 
an Ausgaben 
Verwaltungs-

haushalt

Anteil Aufwendungen soziale Sicherung an Ausgaben Verwaltungshaushalt
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1.1 1.2 1.3 2.1 2.2 2.3

Landkreis

zum zum zum zum zum zum

31.12.2021 31.12.2021 31.12.2021 31.12.2022 31.12.2022 31.12.2022

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

Bergstraße 3.708.205 -817.428 0 -5.061.826 -11.049.743 0

Darmstadt-Dieburg -3.234.795 -3.846.443 0 -30.169.538 -45.829.151 60.000.000

Groß-Gerau 1.107.830 -5.491.776 0 5.508.400 321.400 0

Hochtaunus 7.561.516 9.158.675 0 -8.461.160 -10.847.292 10.000.000

Main-Kinzig 6.322.471 -2.810.639 0 14.501.914 11.068.276 30.000.000

Main-Taunus -2.383.138 280.563 0 -11.886.676 -10.193.030 20.000.000

Odenwaldkreis -1.872.185 792.201 0 -3.999.928 -5.897.838 8.000.000

Offenbach 29.590.574 5.246.813 2.418.000 -6.803.366 -11.516.156 2.232.000

Rheingau-Taunus 5.482.184 2.102.258 0 18.250 -5.171.030 20.000.000

Wetterau 8.836.361 -9.332.009 0 -17.719.619 -34.728.879 0 €

Reg.Bez.Darmstadt 55.119.023 -4.717.786 2.418.000 -64.073.549 -123.843.443 150.232.000

Gießen 13.187.083 9.886.938 0 -5.220.690 -10.435.460 25.000.000

Lahn-Dill 7.030.502 5.907.375 0 2.623.485 -13.788.026 20.000.000

Limburg-Weilburg 10.027.098 468.078 0 2.892.900 1.104.454 0

Marburg-Biedenkopf 8.429.465 10.605.067 0 -2.983.218 -3.736.353 15.000.000

Vogelsberg 306.905 101.879 0 2.020 225.420 20.000.000

Reg.Bez. Gießen 38.981.052 26.969.336 0 -2.685.503 -26.629.965 80.000.000

Fulda 0 12.164.637 0 13.062.800 2.331.600 0

Hersfeld-Rotenburg 12.789.642 4.565.810 0 266.401 -7.142.495 5.000.000

Kassel      -4.112.606 -10.167.480 0 -6.838.222 -16.075.078 20.000.000

Schwalm-Eder 5.828.224 2.194.400 0 -3.801.624 -4.956.015 25.000.000

Waldeck-Frankenberg 9.080.000 5.963.420 0 -2.740.003 -6.577.678 25.000.000

Werra-Meißner  8.964.387 4.355.500 0 217.567 -3.555.217 0

Reg.Bez. Kassel 32.549.647 19.076.287 0 166.919 -35.974.883 75.000.000

Land Hessen 126.649.722 41.327.837 2.418.000 -66.592.133 -186.448.291 305.232.000

Gesamtergebnis-
rechnung 

Gesamtergebnis

Gesamtfinanzrechnung 
Saldo / 

Innenfinanzierungskraft 
Verbindlichkeiten aus 

Liquiditätskrediten
Gesamtergebnishaushalt 

Gesamtergebnis
Gesamtfinanzhaushalt Saldo 
/  Innenfinanzierungskraft 

Erwartete Verbindlichkeiten 
aus Liquiditätskrediten 

(Haushaltssatzung)

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2021 und 2022
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Bergstraße 30,65 20,57 51,22 31,55 20,57 52,12

Darmstadt-Dieburg 34,68 18,77 53,45 34,68 20,32 55,00

Groß-Gerau 34,04 21,40 55,44 38,81 34,04 21,40 55,44 38,81

Hochtaunus            *1 35,36 18,75 54,11 35,77 18,34 54,11

Main-Kinzig 32,47 15,50 47,97 34,80 34,27 15,50 49,77 36,60

Main-Taunus 31,05 15,45 46,50 31,05 15,90 46,95

Odenwaldkreis 33,49 19,66 53,15 33,49 19,66 53,15

Offenbach 31,82 18,90 50,72 33,09 16,87 49,96

Rheingau-Taunus 28,46 20,19 48,65 28,58 20,40 48,98

Wetterau 29,60 13,75 43,35 30,50 13,02 43,52

Reg.Bez.Darmstadt 32,16 18,29 50,46 36,81 32,70 18,20 50,90 37,71

Gießen 33,90 17,60 51,50 35,57 33,40 18,10 51,50 35,07

Lahn-Dill               *2 33,72 17,08 50,80 36,19 15,62 51,81

Limburg-Weilburg 32,65 17,85 50,50 31,90 17,60 49,50

Marburg-Biedenkopf 29,36 20,25 49,61 35,93 29,36 20,25 49,61 35,93

Vogelsberg 36,49 17,40 53,89 36,49 19,02 55,51

Reg.Bez. Gießen 33,22 18,04 51,26 35,75 33,47 18,12 51,59 35,50

Fulda 30,57 17,50 48,07 35,55 30,57 17,50 48,07 35,55

Hersfeld-Rotenburg 34,08 15,95 50,03 35,00 15,83 50,83

Kassel      30,20 20,80 51,00 30,20 20,80 51,00

Schwalm-Eder 28,41 18,49 46,90 28,41 17,85 46,26

Waldeck-Frankenberg 29,91 16,50 46,41 29,91 16,50 46,41

Werra-Meißner  33,45 16,44 49,89 33,45 16,33 49,78

Reg.Bez. Kassel 31,10 17,61 48,72 35,55 31,26 17,47 48,73 35,55

Land Hessen 32,11 18,04 50,15 36,13 32,47 17,97 50,44 36,39

*1 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 29,48 % (2021) bzw. 30,21 % (2022)   
*2 Hebesatz Kreisumlage für Sonderstatusstadt ohne Schulträgerschaft: 31,19 % (2021) bzw. 33,66 % (2022)   

3.1 3.2 3.3 3.4 3.5 3.6 3.7 3.8

Landkreis

Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage Kreisumlage Schulumlage Gesamt Kreisumlage
Sonderstatusstädte Sonderstatusstädte

mit Schulträgerschaft mit Schulträgerschaft

2021 2021 2021 2021 2022 2022 2022 2022
in % in % in % in % in % in % in % in %

Hebesatz Hebesatz

Auswertung zur Haushaltssituation der hessischen Landkreise in den Haushaltsjahren 2021 und 2022
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4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 4.7 4.8 5.1 5.2

Landkreis Ergebnis Produktbereich 05 LWV-Umlage
Soziale Leistungen

2021 2022 2021 2022 2021 2022 2021 2022 2021 2022
in % in %

Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro Euro

Bergstraße 99.973.442 103.815.555 21.713.689 18.302.056 51.086.460 56.210.000 59.077.480 67.731.380 78,98 80,89

Darmstadt-Dieburg 125.455.972 137.618.716 20.285.107 26.515.436 55.793.908 60.706.833 63.245.550 69.043.857 78,45 83,44

Groß-Gerau 123.083.272 125.350.200 23.761.788 19.812.600 54.700.596 58.172.900 40.058.505 36.261.700 75,30 72,88

Hochtaunus  106.341.208 112.104.082 12.487.829 15.469.385 52.407.656 55.547.144 30.088.761 33.891.049 75,73 78,49

Main-Kinzig 179.435.838 189.731.940 43.083.864 54.206.000 84.294.857 91.739.129 55.803.619 57.844.745 77,22 76,00

Main-Taunus 117.393.168 129.893.010 13.155.531 16.880.638 60.656.331 67.288.400 35.914.361 38.327.988 83,38 87,77

Odenwaldkreis 33.004.228 34.006.578 7.197.572 6.630.058 17.553.060 19.087.749 21.652.421 23.279.922 70,04 71,22

Offenbach 165.716.804 165.129.154 29.508.581 35.223.079 71.790.703 83.811.000 66.564.012 71.147.323 84,29 79,87

Rheingau-Taunus 72.666.830 76.413.062 9.747.709 8.924.060 35.073.240 38.493.880 33.880.390 36.095.397 81,97 83,01

Wetterau 143.161.199 138.822.389 14.551.857 19.532.732 57.953.808 64.037.432 40.918.785 67.971.848 85,24 90,59

Reg.Bez.Darmstadt 1.166.231.961 1.212.884.686 195.493.528 221.496.044 541.310.619 595.094.467 447.203.884 501.595.209 79,06 80,42

Gießen 116.892.811 133.557.450 20.353.486 22.978.500 53.479.930 58.791.700 30.364.319 35.306.250 72,73 81,90

Lahn-Dill 111.409.696 123.252.619 16.073.441 20.220.779 49.262.612 54.350.670 23.618.490 26.562.442 70,98 72,74

Limburg-Weilburg 68.142.400 76.499.204 9.925.564 11.222.301 31.455.540 34.900.617 20.679.600 23.075.382 67,34 73,36

Marburg-Biedenkopf 102.988.219 113.268.704 13.375.253 16.056.313 50.632.925 56.117.000 31.597.051 29.594.959 77,77 79,79

Vogelsberg 47.166.088 50.963.070 7.136.477 7.890.550 19.332.408 20.958.900 24.528.341 25.117.200 82,74 83,55

Reg.Bez. Gießen 446.599.214 497.541.047 66.864.221 78.368.443 204.163.415 225.118.887 130.787.801 139.656.233 74,31 78,27

Fulda 43.636.716 96.463.626 0 16.134.404 43.636.716 47.352.900 0 28.846.457 26,56 74,50

Hersfeld-Rotenburg 47.399.930 52.010.937 4.949.161 5.437.706 22.362.708 24.228.244 24.068.587 27.399.656 72,40 77,07

Kassel      97.210.935 100.646.469 7.900.221 8.864.534 42.582.828 45.993.377 39.942.321 39.122.397 78,40 77,47

Schwalm-Eder 65.565.890 68.407.460 5.327.496 7.256.000 32.530.358 35.545.700 24.893.341 26.630.735 71,15 72,44

Waldeck-Frankenberg 59.206.621 67.471.349 5.322.085 6.685.101 29.295.132 32.073.800 15.561.015 18.464.285 63,30 70,56

Werra-Meißner  41.695.145 47.465.519 4.868.895 6.096.732 18.241.014 19.727.233 15.028.683 15.406.127 70,25 76,00

Reg.Bez. Kassel 354.715.237 432.465.360 28.367.858 50.474.478 188.648.756 204.921.254 119.493.948 155.869.658 63,68 74,67

Land Hessen 1.967.546.411 2.142.891.092 290.725.607 350.338.965 934.122.790 1.025.134.608 697.485.633 797.121.100 73,53 78,26

incl. LWV-Umlage

davon
Zuschussbedarf

Saldo nach ILV Saldo nach ILV

Ergebnis Produktbereich 06   - Kinder-
, Jugend- und Familienhilfe 

Anteil Zuschussbedarf/-betrag PB 05 
und 06 an allg. Deckungsmittelnfür SGB II
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6 7.1 7.2 7.3 7.4 7.5 7.6

Landkreis Einwohnerzahl

30.09.2021 insgesamt je Einw. insgesamt je Einw. insgesamt je Einw.
gem. HSL

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 
für Investitionen gem. Schuldenstatistik 

des HSL
Verbindlichkeiten aus Liquiditätskrediten 

gem. Schuldenstatistik des HSL

Verbindlichkeiten der Sondervermögen mit 
Sonderrechnung, der ant. Schulden im 

Rahmen von Mitgliedschaften in 
Zweckverbänden sowie ant. Schulden im 

Rahmen der Beteiligung an wirtschaftlichen 
Unternehmen

zum Ende 2021 zum Ende 2021 zum Ende 2021

Euro Euro Euro Euro Euro Euro

Bergstraße 270.994 42.693.371 160,25 0 0,00 133.773.773 493,64

Darmstadt-Dieburg 297.248 153.480.734 511,60 0 0,00 380.019 1,28

Groß-Gerau 275.602 265.161.447 962,12 0 0,00 6.613.417 24,00

Hochtaunus 237.007 577.374.350 2.436,11 0 0,00 197.821.645 834,67

Main-Kinzig 421.936 212.881.609 504,54 0 0,00 154.584.000 366,37

Main-Taunus 239.092 345.730.934 1.446,02 0 0,00 76.388.000 319,49

Odenwaldkreis 96.907 25.692.406 265,12 0 0,00 134.718.000 1.390,18

Offenbach 356.559 354.332.286 993,75 2.418.000 6,78 4.279.399 12,00

Rheingau-Taunus 187.383 91.126.576 484,57 0 0,00 90.937.000 485,30

Wetterau 310.484 121.669.790 391,87 0 0,00 17.136.890 55,19

Reg.Bez.Darmstadt 2.693.212 2.190.143.503 813,21 2.418.000 0,90 816.632.143 303,22

Gießen 271.728 105.012.362 386,46 0 0,00 4.570.000 16,82

Lahn-Dill 253.285 392.440.526 1.549,40 0 0,00 68.859.644 271,87

Limburg-Weilburg 172.505 33.933.695 196,71 0 0,00 137.602.800 797,67

Marburg-Biedenkopf 245.206 91.704.348 373,99 0 0,00 9.795.492 39,95

Vogelsberg 105.436 56.944.784 540,09 0 0,00 26.601.751 252,30

Reg.Bez. Gießen 1.048.160 680.035.714 648,79 0 0,00 247.429.687 236,06

Fulda 222.845 90.233.610 404,92 0 0,00 1.203.883 5,40

Hersfeld-Rotenburg 120.123 137.114.613 1.141,45 0 0,00 58.602.000 487,85

Kassel      236.921 129.310.713 545,80 0 0,00 32.579.321 137,51

Schwalm-Eder 179.924 88.180.380 490,10 0 0,00 0 0,00

Waldeck-Frankenberg 156.502 180.552.955 1.160,16 0 0,00 50.526.269 322,85

Werra-Meißner  99.918 74.806.686 748,68 0 0,00 168.752 1,69

Reg.Bez. Kassel 1.016.233 700.198.957 689,01 0 0,00 143.080.225 140,79

Land Hessen 4.757.605 3.570.378.174 750,46 2.418.000 0,51 1.207.142.055 253,73
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